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Bericht 

über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen für 
Getreide, Reis, Obst und Gemüse, Wein, 
Schweinefleisch, Rindfleisch, Geflügelfleisch, Eier, 
Milch und Milcherzeugnisse, Fette 
für die Zeit von Juli 1966 bis Juni 1967 

Das Wirtschaftsjahr — dargestellt durch verbundene Jahreszahlen, z. B. 1966/67 — 
umfaßt den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Juni. Abweichende Produktionsjahre in 
einzelnen Marktorganisationen sind als solche gekennzeichnet; gelegentlich ist 
dann zur Klarstellung beim Wirtschaftsjahr noch „Juli/Juni" hinzugesetzt. 
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Zusammenfassung 

Im Berichtszeitraum Juli 1966/Juni 1967 durchlief die Wirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland eine Phase der Rezession. Das verfüg- 
bare Einkommen der privaten Haushalte wies im 2. Halbjahr 1966 eine 
Zuwachsrate von 5,7 ®/o gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit- 
raum, im ersten Halbjahr 1967 nur noch eine solche von 2,9 Vo auf, 
während die Steigerungsraten in den Jahren davor sich zwischen 
7 und 10 bewegten. Noch geringere Zuwachsraten wies das Ein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit auf. Bei gleichzeitig hoher Spar- 
quote wirkte sich die Abschwächung des konsumfähigen Einkommens 
im letzten Quartal des Wirtschaftsjahres schließlich auch deutlich auf 
die Nachfrage nach relativ teuren Nahrungsmitteln aus, besonders 
regional dort, wo die Höhe der Haushaltseinkommen gemindert oder 
gefährdet war. So hat sich im ersten Halbjahr 1967 eine merkliche 
Abschwächung der Nachfrage nach Fleisch ergeben, das den Haupt- 
posten der Haushaltsausgaben für Nahrungsmittel bildet. 

Im Berichtsjahr nahm die zu versorgende Bevölkerung infolge des 
Rückgangs der Zahl der ausländischen Arbeiter nur um 0,9 ®/o gegen- 
über 1,2 ®/o im Vorjahr zu. Die Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro- 
dukte unterschritten im Wirtschaftsjahr 1966/67 zumeist das relativ 
hohe Vorjahrsniveau. Da die Handels- und Verarbeitungsspannen 
sich überwiegend ausweiteten, erhöhten sich die Verbraucherpreise 
— im Vergleich zur Entwicklung der Erzeugerpreise — oftmals stär- 
ker, oder sie gingen weniger stark zurück. Im Durchschnitt des Wirt- 
schaftsjahres 1966/67 blieb das Niveau der Verbraucherpreise für 
Ernährungsgüter etwa auf der Vorjahrshöhe (Anstieg um 0,1 ^/o), 
hierbei war der saisonübliche Preisanstieg im ersten Halbjahr 1967 
schwächer ausgeprägt als im Jahre davor. 

Für die von den EWG-Marktorganisationen erfaßten Erzeugnisse 
ergaben sich folgende Veränderungen in der Versorgung und den 
Preisen im Wirtschaftsjahr 1966/67 gegenüber 1965/66 (Bei der 
Beurteilung der prozentualen Veränderungen sind die jeweiligen 
Mengen zu berücksichtigen) : 
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Das letzte Jahr vor der Einführung der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Getreide verlief im ganzen ohne große Besonderheiten. Wäh- 
rend die von den Erzeugern erlösten Preise — nicht zuletzt als Folge 
des Verkaufs besserer Brotgetreidequalitäten — sich leicht erhöhten, 
stiegen die Verbraucherpreise für Brot und Backerzeugnisse deutlich 
an. 

Seit dem 1. Juli 1967 besteht in den Mitgliedstaaten der EWG ein 
gemeinsames Marktsystem für Getreide, das im wesentlichen auf den 
gleichen Grundsätzen beruht wie die bisherige EWG-Marktordnung. 
Die im Dezember 1964 vom Rat der EWG festgesetzten gemeinsamen 
Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1967/68 liegen um rund 50 DM 
je t, das sind 10 bis 12 niedriger als die deutschen Preise im Berichts- 
jahr 1966/67. Der Senkung der Getreidepreise am 1. Juli 1967 in der 
Bundesrepublik Deutschland folgten die Mehlpreise, regional unter- 
schiedlich und zeitlich abgestuft, im Durchschnitt etwa in gleichem 
Ausmaß; die Brotpreise blieben jedoch, abgesehen von Sonderangebo- 
ten, bisher unverändert. Bei Braugerste wurden im ersten Quartal des 
Wirtschaftsjahres 1966/67 die Interventionspreise für Gerste um 
durchschnittlich 16 Vo überschritten; bis September 1967 lagen jedoch 
die Marktpreise für Braugerste nur um 11 ^/o über den niedrigeren 
Interventionspreisen. 

Im Reiswirtschaftsjahr 1966/67 (September/ August) wurde in der 
Gemeinschaft die allmähliche Annäherung der Reispreise in den Nicht- 
erzeugerländern an die höheren Preise der Erzeugerländer weiter 
fortgesetzt. Beim Übergang von der alten Regelung gemäß der Ver- 
ordnung Nr. 16/64 zur gemeinsamen Marktorganisation für Reis 
ergaben sich keine besonderen Schwierigkeiten. Die neue Markt- 
organisation für Reis wird seit dem 1. September 1967 angewendet. 
Bei einer um 9 ^/o verminderten Einfuhr erreichte 1966/67 der aus den 
Ländern der Gemeinschaft stammende Anteil rund 17 Vo (Vorjahr: 
13 *^/o). Rückläufig war vor allem die Einfuhr aus asiatischen und latein- 
amerikanischen Ländern, dagegen stieg der Anteil der Einfuhr aus den 
üSA auf 43 ^/o (Vorjahr: 26 Vo) an. Die durchschnittliche Erhöhung der 
deutschen Einzelhandelspreise war geringer als die mit der Anhebung 
der Schwellenpreise eingetretene durchschnittliche Kostenerhöhung. 
Diese Preisgestaltung wurde auch durch die abgeschwächte Nachfrage 
beeinflußt. Der Reisverbrauch ging im Berichtsjahr um rund 15 Vo auf 
1,7 kg je Kopf zurück. 

Die im Oktober 1966 verabschiedeten Verordnungen über zusätzliche 
Vorschriften für den Obst- und Gemüsemarkt und über die Anwen- 
dung der Qualitätsnormen für Obst und Gemüse auf den Binnen- 
märkten der Mitgliedstaaten bestimmen unter anderem die Förderung 
von Erzeugerorganisationen und ermöglichen unter gewissen Voraus- 
setzungen Interventionen am Markt. Trotz der um 25 Vo größeren 
Inlandsernte an Obst hielt sich 1966/67 die Einfuhr auf der Höhe des 
Vorjahres. Bei rückläufigen Erzeuger- und Verbraucherpreisen lag der 
Obstverbrauch je Kopf um rund 15 Vo höher als im Vorjahr. Bei Süd- 
früchten nahm die Einfuhr von Bananen um 5 zu. Während die Ein- 
fuhr von Klementinen, Satsumas und Pampelmusen weiterhin anstieg, 
blieb die Einfuhr von Apfelsinen um 6 Vo hinter der Vorjahresmenge 
zurück. Dabei lagen die Verbraucherpreise für Apfelsinen um 6 ^/o 
unter dem Vorjahr. Die Referenzpreisregelung kam im Berichtsjahr 
nicht zur Anwendung, hatte aber die Wirkung, daß die Exportländer, 
insbesondere Spanien, den Umfang ihrer Apfelsinen-Lieferungen der 
Nachfrage anzupassen suchten. Die große inländische Gemüseerzeu- 
gung für den Markt führte 1966/67 bei nur wenig verringerter Einfuhr 
zu rückläufigen Preisen. Auch bei Gemüse wurden im Berichtsjahr 
keine Ausgleichsabgaben nach dem Referenzpreissystem erhoben. 

Die Weinmosternte 1966 war um 4 Vo geringer als die vorjährige, sie 
entsprach qualitativ ungefähr dem guten Jahrgang 1964. Die Absatz- 
und Preisentwicklung erübrigte ein Eingreifen des nationalen Stabili- 
sierungsfonds. Der Trinkweinverbrauch hielt 1966/67 sein Niveau. 
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Der von der Kommission der EWG Ende Juni 1967 vorgelegte Vor- 
schlag für eine Weinmarktordnung wird zur Zeit beraten. Wegen der 
bestehenden inneren Zusammenhänge wird eine gemeinsame Ver- 
abschiedung von Weinmarktordnung, Qualitätsweinverordnung und 
Weinrechtsangleichung durch den Rat angestrebt. Auch im Jahre 1966 
wurden die EWG-Kontingente für die Weineinfuhr nicht erhöht, da 
die erforderlichen Voraussetzungen, nämlich Fortschritte bei der Aus- 
arbeitung der gemeinsamen Marktorganisation für Wein, nicht 
gegeben waren. Die Bundesregierung, die für das Kalenderjahr 1966 
autonom zusätzliche Einfuhrmöglichkeiten für Qualitätsweine aus 
EWG-Ländern in Höhe von 200 000 hl eröffnet hatte, strebt für das 
Kalenderjahr 1967 eine ähnliche Regelung an. 

Im Berichtsjahr war die EWG-Regelung zur schrittweisen Errichtung 
eines gemeinsamen Marktes für Schweinefleisch keinen außergewöhn- 
lichen Belastungen ausgesetzt. Am 1. Juli 1967 trat die Grundverord- 
nung über den gemeinsamen Markt für Sdiweinefleisch in Kraft, deren 
wichtigste Grundsätze in einer für die gesamte Gemeinschaft einheit- 
lichen Preis- und Handelsregelung und in dem Fortfall der Abschöp- 
fungen im innergemeinschaftlichen Warenverkehr bestehen. 

Im Rahmen des Schweinezyklus trat im Berichtsjahr eine, wenn auch 
nur mäßige Produktionszunahme gegenüber dem Vorjahr ein. Wäh- 
rend bis Anfang 1967 in der ganzen Gemeinschaft eine überwiegend 
gute Nachfrage mit relativ hohen Marktpreisen vorherrschte, setzte 
vom Frühjahr 1967 an in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund 
einer Abschwächung der Nachfrage ein Angebotsdruck ein, der zu 
fühlbaren Preisrückgängen am Schlachtschweinemarkt führte. Die Ein- 
fuhr ging gegenüber dem Vorjahr zurück, die Exportüberschüsse der 
Nachbarländer waren aus zyklischen Gründen verhältnismäßig gering. 
Die EWG-Mitgliedstaaten haben als Herkunftsländer der deutschen 
Schweineeinfuhr weiter an Bedeutung gewonnen. Während die Preise 
für Schlachtschweine im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1966/67 
gegenüber dem Vorjahr um 6 Pf je kg (Schlachtgewicht) nachgaben, 
lagen die Verbraucherpreise für Schweinefleisch vergleichsweise um 
21 Pf je kg höher. Die in dieser unterschiedlichen Bewegung der 
Schlachtviehpreise und Schweinefleischpreise sich spiegelnde Aus- 
weitung der Verarbeitungsspanne führte letztlich zu einem ständigen 
Druck auf die Schlachtschweinepreise. 

Nach einem drei Jahre anhaltenden Rückgang der Erzeugung stieg die 
Rindfleischprodukiion im Wirtschaftsjahr 1966/67 gegenüber dem 
Vorjahr kräftig, um rund 16 ^/o, an. Die um 136 000 t höhere Erzeugung 
führte bei ständiger Erhebung von Abschöpfungen zu einem Rückgang 
der Einfuhr um nahezu 100 000 t. Hierbei setzte sich die in den letzten 
Jahren beobachtete ständige Zunahme des Anteils der Drittländer 
nicht fort; vielmehr stieg der Anteil der Mitgliedstaaten an der 
Gesamteinfuhr gegenüber dem Vorjahr von 24 auf 43 Vo. Auch bei 
Rindfleisch trat im ersten Halbjahr 1967 eine Abschwächung des Stei- 
gerungssatzes der Nachfrage ein. Die Schlachtrinderpreise lagen 
1966/67 unter denen des Vorjahres, während die Verbraucherpreise 
für Rindfleisch gegenüber dem Vorjahrsdurchschnitt noch geringfügig 
anstiegen. In früheren Beobachtungszeiträumen ließ eine unterschied- 
liche Entwicklung der Verarbeitungsspannen bei Rind- und Schweine- 
fleisch den betriebsinternen Ausgleich in der Kalkulation deutlich 
werden; dagegen haben sich im Berichtsjahr erstmalig die Spannen 
sowohl bei Schweinefleisch als auch bei Rindfleisch gleichzeitig kräf- 
tig ausgedehnt. 

Das letzte Jahr vor der Einführung des gemeinsamen Marktes für 
Geflügelfleisch wurde von den Erzeugern aller Mitgliedstaaten — ins- 
besondere aber in der Bundesrepublik Deutschland und den Nieder- 
landen — als entscheidendes Jahr für den Ausbau und die Festigung 
der Ausgangspositionen im gemeinsamen Markt angesehen und ins- 
besondere zu einer entsprechenden Ausdehnung der Produktion von 
Jungmastgeflügel als dem bedeutendsten Zweig der Geflügelmast 
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genutzt. Die Folge war ein im Sommer 1966 einsetzender, zunächst 
leichter Preisrückgang, der sich seit Dezember erheblich verstärkte. 
Der damit verbundene heftige Konkurrenzkampf und die Anwendung 
des Instruments der Zusatzabschöpfung führten schließlich zum fast 
völligen Ausschluß der Drittländer vom Jungmastgeflügelmarkt der 
Gemeinschaft. Auch bei Jungmastgeflügel hat sich im abgelaufenen 
Jahr die Handelsspanne beträchtlich erweitert. Seit dem 1. Juli 1967 
ist die Verordnung Nr. 123/67 über die gemeinsame Marktordnung für 
Geflügelfleisch in Kraft, die die Instrumente der für den Übergangs- 
zeitraum gültigen Verordnung: Einschleusungspreise, Abschöpfungen 
und Zusatzabschöpfungen beibehält. 

Auch bei Eiern stimmt die seit 1. Juli 1967 in Kraft befindliche neue 
gemeinsame Marktorganisation in den wesentlichen Punkten mit der 
vorher während der fünf Ubergangsjahre gültigen Regelung überein. 
Im Wirtschaftsjahr 1966/67 stieg die Erzeugung von Eiern weiter um 
1 Milliarde Stück auf 13,4 Milliarden Stück an. Die Einfuhr von Eiern 
ermäßigte sich weiter. Der Anteil der inländischen Erzeugung am Ver- 
brauch hat sich kontinuierlich von 55% im Wirtschaftsjahr 1958/59 
auf 86 % im Berichtsjahr ausgedehnt. Die Einfuhr aus Drittländern 
wurde nahezu bedeutungslos, angesichts dieser Tatsache ist von der 
Anwendung des Marktordnungssystems gegenüber Drittländern nur 
noch ein geringer Einfluß auf die jeweilige Marktsituation zu erwar- 
ten. Die Erzeugerpreise lagen unter denen des Vorjahres. Auch die 
Verbraucherpreise gingen zurück, jedoch in geringerem Ausmaß als 
die Erzeugerpreise. 

Im Milchwirtschaftsjahr 1966/67 (April/März) wurde das Ziel, mit den 
Instrumenten der Marktorganisation über die Marktpreise für Milch- 
erzeugnisse den angestrebten Erzeugerpreis für Milch zu sichern, im 
großen und ganzen erreicht. Der durchschnittliche Auszahlungspreis 
für angelieferte Vollmilch stellte sich bei Umrechnung auf 3,7% Fett 
und nach Abzug von durchschnittlichen Anfuhrkosten im Bundes- 
durchschnitt ab Hof auf 38,2 Pf je kg. Mit Hilfe von — gegenüber den 
Vorjahren verringerten — Förderungszuschlägen wurde der ange- 
strebte Erzeugerrichtpreis (38,0 Pf je kg) leicht überschritten. Die mit 
Ermächtigung der EWG-Kommission durchgeführte Abgabe von rund 
40 000 t verbilligter Butter reichte nicht aus, um den Butterverbrauch 
nennenswert zu steigern. Bei Käse nahmen Erzeugung sowie Einfuhr 
und Ausfuhr leicht zu; bei den Preisen war ein Anstieg zu verzeich- 
nen, zu welchem die Erhöhung der Schwellenpreise wesentlich beitrug. 
Die Einfuhr von Kondensmilch stieg gegenüber dem Vorjahr um nahezu 
ein Drittel. Hieran war vor allem die durch Erstattungen begünstigte 
Einfuhr aus den Niederlanden beteiligt. Bei Vollmilchpulver ergab 
sich eine Erhöhung der inländischen Produktion auf Kosten der Ein- 
fuhr. Von der um rund 35 % gestiegenen Produktion von Magermilch- 
pulver wurde zur Entlastung des deutschen Marktes mehr als ein 
Drittel — überwiegend mit Erstattungen — exportiert, und zwar 
hauptsächlich in andere EWG-Mitgliedstaaten. 

Die Verordnung über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette wird bei Olivenöl seit dem 10. November 1966 und 
bei Ölsaaten seit dem 1. Juli 1967 angewendet. Trotz strengerer 
Qualitätsstandards wird dem deutschen Rapserzeuger für die Ernte 
1967 etwa der gleiche Erlös je dz wie bisher zufließen. Im Wirtschafts- 
jahr 1966/67 hat sich der Gesamtverbrauch an Fetten, einschließlich 
Butter und Schlachtfette, — in Reinfett ausgedrückt — auf 25,6 kg 
(Vorjahr: 25,1 kg) je Kopf der Bevölkerung erhöht. Die Verbrauchs- 
steigerung entfiel in der Hauptsache auf Margarine, Plattenfette und 
Speiseöl. 

Die Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland an Ernährungsgütern 
ging im Berichtsjahr um 6 % und damit stärker als die von Gütern der 
gewerblichen Wirtschaft zurück. Die EWG-Mitgliedstaaten haben als 
Handelspartner weiter an Bedeutung gewonnen; der Anteil der Dritt- 
länder war entsprechend rückläufig. Dies trifft sowohl für die Waren 
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des gewerblichen Sektors als auch für die von Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft zu. Nach wie vor überwiegt die Einfuhr aus Drittländern 
bei den Ernährungsgütern stärker als bei denen der gewerblichen 
Wirtschaft. Von den wichtigsten Herkunftsländern der ernährungs- 
wirtschaftlichen Einfuhr konnten lediglich die Niederlande ihre Aus- 
fuhr in die Bundesrepublik Deutschland steigern. Die Niederlande 
rückten damit 1966/67 an die erste Stelle unter den Lieferländern für 
Agrarerzeugnisse (bisher USA). Rund 44 ‘Vo der Einfuhren von Gütern 
der Ernährungswirtschaft entfielen 1966/67 auf Erzeugnisse, deren 
Markt gemeinsamen EWG-Regelungen unterliegt. Während der Wert 
der Einfuhr von Marktordnungswaren aus EWG-Mitgliedstaaten im 
Vergleich zum Vorjahr nur unbedeutend sank, ging deren Einfuhr aus 
Drittländern um 17 zurück. 

Die Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft spielt im Rahmen 
der gesamten Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland weiterhin eine 
verhältnismäßig bescheidene Rolle. Im Gegensatz zur Entwicklung bei 
der Einfuhr stieg der Wert der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr 
gegenüber dem Vorjahr um 14 ^/o an. Diese Steigerung beschränkte 
sich auf die Ausfuhr in die Mitgliedstaaten. Rund 44 ®/o der exportier- 
ten Ernährungsgüter waren Marktordnungswaren. Die Ausfuhr von 
Nichtmarktordnungswaren nahm 1966/67 im Vergleich zum Vorjahr 
stärker zu (um 19 ®/o) als die Ausfuhr von Marktordnungswaren (8 ^/o). 
Die weitere Entwicklung bei der Ausfuhr von Marktordnungswaren 
wird in starkem Maße von der Handhabung des in den gemeinsamen 
EWG-Marktordnungen verankerten Erstattungsverfahrens abhängen. 


I. Probleme von allgemeiner Bedeutung 


a) Der Beginn des gemeinsamen Marktes 

Nachdem der Rat der EWG im Dezember 1964 den 
Beschluß über den gemeinsamen Getreidepreis und 
im Juli 1966 Beschlüsse über die gemeinsamen 
Preise für Reis, Rindfleisch, Milch, Olivenöl und 
Ölsaaten sowie Zucker und Zuckerrüben gefaßt 
hatte, die Marktordnung für Fette sowie zusätzliche 
Bestimmungen für die gemeinsame Marktordnung 
für Obst und Gemüse verabschiedet, allgemeine 
Grundsätze für die zukünftige Zuckermarktordnung 
aufgestellt und sich auch über die Daten des Über- 
ganges zum gemeinsamen Markt für die einzelnen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse geeinigt hatte, 
mußte er nunmehr zur praktischen Verwirklichung 
dieser Entscheidungen schreiten. Es waren neue 
Marktordnungen, die die Marktorganisationen zur 
schrittweisen Verwirklichung des gemeinsamen I 
Marktes ablösen sollten, und die hierzu notwendigen 
Durchführungsvorschriften zu erlassen sowie diese 
Bestimmungen in den einzelnen Mitgliedstaaten in 
Kraft zu setzen. 

Am 10. November 1966 trat die gemeinsame Fett- 
marktordnung hinsichtlich Olivenöl in Kraft. Am i 


1. Januar 1967 fielen die innergemeinschaftlichen 
Einfuhrabgaben für eine Reihe von Erzeugnissen des 
Obst- und Gemüsesektors. 

Ende Mai 1967 verabschiedete der Rat nach lang- 
wierigen Verhandlungen die gemeinsamen Markt- 
organisationen für Getreide, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügelfleisch, erließ im Juni die Durchfüh- 
rungsvorschriften und setzte diese Marktorganisa- 
tionen sowie die sich auf Ölsaaten und Saatenöle 
beziehenden Bestimmungen der Fettmarktordnung 
am 1. Juli 1967 in Kraft. Zugleich verabschiedete er 
die gemeinsame Marktorganisation für Reis, die am 
1. September 1967 in Kraft gesetzt wurde. 

Bis auf einige kurzfristige Ubergangsmaßnahmen 
fielen damit in den genannten Bereichen zu den 
angegebenen Zeitpunkten die innergemeinschaft- 
lichen Einfuhrabgaben weg. Es gibt nur noch einheit- 
liche Abschöpfungen und Erstattungen gegenüber 
Drittländern. Die Preise werden bestimmt durch das 
angestrebte Niveau und entwickeln sich im vor- 
gegebenen Rahmen nach den jeweiligen Markt- 
verhältnissen und dem natürlichen Preisgefälle. Die 
Interventionsregelungen berücksichtigen weitgehend 
diese Gegebenheiten. 
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Gewisse Hindernisse für den freien innergemein- 
schaftlichon Warenverkehr und für eine Preisbildung 
unter gleichen Bedingungen bilden jedoch noch 
einige nichttarifäre Handelshemmnisse sowie die 
verschiedene Verwaltungspraxis in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Diesen Problemen wird in Zukunft 
vermehrte Beachtung geschenkt werden. 

Da die geplante allgemeine landwirtschaftliche 
Beihilfenregelung noch nicht verabschiedet werden 
konnte, wurde in jede der neuen Marktordnungen 
das Verbot der produktbezogenen nationalen Bei- 
hilfen wieder aufgenommen. Die Kommission hat 
bestimmte Beihilfefälle im Sommer 1967 überprüft 
und wird ihre Entscheidung über die Zulässigkeit 
bestimmter Maßnahmen den Mitgliedstaaten zu- 
leiten. 

Zur Vollendung des gemeinsamen Agrarmarktes 
sind von den wichtigsten Marktorganisationen nur 
noch die für Rindfleisch und Milch zu schaffen, die 
am 1. April 1968 in Kraft treten sollen, sowie die für 
Zucker, die ab 1. Juli 1968 angewendet werden soll. 
Ein Endtermin für die Verabschiedung der dann noch 
fehlenden Marktorganisationen ist noch nicht in 
allen Fällen festgelegt. Insbesondere die gemein- 
samen Marktorganisationen für Rohtabak und Wein 
dürften erhebliche Schwierigkeiten aufwerfen. 

b) Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 

EAGPL — Abteilung Garantie 

Im Berichtszeitraum entschied die Kommission 
über die Beteiligung der Abteilung Garantie des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) an den Ausgaben der 
Mitgliedstaaten für Maßnahmen im Rahmen der 
gemeinschaftlichen landwirtschaftlichen Marktorga- 
nisationen (Erstattungen und Interventionen) im 
Fondswirtschaftsjahr 1963/64. Gemäß den Bestim- 
mungen der Verordnung Nr. 25/62 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik übernimmt 
der Fonds für diesen Zeitraum die nationalen Kosten 
zu zwei Sechsteln. 

Aus dem Gesamtvolumen der Abteilung Garantie 
im Fondswirtschaftsjahr 1963/64 von 203 Millio- 
nen DM erhielt die Bundesrepublik Deutschland 
einen Betrag in Höhe von etwa 10,5 Millionen DM 
(“ 5,2 ®/o), während nahezu 90 der Rückvergütun- 
gen aus dem Fonds Frankreich zuflossen. In den fol- 
genden Fondswirtschaftsjahren wird entsprechend 
dem Hinzutreten neuer Marktorganisationen das 
Volumen dieser Abteilung des Fonds erheblich 
anwachsen — bis 1969/70 voraussichtlich auf rund 
7 Milliarden DM — und sich das Quotenverhältnis 
verschieben. Aber auch in Zukunft wird der über- 
wiegende Teil der Rückvergütungen Frankreich zu- 
gute kommen und die Bundesrepublik Deutschland 
den höchsten Anteil an den Lasten des Fonds zu 
tragen haben (in diesem Zusammenhang wird auf 
BT-Drucksache V/1817 verwiesen). 

Um das langwierige Abrechnungsverfahren der 
Abteilung Garantie zu beschleunigen, hat der Rat 
auf Vorschlag der Kommission beschlossen, daß das 
bisherige Rückvergütungsprinzip durch ein Verfah- 
ren halbjährlicher Abschlagszahlungen des Fonds 


auf die von den Mitgliedstaaten im jeweils voran- 
gegangenen Halbjahr getätigten Ausgaben ergänzt 
wird. Damit sollen zukünftig die sich aus dem 
gegenwärtigen Rückstand in der Abwicklung des 
Fonds ergebenden — und mit wachsendem Fonds- 
volumen zunehmenden — Unzuträglichkeiten ver- 
mieden werden. 

EAGFL — Abteilung Ausrichtung 

Für Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur bewilligte die Kommission im Rahmen der 
Abteilung Ausrichtung des Fonds für das Jahr 1966 
(3. Tranche) Mittel in Höhe von insgesamt etwa 
166 Millionen DM. Hiervon entfallen auf Anträge 
aus der Bundesrepublik Deutschland 46,4 Millio- 
nen DM (= 28 ®/o), die sich auf 59 verschiedene Pro- 
jekte verteilen. Davon dienen 24 Vorhaben mit 
einem Fondszuschuß in Flöhe von 21,7 Millionen DM 
der Verbesserung der Produktionsstruktur (ins- 
besondere Flurbereinigung und wasserwirtschaft- 
liche Vorhaben); 30 Projekte mit einem Zuschuß von 
23,55 Millionen DM sollen die Marktstruktur, vor 
allem im Bereich der Milchwirtschaft, fördern; ein 
Betrag von 1,13 Millionen DM entfällt auf 5 ge- 
mischte Vorhaben. 

Nach den Bestimmungen der Verordnung Nr. 17/64 
wird nach einer gewissen Anlaufzeit nur noch für 
solche Vorhaben ein Zuschuß aus der Abteilung 
Ausrichtung des Fonds gewährt, die bestimmten 
Gemeinschaftsprogrammen entsprechen. Die Kom- 
mission hat nunmehr dem Rat zehn solcher Pro- 
gramme zur Bewilligung vorgelegt. Sie betreffen die 
Flurneuordnimg, die Wasserwirtschaft (Be- und Ent- 
wässerung), forstwirtschaftliche Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur, die Vermarktung 
von Obst und Gemüse, die Molkereiwirtschaft, den 
Fleischsektor, den Weinbau, den Olivenanbau und 
die Entwicklung benachteiligter Gebiete. Die vor- 
geschlagenen Programme erstrecken sich jeweils auf 
einen Zeitraum von 3 Jahren. Zu ihrer Verwirk- 
lichung sollen nach dem Vorschlag der Kommission 
insgesamt nahezu 2,7 Milliarden DM durch die 
Abteilung Ausrichtung des Fonds bereitgestellt wer- 
den. (Die Höchstgrenze für das Volumen der Abtei- 
lung Ausrichtung wurde bereits durch die Rats- 
beschlüsse vom Mai 1966 auf jährlich 1,14 Milliar- 
den DM festgesetzt.) 

Der Rat wird sich mit den Programmvorschlägen 
im November 1967 befassen. Sie werden frühestens 
für die Vorhaben des Jahres 1969 (6. Tranche) wirk- 
sam werden. 


c) Handelsregelung für bestimmte 
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

Bei bestimmten Waren, die durch Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse hergestellt werden, 
selbst jedoch keine landwirtschaftlichen Waren im 
Sinne des EWG-Vertrages sind, liegen in den Prei- 
sen der landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse 
unterschiedliche Produktionsbedingungen vor (Welt- 
marktpreise : durch Marktordnungen national oder 
gemeinschaftlich bestimmte Preise). Wettbewerbs- 
verzerrungen, die hierdurch entstanden, wurden seit 
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1962 zunächst durch Zwischenregelungen (Aus- 
gleichsabgabe) ausgeglichen. 

Mit der Anwendung der Handelsregelung der Ver- 
ordnung Nr. 160/66 vom 27. Oktober 1966 ist am 
1. Juni 1967 an die Stelle des bisherigen Einfuhr- 
schutzes (Zölle und ggf. Ausgleichsabgaben) eine 
Einfuhrabgabe getreten, die sich aus einem festen 
und einem beweglichen Teilbetrag zusammensetzt. 

Der „feste Teilbetrag", in Form eines Wertzolles 
berechnet, wird zum Schutz der Veredelungstätig- 
koit der Industrie des Einfuhrlandes erhoben. Im 
innergemeinschaftlichen Handel wurde dieser Teil 
der Einfuhrabgabe allmählich abgebaut, er ist seit 
dem 1. Juli 1967 weggefallen. Bei Einfuhren aus 
Drittländern liegt der Abgabensatz gegenwärtig zwi- 
schen 10 und 23 ^/ü. 

Der „bewegliche Teilbetrag" gleicht — ähnlich 
dem Instrument der Abschöpfung in den Markt- 
organisationen — den Unterschied zwischen den 
Preisen für die landwirtschaftlichen Rohstoffe im 
Ausfuhr- und Einfuhrland aus; er wird vierteljähr- 
lich von der Kommission festgesetzt. Im inner- 
gemeinschaftlichen Handel entfällt grundsätzlich der 
bewegliche Teilbetrag, sobald für ein landwirt- 
schaftliches Grunderzeugnis ein gemeinschaftlicher 
Preis angewendet wird. 

Die gesamte Einfuhrabgabe darf aber bei der Ein- 
fuhr aus Drittländern den Betrag nicht übersteigen, 
der für das betreffende Produkt ggf. im GATT kon- 
solidiert wurde. 

In Verbindung mit der Verordnung Nr. 160/66 hat 
der Rat eine Entscheidung über die finanzielle Ver- 
antwortung der Gemeinschaft bei der Ausfuhr be- 
stimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug- 
nisse nach Drittländern verabschiedet. Mit Hilfe von 
besonderen Erstattungen soll gewährleistet werden, 
daß die mit höheren Rohstoffkosten in den EWG- 
Ländern hergestellten landwirtschaftlichen Verarbei- 
tungserzeugnisse auf dem Weltmarkt wettbewerbs- 
fähig sind. 

Solange bei einzelnen Grundstoffen (z. B. Zucker, 
Milch) innerhalb der EWG noch keine gemeinsamen 
Preise bestehen, können im innergemeinschaftlichen 
Handel Länder mit höheren Preisen für die Grund- 
erzeugnisse bei der Ausfuhr der bestimmten land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse nationale 
Erstattungen gewähren. 

Die Auswirkungen der Handeisregelung können 
angesichts der erst kurzen Laufzeit der Verordnung 
noch nicht beurteilt werden, zumal einzelne Durch- 
führungsbestimmungen noch ausstehen. 

d) Kennedy-Runde 

Die Zollsenkungsverhandlungen im GATT, die sich 
auch auf den Agrarsektor erstreckten, wurden am 
30. Juni 1967 mit der Unterzeichnung der Schluß- 
akte durch die Teilnehmer an der Kennedy-Runde 
abgeschlossen. Die Genfer Schlußakte umfaßt neben 
dem sogenannten Genfer Protokoll, das die Zollzu- 
geständnislisten der einzelnen Teilnehmer enthält, 
Grundvereinbarungen über ein neues — auf der 
Internationalen Weizenkonferenz inzwischen ausge- 


handeltes — Weltgetreideabkommen und eine inter- 
nationale Nahrungsmittelhilfe („Getreide-Memoran- 
dum"). Gemessen am ernährungswirtschaftlichen 
Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit 
den Drittländern im Jahre 1966, wird etwa ein Vier- 
tel des Wertes der Ein- und Ausfuhr von Waren aus 
Kap. 1 bis 24 des Zolltarifs von den gegenseitigen 
Zollzugeständnissen betroffen. 

Außerdem wurden mehrere bilaterale Verein- 
, barungen im Wege des Briefaustausches getroffen, 

^ so insbesondere das Abkommen der EWG mit Däne- 
! mark über lebende Kühe zur Verarbeitung. 

i Die Vereinbarungen werden erst im Laufe des 
! Jahres 1968 in Kraft treten, und zwar 

I — am 1. April 1968 die Regelung zwischen der 
I EWG und Dänemark über geringere Abschöpfun- 
I gen für lebende Kühe zur Verarbeitung, 

i — am 1. Juli 1968 die vereinbarten Zollsenkungen 
j zu zwei Fünfteln (die restlichen Senkungen sol- 

I len zum Jahresbeginn 1970, 1971 und 1972 mit je 

einem weiteren Fünftel in Kraft treten), und 
gleichfalls 

— am 1. Juli 1968 neue internationale Höchst- und 
Mindestpreise für Weizen sowie die Konvention 
über Nahrungsmittelhilfe. 

e) Die agrarpolitische Bedeutung 
der Rechnungseinheit 

Als Instrument der gemeinsamen Agrarpolitik 
wurde durch die Verordnung Nr. 129 vom 23. Okto- 
ber 1962 die Rechnungseinheit eingeführt, deren 
Wert auf die unveränderliche Feingoldmenge von 
0,88867088 Gramm festgelegt wurde. Mit Hilfe die- 
ses Wertmessers werden einerseits bestimmte Grö- 
ßen (u. a. Preise, Abschöpfungen, Erstattungen) in 
einer für die Mitgliedstaaten einheitlichen, nicht 
manipulierbaren Weise bestimmt, andererseits wer- 
den die Umrechnungskurse festgelegt, die im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik bei Transaktio- 
nen anzuwenden sind, bei denen die in einer Wäh- 
rung ausgedrückten Beträge in die Währung eines 
anderen Landes umgerechnet werden müssen. Alle 
bis jetzt erlassenen EWG-Marktordnungen legen 
den Begriff der Rechnungseinheit zugrunde. 

Die Bindung der in nationaler Währung ausge- 
drückten Agrarpreise an die Rechnungseinheit — 
ohne ergänzende Vorschriften — hat zur Folge, daß 
diese Agrarpreise bei einer Änderung der Wäh- 
rungsparität des oder der die Paritätsänderung vor- 
nehmenden Mitgliedstaaten sofort und im gleichen 
Umfang wie die Paritätsänderung geändert werden 
müssen (Erhöhung bei Abwertung, Senkung bei Auf- 
wertung). Der Wert der Rechnungseinheit bleibt da- 
gegen gleich. 

Diese derzeit geltende Regelung ist insofern un- 
vollkommen, als sich auf Grund der Goldklausel bei 
Änderung der Währungsparität lediglich die Ägrar- 
preise ändern würden. Das hätte u. U. unerwünschte 
oder unnötige Verschiebungen im inländischen 
Preisniveau zur Folge: Eine Äbwertung würde zum 
Beispiel in dem die Parität ändernden Land zu einer 
relativen Besserstellung der an die Rechnungsein- 
heit gebundenen Erzeugnisse gegenüber ihren 
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Kostengütern führen, bei einer Aufwertung z. B. I 
würde sich die Preis-Kostenrelation für die Land- 
wirte verschlechtern. Im Beispielsfall Getreide 
würde dies bedeuten, daß bei einer Abwertung der 
nationale Getreidepreis steigt und die Betriebs- 
mittelpreise gleichbleiben, während bei einer Auf- 
wertung der Getreidepreis bei gleichbleibenden Be- ' 
triebsmittelpreisen sinkt. Eine Aufwertung liefe so- 
mit u. U. auf eine Schmälerung der landwirtschaft- 
lichen Erlöse hinaus, eine Abwertung auf eine Ver- 
teuerung der Ernährung mit ihren Auswirkungen auf 
das gesamte Preis-Kostengefüge in der Volkswirt- 
schaft. 

Einseitige Paritätsänderungen werden dadurch j 
außerordentlich erschwert. Die EWG-Mitgliedstaa- i 


ten sind sich im Grundsatz einig, daß die schlag- 
artigen Auswirkungen von Paritätsänderungen ab- 
geschwächt werden sollen. 

Die Lösungsmöglichkeiten dieses Problems bilden 
den Gegenstand des Veordnungsvorschläges der 
Kommission an den Rat über die Festlegung der 
Rechnungseinheit für die gemeinsame Agrarpolitik 
vom 11. Mai 1967. Dieser sieht je nach Fallgestal- 
tung unterschiedliche Formen und Verfahren der 
Änderung des Wertes der Rechnungseinheit bei 
Änderungen der Währungsparitäten mehrerer oder 
aller Mitgliedstaaten vor. Da die erforderlichen Be- 
ratungen noch nicht abgeschlossen sind, lassen sich 
die Einzelheiten der zu erwartenden Regelungen 
bis jetzt nicht absehen. 


II. Getreide (ohne Reis) 


Das Wirtschaftsjahr 1966/67 war das letzte Jahr 
vor der Einführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Getreide, es verlief ohne große Besonder- | 
heilen. Die gemeinsame Marktorganisation trat ■ 
dann mit der Verordnung Nr. 120/67 am 20, Juni 
1967 in Kraft. Die darin getroffenen Regelungen 
werden in allen Mitgliedstaaten der EWG seit dem 
1. Juli 1967 angewandt. 

Seit dem 1. Juli 1967 besteht somit ein gemein- ' 
sames Preissystem für Getreide in den Mitgliedstaa- 
ten. Es basiert auf Grundrichtpreisen, Interventions- 
und Schwellenpreisen, die nunmehr einschl. der 
Reports (Monatszuschläge) einheitlich für alle Mit- i 
gliedstaaten vom Rat der EWG jeweils für ein j 
Getreidewirtschaftsjahr festgesetzt werden. Im in- I 
nergemeinschaftlichen Handel mit Getreide sind ’ 
von einer kurzen Übergangszeit für Getreideer- i 
Zeugnisse abgesehen — die Abschöpfungen wegge- i 
fallen. Dagegen werden bei Einfuhren aus Drittlän- i 
dem in die Gemeinschaft weiterhin — nunmehr ein- | 
heitliche — Abschöpfungen erhoben; ihre Höhe hat 
sich allerdings bei Einfuhren in das Bundesgebiet 
wegen der Senkung der deutschen Getreidepreise 
verringert. 

Den von der Kommission einheitlich festgesetzten 
Abschöpfungen bei der Einfuhr von Getreide in die 
Gemeinschaft entspricht ein einheitliches Erstat- 
tungssystem für die Ausfuhr von Getreide und Ge- 
treideerzeugnissen aus der Gemeinschaft nach Dritt- 
ländern. Die einzelnen Erstattungssätze für Aus- 
fuhren von Getreide, Mehl und Grieß werden von ; 
der Kommission in Zusammenarbeit mit den Mit- i 
gliedstaaten im Verwaltungsausschuß Getreide : 
grundsätzlich wöchentlich, für Exporte anderer Ge- 
treideerzeugnisse als Mehl und Grieß im gleichen 
Verfahren grundsätzlich monatlich festgesetzt. 

Die von den einzelnen Mitgliedstaaten erhobenen 
Abschöpfungen werden derzeit zu 90 an den i 


Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft abgeführt, die Erstattungen wer- 
den den Mitgliedstaaten aus diesem Fonds rück- 
vergütet. 

Produktionserstattungen für Weichweizen und 
Mais zur Herstellung von Stärke und Quellmehl 
sowie obligatorische Interventionen für die in der 
Gemeinschaft erzeugten wichtigsten Getreidearten 
(in der Bundesrepublik Deutschland: Weichweizen, 
Roggen und Gerste) ergänzen das System der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Getreide. 

Die seit der Einführung der vorläufigen EWG- 
Marktorganisation im Jahre 1962 in der Bundes- 
republik Deutschland gültigen Getreidepreise blie- 
ben bis zum 30. Juni 1967 im wesentlichen unver- 
ändert. Nunmehr liegen die schon im Dezember 
1964 vom Rat der EWG festgesetzten gemeinsamen 
Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1967/68 um 
rund 50 DM je t, das sind 10 bis 12 Vo, niedriger. 
Für die deutsche Landwirtschaft bedeutet dies eine 
erhebliche Schmälerung ihrer Verkaufserlöse aus 
der Getreideerzeugung. 

a) Produktion und Absatzlage 

Die Getreideernte 1966 war mit 14,83 Millionen t 
um 0,9 Millionen t größer als die geringe Ernte 
1965, sie entsprach damit dem mehrjährigen Durch- 
schnitt. 

Die Weizenverkäufe der Landwirtschaft blieben 
trotz größerer Ernte mit 2,5 Millionen t um 0,15 Mil- 
lionen t hinter den Verkäufen des Vorjahres zurück. 
So wurden nur 55 ^/o der Weizenernte gegenüber 
60 bis 61 Ao in den Vorjahren verkauft. Das ver- 
breitete Auftreten von Schrumpfkorn bedeutete eine 
geringere Mehlausbeute und damit Preisabschläge, 
so daß die landwirtschaftlichen Betriebe einer stär- 
keren Verfütterung des Weizens den Vorzug gaben. 
Die Weizeneinfuhr (einschließlich der Bezüge aus 
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Tabelle 1 


Versorgung mit Getreide 1966/67 und 1965/66 

1000 t 


Gliederung 

Weizen 

Roggen 
einschließ- 
lich Winter- 
meng- 
getreide 

Brot- 

getreide 

Futter- und 
Industrie- 
getreide 

Getreide 

insgesamt 

Erzeugung 

1966/67 

4 533 2 826 

7 359 

7 466 

14 825 

(darunter: 

Verkäufe der Landwirtschaft) 

(2 495) 

(1 019) 

(3 514) 

(2 029) 

(5 543) 

Bestandsänderung in 1. Hand 

- 30 

- 20 

- 50 

± 0 

- 50 

Bestandsänderung in 2. Hand 

-101 

-143 

-244 

+ 138 

-106 

Einfuhr 2) 

1 845 

209 

2 054 

4 681 

6 735 

Ausfuhr 2) 

640 

23 

663 

533 

1 196 

Gesamtverbrauch 

5 869 

3 175 

9 044 

11 476 

20 520 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 539 

1 433 

2 972 

4 825 

7 797 

Futter über den Markt 

165 

128 

293 

3 380 

3 673 

(darunter: in Mischfutter) 

(164) 

(84) 

(248) 

(2 500) 

(2 748) 

Futter zusammen 

1 704 

1 561 

3 265 

8 205 

11 470 

Saatgut, Schwund und Marktverluste 

411 

270 

681 

664 

1 345 

Industrie verbrauch 

31 

99 

130 

2 289 

2 419 

Nahrungsverbrauch 

3 723 

1 245 

4 968 

318 

5 286 

desgl. in Mehlwert 

2 936 

1 023 

3 959 

188 

4 147 

in kg je Kopf 

49,1 

17,1 

66,2 

3,1 

69,3 

Erzeugung 

dagegen 

4 348 

1965/66 

2 957 

7 305 

6 582 

13 887 

(darunter; 

Verkäufe der Landwirtschaft) 

(2 645) 

(1 196) 

(3 841) 

(1 795) , 

(5 636) 

Bestandsänderung in 1. Hand 

- 5 

- 75 

- 80 

- 70 

-150 

Bestandsänderung in 2. Hand 

-449 

-218 

-667 

+ 109 

-558 

Einfuhr ^) 2) 

1 960 

60 

2 020 

5 505 

7 525 

Ausfuhr 

844 

7 

851 

957 

1 808 

Gesamtverbrauch 

5 918 

3 303 

9 221 

11 091 

20 312 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 177 

1 411 

2 588 

4 279 

6 867 

Futter über den Markt 

428 

239 

667 

3 603 

4 270 

(darunter: in Mischfutter) 

(186) 

(99) 

(285) 

(2 320) 

(2 605) 

Futter zusammen 

1 605 

1 650 

3 255 

7 882 

11 137 

Saatgut, Schwund und Marktverluste 

403 

284 

687 

630 

1 317 

Industrieverbrauch 

77 

69 

146 

2 280 

2 426 

Nahrungsverbrauch 

3 833 

1 300 

5 133 

299 

5 432 

desgl. in Mehlwert 

2 986 

1 071 

4 057 

175 

4 232 

in kg je Kopf 

50,3 

18,1 

68,4 

2,9 

71,3 


einschließlich Bezüge aus der Sowjetischen Besatzungszone 
2) einschließlich Außenhandel mit Backerzeugnissen 
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der SBZ) war mit 1,85 Millionen t um rund 0,1 Mil- 
lionen t kleiner als im Vorjahr. Gleichzeitig blieb 
die Ausfuhr um über 0,2 Millionen t hinter dem 
Vorjahr zurück. Wegen der Preissenkung am 1. Juli 
1967 ist ein starker Abbau der privaten Bestände 
an Weizen (außer Durumweizen) und an Mehl ein- 
getreten. Er wird in der Bilanz, die nur einen 
Rückgang der gesamten Weizenbestände in zweiter 
Hand um 0,1 Millionen t zeigt, durch eine Erhöhung 
der Bundesreserve und der privaten Bestände an 
Durumweizen überdeckt. Dieser wurde am l.Mai 
1967 — im Gegensatz zum Weichweizen — durch 
den Wegfall der Abschöpfungsermäßigung teurer. 

Die Verwendung von Inlandweizen über den 
Markt (einschl. Export) entsprach — bei im ganzen 
glcichbleibenden Beständen in zweiter Hand — den 
verhältnismäßig geringen Verkäufen. Entsprechend 
gering war auch die Vermahlung für den Inlandsver- 
brauch (ohne Durumweizen), sie blieb insgesamt mit 
nur 3 Millionen t um 0,2 Millionen t hinter dem Vor- 
jahr zurück. Davon entfielen 2,05 Millionen t oder 
68 ‘Vo (gegenüber 2,28 Millionen t oder 71 Vo im Vor- 
jahr) auf Inlandsweizen. Der vermahlene Auslands- 
weizen stammte zu 81 (Vorjahr: 84 ^/o) aus Dritt- 
ländern und zu 19 o (Vorjahr: 16 *^/«) aus EWG-Mit- 
gliedstaaten. Der kräftige Abbau der Mehlbestände 
glich die geringere Mehlherstellung nur teilweise 
aus; damit zeigt sich der weitere Rückgang des 
Mehlverbrauchs. 

Die Roggenverkdufe der Landwirtschaft waren 
1966/67 — bei einer um 0,13 Millionen t kleineren 
Ernte — mit 1,02 Millionen t um 0,18 Millionen t 
kleiner als im Vorjahr. Mit diesem geringen Auf- 
kommen konnte trotz eines beträchtlichen Bestands- 
abbducs der Marktbedarf nicht gedeckt wrden, so 
daß eine Einfuhr von 0,2 Millionen t (einschließlich 
Bezüge aus der SBZ) erforderlich wurde. 

Die Brotgetreideverfütterung lag im Berichtsjahr 
mit 3,26 Millionen t auf der Höhe des Vorjahres, 
allerdings mit dem Unterschied, daß 90 ^/o in den 
Betrieben direkt aus der Ernte verfüttert wurden 
gegenüber 80 Uo im Vorjahr, Die Zukäufe erfolg- 
ten fast nur in Form von Mischfutter. 

Die Verkäufe von Futter- und Industriegetreide 
lagen im Berichtsjahr bei einer um 0,9 Millionen t 
größeren Ernte mit 2,03 Millionen t um 0,23 Millio- 
nen t über dem Vorjahr. Von der Gesamtmenge 
entfielen 1,09 Millionen t auf Braugerste gegenüber 
0,93 Millionen t im Vorjahr. Bei fast unverändertem 
Bierausstoß ging der Anteil der ausländischen Brau- 
gerste an der gesamten Braugerstenverwendung, der 
im Vorjahr 52 ®/o betragen hatte, auf 44 Vo zurück. 

Die Netto-Einfuhr an Futter- und Industriegetreide 
war mit 4,15 Millionen t um 0,4 Millionen t kleiner 
als im Vorjahr. Der Verbrauch an Futter- und Indu- 
striegetreide stieg jedoch — auch als Folge der 
größeren Inlandsernte — um 0,4 Millionen t auf 
11,48 Millionen t an. Im einzelnen ging der Ver- 
brauch von ausländischem Futter- und Industriege- 
treide um 0,46 Millionen t auf 4 Millionen t zurück; 
dabei verringerte sich neben einem Rückgang der 
Verwendung von ausländischer Braugerste der Ver- 
brauch von ausländischem Futtergetreide um 0,33 
Millionen t auf 2,49 Millionen t. 


Die gesamte Getreideverfütterung war mit 11,47 
Millionen t um 0,33 Millionen t größer als im Vor- 
jahr. Davon entfielen 2,65 Millionen t oder 23 Vo auf 
Importgetreide gegenüber 2,93 Millionen t oder 26 Vo 
im Vorjahr. Der Maisanteil an der Verfütterung 
von Auslandsgetreide stieg im Berichtsjahr weiter 
an, und zwar auf 64 Vo gegenüber 52 Vo im Vorjahr. 
Dies dürfte im wesentlichen eine Auswirkung des 
relativ günstigen Maispreises gewesen sein. Auch 
die Menge des verfütterten Auslandsmaises war 
größer als im Vorjahr, während die Zukäufe von 
Hafer, Gerste und Milocorn zurückgingen. Das aus- 
ländische Futtergetreide wurde noch durch Einfuh- 
ren anderer stärkehaltiger Futtermittel, wie Tapioka- 
erzeugnisse und Futterzucker, ergänzt. Insgesamt 
war die Einfuhr dieser Erzeugnisse mit 0,92 Millio- 
nen t (tel quel) gegenüber dem Vorjahr um 0,07 Mil- 
lionen t kleiner. 


Tabelle 2 


Weizenvermahlung für den Inlands verbrauch 

ohne Durum und Stärkeweizen 


Bundesland 

1961/62 

ß 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Anteil von 

Inlandsweizen in Vo 


Schleswig-Holstein 

69,2 

72,8 

70,9 

69,6 

Hamburg 

74,4 

59,0 

58,9 

54,4 

Niedersachsen 

72,1 

78,6 

75,8 

73,6 

Bremen 

75,0 

50.5 

59,1 

74,8 

Nordrhein- 

Westfalen 

74,1 

69,6 

67,8 

61,2 

Hessen 

75,3 

76,9 

79,9 

80,7 

Rheinland-Pfalz 

75,0 

77,0 

76,4 

74,7 

Baden- 

Württemberg 

74,0 

78,3 

74,0 

70,4 

Bayern 

74,1 

82,7 

81A 

78,2 

Saarland 

14,7 

14,5 

12,4 

14,1 

Berlin (West) 

50,1 

49,8 

49,5 

50,5 

Bundesgebiet 

i 

1 71,9 

73,0 

71,3 

68,2 

Vermahlung in 1000 t 



insgesamt 

3 268 

3 132 

3 197 

3 001 

davon 





Inlandsweizen 

2 351 

2 286 

2 280 

2 046 

Auslandsweizen 

917 

846 

917 

955 

darunter 





aus EWG- 
Mitgliedstaaten 



147 

185 


9 einschließlich Vermahlung der Ostmüller, für die eben- 
so wie für die Länder Saarland und Berlin die 75®/o- 
Quote nicht galt. 
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b) Außenhandel 

Im Wirtschaftsjahr 1966/67 wurden insgesamt 
knapp 6,3 Millionen t Getreide und Getreideerzeug- 
nisse in die Bundesrepublik Deutschland eingeführt. 
Das sind 12®/o weniger als im Vorjahr. Dieser Ein- 
fuhrrückgang betraf vor allem das Futter- und 
Industriegetreide. 

Der aus den EWG-Mitgliedstaaten stammende 
Anteil an der Einfuhr von Getreide und Getreide- 
erzeugnissen lag 1966/67 mit 36 Vo höher als in 
allen vorangegangenen Jahren. Gegenüber 1965/66 
blieb dieser Anteil zwar für Weizen und Weizen- 
erzeugnisse unverändert (20 ^/o), erhöhte sich aber 
für die übrigen Getreidearten auf 42 

Die Weizeneinfuhr war im Wirtschaftsjahr 1966/ 
1967 mit 1,57 Millionen t um 4 ‘f/o niedriger als 1965/ 
1966. Weizen und Weizenerzeugnisse hatten 1966/67 
an der deutschen Getreideeinfuhr einen Anteil von 
rund 25 ^/o, etwas mehr als im Vorjahr. Zurückge- 
garigen sind namentlich die Weizenimporte aus 
den EWG-Mitgliedstaaten (um 8^/0), während die 
Einfuhr von Weizen aus Drittländern insgesamt nur 
leicht sank, aus einigen Ländern (z. B. Kanada, 
Australien) sich sogar erhöhte. Die Bedeutung der 
Drittländer als Hauptlieferländer für Weizen be- 
stimmter, in der EWG nicht ausreichend erzeugter 
Qualitäten wurde damit erneut bestätigt. 


Die Einfuhr von sonstigem Getreide und Getreide- 
erzeugnissen (auf3er Weizen) lag 1966/67 mit 4,7 
Millionen t um 14 ® o unter der Vorjahreseinfuhr. 
Ursache für diese Entwicklung waren die hohe 
inländische Futterernte des Jahres 1966 und ein 
verminderter Export. Der Einfuhrrückgang ging in 
erster Linie zu Lasten der Drittländer ( 18^ o), so 

daß sich deren Anteil an der Einfuhr von sonstigem 
Getreide und Getreideerzeugnissen (außer Weizen) 
auf 58 ‘* '0 (Vorjahr 61 ^/o) verminderte; aber auch die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten erreichte nicht die 
Vorjahreshöhe. Zurückgegangen ist vor allem die 
Einfuhr von Gerste, Hafer und Milocorn, während 
die Einfuhr von Mais und Roggen höher lag als im 
Vorjahr. Rund 65 Vo der Gersteneinfuhr bestanden 
1966/67 aus Braugerste (Vorjahr 48 0). 

Die Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnis- 
sen, die einen wichtigen Posten innerhalb der ernäh- 
rungwirtschaftlichen Gesamtausfuhr bildet, blieb 
1966/67 mit 1,1 Millionen t (Getreidewert) um 39 ‘to 
niedriger als im Vorjahr. Diese Exporte gingen fast 
vollständig in Drittländer. Dabei hat sowohl die 
Ausfuhr von Weizen und Weizenerzeugnissen als 
auch in stärkerem Maß die von sonstigem Getreide 
und Getreideerzeugnissen abgenommen. 1966/67 
lag somit, anders als in den beiden Vorjahren, die 
A usfuhr von Weizen und Weizenerzeugnissen etwas 
höher als die sonstige Getreideausfuhr. 


Tabelle 3 


Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 


Herstellungsländer 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966 67 

1966/67 gegen 
1958/59 1 1965/66 

1000 t Getreidewert 

Veränderung in 't'o 




Weizen 

und Weizenerzeugnisse 




- 

EWG- 











Mitgliedstaaten . . 

309,1 

499,2 

556,0 

240,1 

254,7 

173,8 

332,8 

305,0 

- 1 

- 8 

Drittländer 

2 120,6 

1 705,9 

2 963,6 

1 638,1 

1 641,1 

1 322,3 

1 304,2 

1 265,8 

- 40 

- 3 

insgesamt . . . 

2 429,7 

2 205,1 

3 519,6 

1 878,2 

1 895,8 

1 496,1 

1 637,0 

1 570,8 

- 35 

- 4 



übrige Getreidearten und Getreideerzeugnisse 




EWG- 











Mitgliedstaaten . . 

114,5 

363,5 

665,1 

588,2 

999,6 

1 609,8 

2 170,2 

1 967,4 


- 9 

Drittländer 

2 752,0 

1 729,8 

4 149,0 

2 644,9 

2 324,6 

2 686,0 

3 315,8 

2 732,8 

- 1 

-18 

insgesamt ... 

2 866,5 

2 093,3 

4 814,1 

3 233,1 

3 324,2 

4 295,8 

5 486,0 

4 700,2 

! V 64 

-14 



Getreide und 

Getreideerzeugnisse insgesamt 




EWG- 











Mitgliedstaaten . . 

423,6 

862,7 

1 221,1 

828,3 

1 254,3 

1 783,6 

2 503,0 

2 272,4 

+ 436 1 

- 9 

Drittländer 

4 872,6 

3 435,7 

7 112,6 

4 283,0 

3 965,7 

4 008,3 

4 620,0 

3 998,6 

i ” ' 

-13 

insgesamt . . , 

5 296,2 

4 298,4 

8 333,7 

5 111,3 

5 220,0 

5 791,9 

7 123,0 

6 271,0 

+ 18 

-12 
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c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 
1. Erzeugerpreise 

Bis zum Beginn des Wirtschaftsjahres 1962/63 
wurde der deutsche Getreidemarkt durch Maßnah- 
men der EWG noch nicht beeinflußt. Da die festge- 
setzten Erzeugerpreise für Getreide von 1958/59 bis 
einschließlich 1961/62 unverändert blieben, wird 
für den Vergleich der Erzeugerpreise 1966/67 mit 
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denen vor Inkrafttreten der EWG-Marktorganisa- 
tion, ebenso wie in den früheren Berichten, das 
Wirtschaftsjahr 1961/62 zugrunde gelegt. Außer- 
dem erstreckt sich der Vergleich auf das Wirtschafts- 
jahr 1965/66. Die im folgenden genannten Preise 
beziehen sich auf Getreide normaler Beschaffenheit 
(Standardqualität), wie sie der Preisrcgelung zu- 
grunde liegt. Die Jahresdurchschnittspreise sind als 
einfache arithmetische Mittel errechnet. Die von der 
Landwirtschaft tatsächlich erzielten Preise (Erlös- 


Tabelle 4 


Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste normaler Beschaffenheit 

DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1961/62 1 

1965/66 1 

1966/67 

1961/62 

1965/66 1 

1966 '67 

1961/62 

1 1965/66 1 

1966 '67 

Schleswig-Holstein 

43,63 

45,58 

45,03 

39,77 

40,38 

40,16 

43,13 

42,31 

42,42 

Niedersachsen 

43,41 

45,60 

44,77 

39,47 

40,54 

40,65 

43,13 

42,19 

42,31 

Nordrhein-Westfalen .... 

43,96 

44,99 

44,84 

40,01 

40,39 

40,38 

43,64 

42,55 

41,91 

Hessen 

43,66 

44,02 

44,01 

39,89 

39,79 

40,49 

43,14 

42,35 

41,71 

Rheinland-Pfalz 

43,96 

44,55 

44,08 

39,96 

40,09 

40,74 

43,13 

42,13 

41,72 

Baden-Württemberg 

44,05 

45,05 

44,26 

40,05 

41,05 

40,53 

43,13 

43,81 

43,37 

Bayern 

43,89 

43,92 

43,58 

39,57 

39,82 

40,01 

43,29 

43,58 

42,89 

Saarland 

43,96 

44,29 

43,88 

39,96 

39,94 

40,27 

43,13 

42,00 

41,88 

Bundesgebiet 

43,82 

44,75 

44,31 

39,84 

40,25 

40,40 

43,21 

42,62 

42,28 


Veränderungen der Erzeugerpreise 
DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1966/67 gegen 

1966/67 

gegen 

1966/67 

gegen 

1961/62 1 

1965/66 

1961/62 1 

1965/66 

1961/62 1 

1965/66 

Schleswig-Holstein 

+ 1,40 

-0,55 

+ 0,39 

-0,22 

-0,71 

+ 0,11 

Niedersachsen 

+ 1,36 

-0,83 

+ 1,18 

+ 0,11 

-0,82 

+ 0,12 

Nordrhein-Westfalen .... 

+ 0,88 

-0,15 

+ 0,37 

-0,01 

-1,73 

-0,64 

Hessen 

+ 0,35 

-0,01 

+ 0,60 

+ 0,70 

-1,43 

-0,64 

Rheinland-Pfalz 

+ 0,12 

-0,47 

+ 0,78 

+ 0,65 

-1,41 

-0,41 

Baden-Württemberg 

+ 0,21 

-0,79 

+ 0,48 

-0,52 

+ 0,24 

-0,44 

Bayern 

-0,31 

-0,34 

+ 0,44 

+ 0,19 

-0,40 

-0,69 

Saarland 

-0,08 

-0,41 

+ 0,31 

+ 0,33 

-1,25 

-0,12 

Bundesgebiet 

+ 0,49 

-0,44 

+ 0,56 

i 

+ 0,15 

-0,93 

-0,34 
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preise) können davon, je nach Qualität und Ver- 
kaufsrhythmus, abweichen. 

Der durchschnittliche Erzeugerpreis für Weizen 
der Standardqualität war im Wirtschaftsjahr 1966/ 
1967 um 1,1 ®/ü höher als 1961/62; gegenüber 1965/ 
1966 blieb der Durchschnittspreis um 1 zurück, er 


5. Wahlperiode 

lag damit wieder auf dem Niveau von 1964/65. 
Noch stärker als das Angebot blieb die Nachfrage 
nach Weizen für den Inlandsverbrauch und für 
den Export hinter den Vorjahresmengen zurück. 
Der geringe Preisrückgang ist in unterschiedlichem 
Umfang in allen Bundesländern festzustellen. Der 


Schaubild 1 


Erzeugerpreise^) und Marktpreise *) für inländisches Getreide 


Weizen 

DM/IOOkg DM/IOOkg 



Roggen 

DM/IOOkg DM/lOOkg 



Braugerste 

DM/IOOkg DM/IOOkg 



““ ““ — 1965 /66 ' " 1966/67 


’) Bundesdurchschnitt bei Weizen und Roggen; bei Braugerste Durch- 
schnittspreise der Länder Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz. — Standardqualität — 

Bei Weizen und Roggen Durchschnitt der Börsenpreise in Hamburg, 
Hannover, Dortmund, Duisburg, Köln, Mannheim und Würzburg, bei 
Braugerste nur Mannheim und Würzburg 
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durchschnittliche Erlöspreis war dagegen mit 43 DM 
um 2^,0 höher als im Vorjahr. Offenbar haben sich 
die Erzeuger im Berichtsjahr in stärkerem Maße 
auf den Verkauf der besseren Qualitäten, die ent- 
sprechend höhere Erlöse brachten, beschränkt. 

Der durchschnittliche Erzeugerpreis für Roggen 
war im Berichtsjahr um 1,4 Vo höher als 1961/62 und 
um 0,4^0 höher als im Vorjahr, das bereits einen 
Preisanstieg gebracht hatte. Diese Entwicklung 
wurde durch das schwache Angebot aus inländischer 
Erzeugung, das für die Deckung des Marktbedarfs 
nicht ausreichte, herbeigeführt. Wie schon im Vor- 
jahr folgten die Erlöspreise dieser Bewegung nicht. 
Sie blieben im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1966/67 mit 38,60 DM je 100 kg auf Vorjahfeshöhe. 
Dazu trug die Massierung des Angebotes im Monat 
August 1966 bei, in dem die Preise hinter dem des 
Vorjahres zurückblieben und Interventionen erfor- 
derlich wurden. 

Die Erzeugerpreise für Braugerste waren im Be- 
richtsjahr um 0,8 ^Vü geringer als im Vorjahr. Der 
Preisanstieg, der im Vorjahr wegen des geringen 
Inlandsaufkommens eingetreten war, wurde damit 
wieder ausgeglichen. Gegenüber 1961/62 war der 
Durchschnittspreis wie schon in den Vorjahren um 
rund 2 Vo niedriger. Der durchschnittliche Erlöspreis 
für Braugerste war im Berichtsjahr mit DM 42,30 
je 100 kg ebenfalls etwas niedriger als im voran- 
gegangenen Wirtschaftsjahr. 

Über die Entwicklung der Erzeugerpreise seit dem 
1. Juli 1967 lagen bei Abschluß des Berichtes noch 
wenig Angaben vor, so daß hier lediglich die Ent- 
wicklung der Marktpreise verfolgt wird. Diese be- 
wegten sich im ersten Quartal des Wirtschaftsjahres 


T a l:» e 1 1 e 5 

Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste 
normaler Beschaffenheit 

Bundesgebiet 
DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Weizen 

Roggen 

Brau- 

gerste 

1961/62 

43,82 

39,84 

1 

43,21 

1965/66 

44,75 

40,25 

42,62 

1966/67 

44,31 

40,40 

42,28 

i 1966/67 gegen 

1961/62 



1 

DM je 100 kg 

+ 0,49 

+ 0,56 

-0,93 , 

o/ü 

+ üf 

+ h 4 

-2,2 

1966/67 gegen 
1965/66 




DM je 100 kg | 

-"0,44 

+ 0,15 

"0,34 

^0 

-10 

+ 0,4 

- 0,8 


I 1967 68 bei Weizen um durchschnittlich 1,5 Vo über 
den herabgesetzten Interventionspreisen gegenüber 
rund 3 im Vorjahr. Bei Roggen wurden in diesem 
; Jahr die Interventionspreise etwas stärker über- 
I schritten als im Zeitraum Juli/September 1966. Das 
schließt regionale Unterschiede nicht aus. Während 
z. B. in Dortmund der Interventionspreis in diesem 
Jahr zunächst unterschritten wurde, was in Nord- 
I rhein-Westfalen zu beschränkten Abgaben an die 
Einfuhr- und Vorratsstelle führte, lagen die Markt- 
I preise in Mannheim und Würzburg stärker über dem 
i Interventionspreis als im Vorjahr, da auch im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr das Inlandsaufkommen ge- 
bietlich nicht ausreichte. 

Während also bei Brotgetreide, wenn man von der 
im Rahmen der Preisangleichung in der EWG erfolg- 
ten Senkung des deutschen Preisniveaus absieht, 
bisher keine wesentlichen Besonderheiten zu beob- 
achten sind, zeigt sich bei Braugerste ein anderes 


Tabelle 6 

Marktpreise für inländisches Getreide 

Standardqualität -) 


Zeit 


1966 1 1967 

DM je 100 kg 


1966 I 1967 

in ‘*'0 des Inter- 
ventionspreises 


Weizen 


1 Juli 

44,54 

39,90 

104,0 

101,7 

August 

44,52 

39,78 

101,7 

101,4 

September . . . 

45,99 

40,24 

104,0 

101,5 

Juli/Sept 

45,35 

39,97 

103,3 

101,5 


Roggen 



! Juli 

40,23 

35,64 

101,2 

102,6 

1 August 

39,97 

35,65 

100,5 

102,6 

September . . . 

40,87 

36,05 

101,6 

102,7 

Juli/Sept 

40,36 

35,78 

\ 101,1 

102,6 


Braugerste 


Juli 

43,50 

37,85 

114,6 

111,5 

August 

44,01 

37,58 

116,0 

110,7 

September . , . 

44,78 

37,65 

117,3 

110,9 

Juli/Sept 

44,10 

37,69 

115,9 

111,0 


I 


b Bei Weizen und Roggen Durchschnitt der Börsenpreise 
in Hamburg, Hannover, Dortmund, Duisburg, Köln, 
Mannheim und Würzburg, bei Braugerste nur Mann- 
heim und Würzburg. 

-) Nicht voll vergleichbar, da 1967 68 die Qualitätsanfor- 
derungen erhöht wurden. 

Bei Braugerste sind die Inlerventionspreise für Gerste 
zugrunde gelegt. 
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Bild. Im ersten Quartal des vergangenen Wirt- ' 
Schaftsjahres wurden die Interventionspreise für ' 
Gerste um durchschnittlich 16®/o überschritten, bis 
September 1967 lagen jedoch die Marktpreise für 
Braugerste nur um 1 1 ®/o über den niedrigeren Inter- ' 
ventionspreisen. Diese Verringerung des Abstan- 
des ist u. a. auf die gute diesjährige Ernte und auf | 
das hohe Angebot von braufähiger Ware, aber 
auch auf die relativ umfangreichen Vorkontrakte 
in französischer Braugerste zurückzuführen. Ferner 
ist der Wegfall des Interventionszusdilages für i 
Braugerste nicht ohne Auswirkung auf die Entwick- i 
lung des Marktpreises für inländische Ware geblie- 
ben. 

2. Verbraucherpreise 

Im Wirtschaftsjahr 1966/67 erhöhten sich die Ver- ! 
braucherpreise für Mischbrot wie im Vorjahr um ; 
8 ®/o, die von Weißbrot und Kleingebäck ähnlich wie ’ 
im Vorjahr um 6,2 bzw. 3,7 Vo. Auch die Preise für 
Haushaltsmehl stiegen um 3,7 ®/o an. Die Preis- 
erhöhungen traten am Anfang des Wirtschaftsjahres 
ein. Im Dezember 1966 erhöhte sich der statistisch 
festgestellte Durchschnittspreis für helles Mischbrot 
um 1 Pf auf 1,24 DM je kg. Von Dezember 1966 an 
blieben die Preise für Brot, Backwaren und 
Haushaltsmittel nahezu unverändert. Im Berichts- i 
jahr wurden die Konventionspreise für Mehl ledig- ; 
lieh im Dezember 1966 um 1,50 DM je 100 kg 1 
erhöht. Nach dem kräftigen Anstieg der Verbrau- 
cherpreise in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres | 
hatte diese Erhöhung der Rohstoffkosten im Dezem- ; 
ber keine nennenswerten Veränderungen der Brot- ' 
und Backwarenpreise mehr zur Folge. 

Der Senkung der Getreidepreise am 1. Juli 1967 
folgten die Mehlpreise umgehend mit Senkungen 
um 2,50 bis 4 DM je 100 kg Weizenmehl — in regio- 


Tabelle 7 


Verbraucherpreise für 


— 5. Wahlperiode 


naler Abstufung — und um 3,50 DM je 100 kg Rog- 
genmehl. Damit wurde die Senkung der Getreide- 
preise noch nicht voll weitergegeben. Als dann die 
gute Ernte das Marktgeschehen prägte, erfolgte 
Mitte August eine weitere Senkung der Roggen- 
mehlpreise um 2 DM je 100 kg, die die bayerischen 
Mühlen jedoch nicht mitmachten. Im September wur- 
den die Weizenmehlpreise im Norden und Westen 
um weitere 1,90 DM und im Süden um 1,40 DM je 
100 kg gesenkt. Die bayerischen Mühlen begründen 
ihre zögernde Reaktion bei Weizen mit den höheren 
Transportkosten für Auslandsweizen, obwohl diese 
gegenüber dem Vorjahr keine Änderung erfahren 
haben. Bei Roggen wird auf den auch in diesem 
Jahr dort vorhandenen Zuschußbedarf hingewiesen, 
der bewirkt, daß die Roggenpreise in Bayern am 
höchsten sind. Der durchschnittlichen Senkung der 
Mehlpreise, die seit dem 1. Juli 1967 bei 4,80 DM 
je 100 kg liegt, würde eine Verringerung der Kosten 
je kg Brot um 4 bis 5 Pf entsprechen. Von Juli bis 
September 1967 blieben jedoch die Brotpreise un- 
verändert. Das schließt verbilligte Sonderangebote 
nicht aus. Es bleibt abzuwarten, wie die Backbetriebe 
im ganzen auf die eingetretene Verringerung ihrer 
Rohstoffkosten reagieren werden. 

Im Gegensatz zum Weichweizen haben sich die 
Einstandspreise für Hartweizen bei den Verarbei- 
tungsbetrieben erhöht. Durch den Wegfall der Ab- 
schöpfungsermäßigung seit dem 1. Mai 1967 ergibt 
sich eine Preiserhöhung von 12 DM je 100 kg im 
Jahresdurchschnitt. Die Teigwarenpreise, die fast 
3 Jahre lang unverändert bei 2,82 DM je kg (für 
Nudeln, Markenware mit Ei) gelegen hatten, stiegen, 
obgleich noch reichlich Rohstoffvorräte vorhanden 
waren, bereits im Mai 1967 auf 3,10 DM je kg an und 
blieben seitdem auf diesem Stand. Diese Preiserhö- 
hung ging über den Anstieg der Rohstoffkosten 
beträchtlich hinaus. 


Getreideerzeugnisse 


1 

Erzeugnis 

1958/59 

1961/62 1 

1965/66 

1966/67 

1966 '67 
1958/59 1 

gegen 

1965/66 

! 

DM je kg , 

Vo 

Mischbrot, hell 

0,85 

0,93 

1,14 

1,23 j 

+ 44,7 

+ 7,9 

Mischbrot, dunkel 

0,81 

0,89 

1,11 

1,20 

+ 48,1 

+ 8,1 

Weißbrot 

1,10 

1,22 

1,46 

1,55 i 

1 

+ 40,9 

+ 6,2 

Kleingebäck 

1,66 

1,77 

2,08 

2,13 : 

+ 28,3 

+ 3,7 

Weizenmehl, Type 405 

0,96 

1,00 

1,07 

1,11 

+ 15,6 

+ 3,7 

Haferflocken, 1. Sorte, gepackt 

1,96 

1,93 

2,25 

2,29 

+ 16,8 

+ +8 

Nudeln, Markenware mit Ei, gepackt ! 

i 

2,50 

2,68 

2,82 

2,87 

+ 14,8 

+ 1,8 
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d) Schwellenpreise und Abschöpfung 

Die durchschnittlichen Schwellenpreise zeigten im 
Berichtsjahr nur bei Weizen und Roggen eine ge- 
ringfügige Erhöhung gegenüber dem Vorjahr. Sie 
ergibt sich ohne Änderung der Jahresanfangspreise 
sowie der Reportsumme durch kleine Änderungen 
im Monatsrhythmus der Reports. Die eingetretenen 
Veränderungen der durchschnittlichen Abschöp- 
lungssätze sind also nahezu ausschließlich auf Ver- 
änderungen der cif-Preise zurückzuführen. Diese 
lagen insbesondere bei Weizen, aber auch bei Mais 
und Sorghum höher als im Vorjahr, bei den übrigen 
Getreidearten niedriger. So verringerte sich der 
durchschnittliche Abschöpfungssatz bei Weizen um 
8,6 0 , während die Sätze für Hafer und Gerste um 
10,6 ‘* 0 bzw. 7,4 ^/o höher waren als im Vorjahr. 
Damit ging der Abschöpfungssatz für Weichweizen 
(24,59 DM je 100 kg), der im Vorjahr 120 ^/o des 
cif-Preises betragen hatte, auf 99 •f 'n des höheren 


cif-Preises zurück. Umgekehrt stiegen die Abschöp- 
fungssätze für Hafer und Gerste mit 14,94 DM bzw. 
16,75 DM je 100 kg auf 62 bzw. 65 ^/o der cif-Preise 
an. Der Abschöpfungssatz für Mais ging im Berichts- 
jahr mit 17,15 DM je 100 kg auf 67 ‘^/o des durch- 
schnittlichen cif-Preises zurück. 

Der durchschnittliche Abschöpfungssatz für Hart- 
weizen, der sich bei einem Schwellenpreis von durch- 
schnitliich 54,14 DM je 100 kg rechnerisch mit 
21,66 DM ergibt, kam auch im Berichtsjahr bis Ende 
April nicht zur Anwendung. Solange wurde die 
Abschöpfung immer noch auf der früheren Inlands- 
preisbasis von 39,30 DM je 100 kg vorgenommen. 

Die Abschöpfungssätze gegenüber Mitgliedstaa- 
ton, wie sie in Tabelle 8 für Weichweizen am Bei- 
spiel von Frankreich und Belgien und für Gerste aus 
Frankreich und den Niederlanden gezeigt werden, 
waren im Berichtsjahr ebenfalls zum letzten Male 
wirksam. 


Tabelle 8 


cif-Preise, Schwellenpreise und Abscliöpfungssätze für Getreide 
Regelung gegenüber Drittländern 

DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Weich- 

weizen 

Hart- 

weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Mais 1 

Sorghum 



cif-Preise 9 





1965/66 

! 22,46 

29,14 

24,23 

27,03 

25,42 

24,94 

21,61 

1966 67 

24,85 

32,48 

23,82 

25,88 

23,99 

25,48 

22,47 

1966/67 gegen 1965/66 

5 2,39 

+ 3,34 

-0,41 

-1,15 

- 1,43 

+ 0,54 

+ 0,86 



Schwellenpreise 9 





1965 66 

1 49,36 

54,06 

45,26 

42,63 

38,93 

42,63 

40,53 

1966/67 

' 49,44 

54,14 

45,34 

42,63 

38,93 

42,63 

40,53 

1966/67 gegen 1965 66 

-1 0,08 

4 0,08 

4-0,08 

±0 

± 0 

±0 

±0 


Abschöpfungssätze -) 





1965/66 

26,90 

24,92 

21,03 

15,60 

13,51 

17,69 

18,92 

1966/67 

24,59 

21,66 

21,52 

16,75 

14,94 

17,15 

18,06 

1966/67 gegen 1965 66 

-2,31 

- 3,26 

4 0,49 

+ 1,15 

+ 1,43 

-0,54 

-0,86 

desgl. in ‘Vo | 

~ 8,6 

- 13,1 

+ 2,3 

+ 7,4 

+ f0,6 

"3,1 

- 4,5 


') cirithmetische Mittel der Vlondtspreise für die EWG-Standardqudlitäten 
-j rechnerische Differenz zwischen cif-Preisen und Schwellenpreisen 
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Tabelle 9 


Frei-Grenze-Preise und Abschöpfungssätze für Weichweizen und Gerste 
Regelung gegenüber Mitgliedstaaten 

DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Weichweizen 

aus 

Gerste 

aus 

Frankreich 

Belgien 

Frankreich | 

den Niederlanden 


Frei-Grenze-Preise 9 



1965,66 

42,05 

40,90 

34,65 

38,06 

1966/67 

43,44 

41,34 

34,99 

37,52 

1966/67 gegen 1965/66 

+ 1,39 

-f 0,44 

+ 0,34 

-0,54 


Schwellenpreise abzüglich Pauschbetrag 


1965 66 

48,92 

48,92 

42,19 

42,19 

1966/67 

49,— 

49,— 

42,19 

42,19 

1966/67 gegen 1965/66 

4- 0,08 

-f 0,08 

± 0 

±0 


Abschöpfungssätze 



1965/66 

6,87 

8,02 

7,54 

4,13 

1966/67 

5,56 

7,66 

7,20 

4,67 

1966/67 gegen 1965/66 

- 1,31 

- 0,36 

- 0,34 

+ 0,54 

desgl. in ^/o 

- 19,1 

- 4,5 

- 4,5 

+ 13,1 


0 arithmetische Mittel der Monatspreise für die EWG-Standardqualitäten 

“) rechnerische Differenz zwischen Frei-Grenze-Preisen und Schwellenpreisen abzüglich Pauschbetrag 


e) Marktpreise für ausländisches Futtergetreide ' 

Die Marktpreise für Gerste und Mais ausländi- i 
scher Herkunft waren im Durchschnitt des Berichts- 
jahres um 1 ‘Vo bis 1,5 niedriger als im Vorjahr, 
sie lagen damit jedoch noch immer höher als im 
Wirtschaftsjahr 1958/59. Die geringere Differenz 
zwischen den Preisen für Gerste und Mais gegen- 
über dem Vorjahr konnte eine weitere Zunahme der 
Zukäufe von Futtermais und damit den Anstieg 
des Maisanteils an der gesamten Vcrfütterung von 
Auslandsgetreide nicht aufhalten. Die Zukäufe der 
übrigen Futtergetreidearten gingen kräftig zurück. 
Letztlich ist die stärkere Verfütterung von Mais 
eine Folge der vom Rat der EWG konzipierten 
Preisrelation zwischen Gerste und Mais. 

Von Juli 1966 bis März 1967 lagen die Preise für 
Gerste und Mais ziemlich gleichmäßig um 0,80 bis 
0,90 DM je 100 kg, das sind rund 2 ‘f/o, unter dem 
Vorjahr. Dann stiegen sie im April über die Vor- 
jahreshöhe an. Während der Gerstenpreis den An- 
stieg bis Juni fortsetzte, ging der Maispreis auf das 
Niveau des Jahresanfangs zurück. 

Die Lagerhalter bemühten sich, ihre Bestände bis ! 
zum 1. Juli 1967, dem Termin der Preissenkung, i 


möglichst abzubauen. Während das bei Gerste ge- 
lang, was zum Schluß sogar eine gewisse Verknap- 
pung bei steigenden Preisen nach sich zog, waren 
die Maisbestände am Ende des Wirtschaftsjahres 
noch höher als ein Jahr zuvor. 

Die Zurücksetzung der Getreidepreise am l.Juli 
1967 führte im Juli prompt zu einem Rückgang der 
Futtergetreidepreise ausländischer Herkunft auf den 
Märkten; und zwar lag der Durchschnittspreis bei 
Gerste mit 39,75 DM um 4,15 DM und der Maispreis 
mit 38,50 DM um 5,10 DM je 100 kg unter den Prei- 
sen vom Juli 1966. Der Preisrückgang setzte sich im 
August fort. Mit 37,70 DM je 100 kg lag der Futter- 
gerstepreis um 6,15 DM unter dem Vohrjahrespreis, 
während der Maispreis mit 37,80 DM um 5,65 DM 
unter der Vorjahreshöhe bleib. Die Mischfutter- 
preise folgten dieser Entwicklung. Mitte August 
waren die Preise für Schweinemischfutter, Lege- 
I hennenfutter und Geflügelmastfutter im Bundes- 
durchschnitt um 4 bis 5 DM je 100 kg, das sind 8 
bis 9 To, niedriger als zur gleichen Zeit des Vorjah- 
res. Besonders bei Geflügelmastfuttcr waren die 
Preisrückgänge mit über 6 DM in Norddeutschland 
beträchtlich stärker als im Süden. 
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Schau bild 2 

Marktpreise für ausländisches Futtergetreide 

Gerste 


DM/lOOkg DM/lOOkg 



Mais 

DM/IOOkg DM/IOOkg 



f) Maßnahmen der Bundesregierung 

Wie in den vorausgegangenen Getreidewirt- 
schaftsjahren sind auch 1966/67 die durch Gesetz zu 
regelnden Rieht- und Interventionspreise in der 
bisherigen Höhe unverändert beibehalten worden. 
Für die Qualitätsvorschriften wurde ebenfalls die 
gleiche Regelung unverändert belassen. 

Aus der Ernte 1966 wurden zur Sicherung des 
Preisniveaus durch die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Getreide- und Futtermittel (EVSt-G) folgende 
Mengen an Brotgetreide zu den festgesetzten Inter- 
ventionspreisen aufgekauft: 

Weizen 270 000 t (1965/66: 59 000 t) 

Roggen 1 1 4 000 t (1 965/66 : 2 1 9 000 t) . 

Das im Vergleich zum Vorjahr größere Ausmaß 
der Intervention bei relativ schwachem Verbrauch 
von Inlandsweizen im Wirtschaftsjahr 1966/67 er- 
klärt sich daraus, daß der heranrückende Termin 
der Preissenkung zum 1. Juli 1967 die privaten La- 
gerhalter zu einem besonders starken Abbau ihrer 
Bestände veranlaßte. Die Entwicklung der Interven- 
tion bei Roggen in den beiden letzten Wirtschafts- 
jahren entspricht der Entwicklung der Verkäufe. 

Zur Versorgung der Mühlen im Juli 1966 bis zum 
Anschluß an die neue Ernte 1966 wurden wiederum 
aus den Vorräten der EVSt-G rund 179 000 t Weizen 
und rund 170 000 t Roggen abgegeben. Gegenüber 
dem Vorjahr waren diese Mengen niedriger; das ist 
auf die geringen Bestände der EVSt-G zurückzufüh- 
ren. 

Wie in den Vorjahren wurde auch 1966/67 bei 
der Ausfuhr für bestimmte Getreideverarbeitungs- 
erzeugnisse nach EWG-Mitgliedstaaten eine Bar- 
erstattung und für Getreide und Getreideverarbei- 
tungserzeugnisse nach Drittländern grundsätzlich 
eine Erstattung in Form der abschöpfungsfreien 
Einfuhr einer entsprechenden Getreidemenge ge- 
währt. Es wurden rund 1,2 Millionen t Getreide 
abschöpfungsfrei in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt. Für Exporte von Saatgetreide und Brau- 
malz bestand die Möglichkeit, alternativ eine Bar- 
erstattung oder die Erstattung in Form abschöp- 
fungsfreier Einfuhren von Gerste in Anspruch zu 
nehmen; hauptsächlich wurde der Barerstattung der 
Vorzug gegeben. Um traditionelle Mehlausfuhren 
nach entfernt liegenden Gebieten aufrechtzuerhalten, 
wurden — wie schon in den vergangenen Jahren — 
Zusatzerstattungen in bar gewährt, die die hohen 
Frachtaufwendungen abgelten sollten. 


21 




Drucksache V/2277 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


IIL Reis 


Im Reiswirtschaftsjahr 1966/67 (September/ 
August) wurde in der Gemeinschaft die allmähliche 
Annäherung der Reispreise in den Nichterzeuger- 
staaten (Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Lu- 
xemburg und die Niederlande) an die höheren 
Preise der Erzeugerstaaten (Frankreich, Italien) wei- 
ter fortgesetzt. In der Zeit vom 1 . September 1966 
bis zum 31. August 1967 wurde der Schwellenpreis 
für geschälten Reis schrittweise von 60,80 DM auf 
68,80 DM je 100 kg angehoben. Der Übergang zu 
gemeinsamen Reispreisen in der Gemeinschaft am 
1. September 1967 wurde dadurch erleichtert, ins- 
besondere wurden Vorratskäufe größeren Umfangs 
verhindert. Beim Übergang von der alten Regelung 
gemäß der Verordnung Nr. 16/64 zur gemeinsamen 
Marktorganisation für Reis ergaben sich keine be- 
sonderen Schwierigkeiten. 

Die neue gemeinsame Marktorganisation für Reis 
(Verordnung Nr. 359/67) wird seit dem 1. September 
1967 angewandt; sie lehnt sich eng an die Markt- 
organisation für Getreide an. Von einem Richtpreis 
für geschälten rundkörnigen Reis einer Standard- 
qualität — für Duisburg auf 72,48 DM je 100 kg 
festgesetzt — sind drei für die verschiedenen Reis- 
bearbeitungsstufen geltende gemeinsame Schwellen- 


I preise und die Interventionspreise für die Erzeuger- 
länder abgeleitet. Im innergemeinschaftlichen Han- 
del gelten seit dem 1. September 1967 gemeinsame 
Preise; Abschöpfungen und Erstattungen sind hier 
entfallen. Beim Handel mit Drittländern wird bei 
der Einfuhr von Reis nach wie vor eine Abschöp- 
fung erhoben; sie entspricht der Differenz zwischen 
dem niedrigeren cif-Preis (Weltmarktpreis) und dem 
höheren Schwellenpreis der Gemeinschaft. Bei der 
Ausfuhr kann eine Erstattung gewährt werden. 
Lizenzen, Kautionen, Reports, Interventions- und 
Schutzmaßnahmen u. a. m. sind im wesentlichen der 
Getreidemarktordnung nachgebildet. — Schwierig- 
keiten mit der neuen Marktorganisation für Reis 
haben sich bislang nicht gezeigt. 

a) Außenhandel 

Die Reiseinfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
zeigt keine stetige Entwicklung von Jahr zu Jahr. 
Sie nahm 1966/67 (Juli/Juni) nach einem stärkeren 
Anstieg im Vorjahr wieder ab (um 9%) und ent- 
sprach mit 171 000 t ungefähr der Einfuhr des Wirt- 
schaftsjahres 1964/65. Der Rückgang der Einfuhr 
trat 1966/67 allein im Handel mit Drittländern ein. 


Tabelle 10 


Einfuhr von Reis und Reiserzeugnissen 


Herstellungsländer 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1966/67 
1958/59 1 

gegen 

1965/66 


1000 t 

Veränderung in ‘Vo 

EWG- 




Reis (geschält) 






Mitgliedstaaten . 

42,1 

18,1 

33,4 

14,0 

12,5 

38,0 

24,0 

29,5 

-30 

+ 23 

Drittländer 

108,1 

112,8 

145,6 

133,4 

131,5 

134,2 

162,8 

141,4 

+ 31 

-13 

insgesamt ... 

150,2 

130,9 

179,0 

147,4 

144,0 

172,2 

186,8 

170,9 

+ 14 

- 9 

EWG- 




Reiserzeugnisse 






Mitgliedstaaten . 

0,0 

0,7 

0,8 

1,2 

0,5 

0,5 

0,6 

0,4 



Drittländer 

0,0 

0,7 

2,4 

0,4 

— 

0,0 

— 

0,1 



insgesamt . . . 

0,0 

1,4 

3,2 

1,6 

0,5 

0,5 

0,6 

0,5 
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Die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten nahm zu, 
ohne alierdings ihren Umfang von 1964/65 wieder 
zu erreichen. 

Der Wiederanstieg der Einfuhr aus den EWG-Mit- 
giiedstaaten ist neben der im innergemeinschaft- 
lichen Handel gewährten Präferenz von der im 
Gegensatz zum Vorjahr guten Ernte in Italien mit- 
bestimmt worden. Der aus den Ländern der Gemein- 
schaft stammende Anteil an der deutschen Reis- 
einfuhr erreichte 1966/67 rund 17 Vo (Vorjahr: 

130/0). 

Zurückgegangen ist vor allem die Einfuhr aus 
asiatischen und lateinamerikanischen Ländern, deren 
Reis auf dem Weltmarkt stark gefragt war. Die Ein- 
fuhr aus den USA stieg hingegen außergewöhnlich 
stark an, so daß der deutsche Reismarkt 1966/67 zu 
430/0 aus den USA versorgt wurde (Vorjahr: 26 0 / 0 ). 

ln der Zusammensetzung der Reiseinfuhr ist 1966/ 
1967 eine stärkere Verschiebung zugunsten des 
geschälten Reises eingetreten. Sein Anteil an der 
Gesamteinfuhr erreichte rund 85 0/0 gegenüber 67 0/0 
im Vorjahr. Dem steht ein starker Rückgang der 
Einfuhr von Bruchreis gegenüber. Dieser wurde im | 
Vorjahr vor allem zu Reisgrieß für den Export ver- 
arbeitet, der im Berichtsjahr zum Erliegen kam. i 

Die Einfuhr von Vollreis bestand im Berichtsjahr | 
zu 590/0 aus Langkornreis. Während die EWG-Mit- ; 
gliedstaaten an den Importen von Rundkornreis zu i 
37 0/0 beteiligt waren, erreichte ihr Anteil bei Lang- | 
kornreis nur 4 0 / 0 . Eine getrennte Erfassung dieser ' 
beiden Reisarten setzte erst im Januar 1966 ein, so 
daß eine Aussage über die längerfristige Entwick- 
lung in der Zusammensetzung der jährlichen Einfuhr 
von Vollreis noch nicht möglich ist. 

b) Schwellenpreise und Abschöpfung 

Im Berichtszeitraum galten folgende Schwellen- 
preise für geschälten Reis der Standardqualität 


bis 31. 8. 1966 DM 56,80 je 100 kg 

ab 1.9. 1966 DM 60,80 je 100 kg 

ab 1.1. 1967 DM 64,80 je 100 kg 

ab 1.5. 1967 DM 68,80 je 100 kg 

ab 1. 7. 1967 DM 71,12 je 100 kg. 


Bei steigenden cif-Preisen war schon im Durch- 
schnitt des Reiswirtschaftsjahres 1965/66 der Ab- 
schöpfungssatz mit 5,01 DM je 100 kg auf die Hälfte 
des Vorjahrssatzes zurückgegangen. Der Vergleich 
von cif-Preisen und Abschöpfung im Berichtsjahr 
mit dem Vorjahr muß sich auf den Zeitraum Septem- 
ber bis Juni beschränken, da bei Abschluß des Be- 
richts die Daten bis zum Ende des Reiswirtschafts- 
jahres 1966/67 noch nicht Vorlagen. Für den Zehn- 
monatszeitraum September 1966/Juni 1967 ist im 
Vergleich zum Vorjahr festzustellen, daß sich der 
durchschnittliche cif-Preis im gleichen Maße wie der 
durchschnittliche Schwellenpreis erhöhte. Der durch- 
schnittliche Abschöpfungssatz blieb mit 5,40 DM je 
100 kg gleich. Die aus den Heraufsetzungen des 
Schwellenpreises an sich zu erwartende Erhöhung 
der Abschöpfungen wurde also durch die steigenden 
cif-Preise im ganzen kompensiert. 
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Tabelle 11 

Schwellenpreise, cif-Preise und Abschöpfungssätze 
für geschälten Reis 

Regelung gegenüber Drittländern 

DM je 100 kg 


Zeitraum 

Schwel- 

len- 

preis 

cif- 

Preis 0 

Abschöp- 

fung 

September/ 

August 




1964/65 

56,80 

46,71 

10,09 

1965/66 

56,80 

51,79 

5,01 

1966/67 

64,80 



September/Juni 




1965/66 

56,80 

51,40 

5,40 

1966/67 

64,— 

58,60 

5,40 


’) cif-Preis zuzüglich Abschlag, siehe Anhang S. 80 


c) Verbraucherpreise 

Der Vergleich der Einzelhandelspreise mußte ent- 
sprechend der Änderung in der amtlichen Preisstati- 
stik im Reiswirtschaftsjahr 1966/67 auf Langkornreis 
umgestellt werden. 

Im Berichtsjahr (September 1966/August 1967) 
war der durchschnittliche Einzelhandelspreis für 
Langkornreis mit 1,72 DM je kg um 4 Pf, das sind 
2,3 ^/o, höher als im Vorjahr. Die mit der Anhebung 


Tabelle 12 


Verbraucherpreise für Reis 

(Vollreis, unglasiert) 


September/August 

DM je kg 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

1 in ®/ü 


Rundkornreis 


1961/62 

1,03 

+ 3,0 

1962/63 

1,12 

+ 3,7 

1963/64 

1,17 

+ 4,5 

1 964/65 

1,22 

+ 4,3 

1965/66 

1,26 

+ 3,3 


Langkornreis 


1965/66 

1,68 


1966/67 

1,72 

i 

+ 2,3 
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der Schwellenpreise eingetretene Kostenerhöhung 
wurde damit zu weniger als 50 ’Vo im Einzelhandels- 
preis weitergegeben. Diese Preisgestaltung war 
offensichtlich dadurch beeinflußt, daß die vor den 
jeweiligen Anhebungen des Schwellenpreises ein- 
gekauften Mengen im Laufe des Jahres ohne volle 
Berücksichtigung des Wiederbeschaffungspreises 
vermarktet worden sind. Dabei dürfte auch die Tat- 


sache mitgewirkt haben, daß sich im Berichtsjahr 
die Nachfrage nach Reis abgeschwächt hat, so daß 
ein Anreiz für stärkere Preiserhöhungen entfiel. 
Der Reisverbrauch, der 1965/66 um 10 auf 2 kg 
je Kopf der Bevölkerung angestiegen war, ging im 
Berichtsjahr — vermutlich im Zusammenhang mit 
den wesentlich geringeren Kartoffelpreisen — um 
rund 15 ^/o auf 1,7 kg je Kopf zurück. 


IV. Obst und Gemüse 


Am 25. Oktober 1966 verabschiedete der Rat die i 
Verordnung Nr. 159/66 über zusätzliche Vorschrif- | 
ten für den Obst- und Gemüsemarkt und die Ver- | 
Ordnung Nr. 158/66 über die Anwendung der Quali- | 
tätsnormen für Obst und Gemüse auf den Binnen- 
märkten der Mitgliedstaaten. 

In der ersteren Verordnung wird u. a. bestimmt, 
daß die Mitgliedstaaten die Gründung und das Tä- 
tigwerden von Erzeugerorganisationen durch Start- 
hilfen fördern und daß diese Vereinigungen selbst 
wie auch die nationalen Regierungen unter genau 
festgelegten Voraussetzungen durch Interventionen 
den Marktverlauf korrigieren können. Die ersten 
Versuche, die Bestimmungen der Verordnung anzu- 
wenden, setzten in den einzelnen Staaten nur 
zögernd ein und verliefen zudem recht unterschied- 
lich. Es wird abzuwarten sein, inwieweit sie zur 
angestrebten Stabilisierung des Preisniveaus bei- 
tragen werden. Uber die Maßnahmen und ihren Um- 


fang kann erst zu einem späteren Zeitpunkt be- 
richtet werden, sobald die diesbezüglichen Erhebun- 
gen der Kommission vorliegen. 

a) Obst und Südfrüchte 

Die Obsternte 1966 war mit 2,94 Millionen t um 
25 Uo größer als die geringe Ernte 1965. Dennoch 
hielt sich die Frischobsteinfuhr im Obstwirtschafts- 
jahr 1966/67 (April — März) mit 1,4 Millionen t auf 
der Höhe des Vorjahres, Dabei nahm trotz der 
größeren deutschen Ernte die Einfuhr von Birnen — 
u. a. als Folge der überreichen italienischen Ernte — 
um über 50 Vo (80 000 t) zu, während sich bei den 
übrigen Obstarten die Einfuhrmengen verringerten. 
Bei rückläufigen Preisen lag der Obstverbrauch je 
Kopf um rund 15 ‘‘/o höher als im Vorjahr. 

Sowohl die Erzeugerpreise als auch die Verbrau- 
cherpreise für inländische Äpfel waren um rund 
20 ^/o niedriger als im Vorjahr. Dagegen gingen die 
Verbraucherpreise für ausländische Tafeläpfel nur 


Schaubild 3 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Äpfel 


DM/kg DM/kg 



Erzeugerprci s«: Verbraucherpreise ; 

Inland. Äpfel Klasse A Inland. Tateläpfel 

Ausländ. Tafeläpfel 
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S c h a u b i 1 d 4 


Verbraucherpreise wichtiger Südfrüchte 


DM/kg 



um rund 10 ®/o zurück. Im Gegensatz zu den Vorjah- 
ren blieben die Verbraucherpreise für inländische 
Apfel auch im Verlaufe des Winters unter den Prei- 
sen für ausländische Tafeläpfel. 

Die Einfuhr von Südfrüchten insgesamt war 1966/ 
1967 mit 1,6 Millionen t um 1,4 Vo größer als im 
Vorjahr. Während die Einfuhr von Bananen erneut 
und zwar um 5 Vo zunahm, ging die Einfuhr von 
Zitrusfrüchten insgesamt um 0,5 zurück. Innerhalb 
der Gesamteinfuhr von Zitrusfrüchten setzte sich die 
schon seit einigen Jahren zu beobachtende Verlage- 
rung zugunsten von Klementinen und Satsumas so- 
wie Pampelmusen fort, während die Einfuhr von Apfel- 
sinen um 6^0 hinter dem Vorjahr zurückblieb. Die 
Zitroneneinfuhr hielt sich auf der Höhe der Vor- 
jahre. Dabei lagen die Verbraucherpreise für Apfel- 
sinen um 6 ®/o unter den Preisen des Vorjahres. Die 
überdurchschnittlichen Ernten in den Haupterzeuger- 
ländern und das dadurch ausgelöste preisgünstige 
Angebot an Apfelsinen aus Drittländern ließen 
schon zu Beginn der Saison die Preise stärker als im 
Vorjahr absinken. Die Referenzpreisregelung kam 
im Berichtsjahr nicht zur Anwendung, hatte aber 
die Wirkung, daß die Exportländer, insbesondere 
Spanien, den Umfang ihrer Lieferungen der Nach- 
trage anzupassen suchten. Auf den Verbrauch an 
Apfelsinen dürfte daneben auch das große und preis- 
werte Apfelangebot nicht ohne Einfluß gewesen 
sein. 

Als erste Stufe einer gemeinsamen Handelsrege- 
lung für Zubereitungen aus Obst und Gemüse ver- 


abschiedete der Rat im Juni 1967 Bestimmungen 
über die Abschöpfung für zugesetzten Zucker bei 
Drittlandseinfuhren und beschloß die Liberalisie- 
rung des Handels mit diesen Erzeugnissen innerhalb 
der Gemeinschaft. Für die Versorgung des deutschen 
Marktes hat diese Regelung vor allem bei Obst- 
konserven eine Bedeutung. Die genannten Bestim- 
mungen traten am 1. Juli 1967 zunächst mit einer 
Geltungsdauer von 4 Monaten in Kraft. Bis ein- 
schließlich August hat sich die neue Regelung auf 
die Einzelhandelspreise für Obstkonserven nicht 
ausgewirkt. 

b) Gemüse 

Die Gemüseerzeugung für den Markt (Frischmarkt 
und Verwertungsindustrie zusammen) war 1966/67 
(April/März) mit 1,49 Millionen t um 28 ‘^/o größer 
als im Vorjahr, wobei die Produktion von Grob- 
gemüse stärker zunahm als die Erzeugung von Fein- 
gemüse. Die Einfuhr war rückläufig; dies gilt ins- 
besondere für Kohl, während die wesentlich bedeut- 
samere Einfuhr von Feingemüse insgesamt trotz der 
größeren deutschen Erzeugung gleichblieb. Die große 
Gemüseerzeugung führte bei rückläufigen Preisen 
und bei nur wenig gesunkener Einfuhr zu einer 
Steigerung des gesamten Gemüseverbrauchs über 
den Markt, der zu 56 Vo — gegenüber 49 Vo im Vor- 
jahr — aus dem Inland gedeckt wurde. 

Die Entwicklung von Erzeuger- und Verbraucher- 
preisen wird in den Schaubildern 5 und 6 an vier 
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Schaubild 5 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Weißkohl und Tomaten 
DM/kg DM/kg 



^ 1959 / 60 - 1961/62 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 


Weißkohl Tomaten 

Erzeugerpreise — — Erzeugerpreise 

Verbraucherpreise Verbraucherpreise 


Schaubild 6 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Möhren und Bohnen 
DM/kg DM/kg 



Apr. Juli Okt. Jan. Apr. Juli Okt Jan. Apr. Juli Okt, Jan. Apr. Juli Okt Jan. Apr. Juli Okt Jan. 


^ 1959 / 60 - 1961/62 1964/65 1965/66 1966/67 1967/68 

Mghrs n Bfifanm 
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Erzeugerpreise 

Verbraucherpreise 


Erzeugerpreise 
Ve r b rau ch er prel se 



Deutscher Bundestag 

Beispielen gezeigt. Während bei Weißkohl und Boh- 
nen das erheblich größere Inlandsangebot die Preis- 
rückgänge herbeigeführt hat, war bei Tomaten, 
deren Marktbedarf zu knapp 90 aus Importen 
gedeckt wird, die Einfuhrsituation ausschlaggebend. 
Die Tomateneinfuhr war im Berichtsjahr um 8 M) 
geringer als im Vorjahr. Es zeigt sich ein Ansteig 
der Jahresdurchschnittspreise; doch lagen in der 
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liauptsaison von Juli bis September 1966 sowohl die 
Erzeuger- als auch die Verbraucherpreise unter den 
Preisen des Vorjahres, weil bei etwa gleich hoher 
Inlandserzeugung das ausländische Angebot billiger 
war. 

Auch bei Gemüse wurden im Berichtsjahr keine 
Ausgleichsabgaben nach dem Referenzpreissystem 
erhoben. 


V. Wein 


Ende Juni 1967 hat die Kommission dem Rat 
ihren Vorschlag für eine Marktordnung für Kon- 
sumweine vorgelegt. Er enthält im wesentlichen 
Preis- und Interventionsregelungen sowie eine Re- 
gelung der Weineinfuhr aus Drittländern. Die Preis- 
regelung beinhaltet keine Preisgarantie für die Er- 


j zeuger. Die Interventionsregelungen unterscheiden 
I sich wesentlich von dem zur Zeit in der Bundesrepu- 
! blik Deutschland möglichen Maßnahmen zur Stabili- 
sierung des Weinmarktes. Der Entwurf der Kommis- 
sion wird zur Zeit in den zuständigen Gremien bera- 
I ten. 


Einfuhr von Wein 


Tabelle 13 


Herstellungsländer 



Septembc 

r August 



1963/64 

1964.65 

1965/66 

1966/67 

1966 67 gegen i 

1964/65 1 1965/66 

1000 hl 

Veränderung in ^'/o 



Wein insgesamt 9 




EWG-Mitgliedstaaten . . . 

3 232 

2 600 

3 881 

2 746 

+ 6 

-29 

Drittländer 

874 

1 215 

1 822 

1 884 

+ 55 

+ 3 

insgesamt . . . 

4 106 

3 815 

5 703 

4 630 

+ 21 

-19 ' 



darunter 






Trinkwein -) 




EWG-Mitgliedstaaten . . . 

1 015 

900 

1 303 

1 079 

+ 20 

-17 

Drittländer 

595 

672 

1 329 

1 333 

+ 98 

+ 0 

insgesamt . . . 

1 610 

1 572 

2 632 

2 412 

“h 53 



Wein 

zur Herstellung von Schaumwein 



EWG-Mitgliedstaaten . . . 

547 

235 

750 

452 

+ 92 

-40 

Drittländer 

15 

15 

37 

35 

+ 133 

- 5 

insgesamt . . . 

i 

562 

250 

787 

487 

+ 95 

-38 


Wein zur Herstellung von Destillat 



EWG-Mitgliedstaaten . . . 

1 342 

1 095 

1 316 

926 

- 15 

-30 

Drittländer 

82 

350 

239 

300 

- 14 

+ 26 

insgesamt . . . 

1 424 

1 445 

1 555 

1 226 

~ 15 

-21 


9 einschließlich Schaumwein und Wermut 
9 Rot- und Weißwein einschließlich Dessertwein 
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Die Beratungen über den Entwurf einer Verord- 
nung über eine Gemeinschaftsregelung für Quali- 
tätsweine bestimmter Anbaugebiete sowie über die 
Angleichung des Weinrechts sind noch nicht abge- 
schlossen. Wegen der bestehenden inneren Zusam- 
menhänge wird eine gemeinsame Verabschiedung 
von Weinmarktordnung, Qualitätsweinverordnung 
und Weinrechtsangleichung durch den Rat ange- 
strebt. 

Die Mosternte 1966 lag mit 4,8 Millionen hl bei 
fast unveränderter Rebfläche um rund 200 000 hl 
unter der des Vorjahres und entsprach qualitativ 
ungefähr dem guten Jahrgang 1964. Die Absatz- und 
Preisentwicklung erübrigte ein Eingreifen des Sta- 
bilisierungsfonds für Wein. 

Im Weinwirtschaftsjahr 1966/67 war die Wein- 
einfuhr mit 4,63 Millionen hl um 1,07 Millionen hl 
kleiner als im Vorjahr, sie überstieg jedoch die 
Einfuhrmengen der vorangegangenen Weinwirt- 
schaftsjahre. 1965/66 hatte sich die Einfuhr im Hin- 
blick auf die geringere deutsche Ernte 1965 und 
infolge verschiedener Verwaltungsmaßnahmen bzw. 
bestimmter Erwartungen der Importeure außer- 


gewöhnlich massiert. Von dem Rückgang der Ein- 
fuhr im Weinwirtschaftsjahr 1966/67 entfielen allein 
630 000 hl auf Weine zur Herstellung von Schaum- 
wein und von Weindestillat. Der Einfuhrrückgang 
bei Trinkwein wurde durch einen Abbau der Be- 
stände überkompensiert. Der Verbrauch an Trink- 
wein, der 1964/65 gegenüber den Jahren davor um 
15 bis 20 Vo zugenommen hatte, hat seitdem — und 
sogar 1966 67 in der Rezession — dieses höhere 
Niveau gehalten. Demgegenüber ging der Verbrauch 
von Schaumwein und Spirituosen 1966/67 um rund 
10*^ 0 zurück, und der Bierverbrauch hat sich zum 
erstenmal seit 1950 nicht mehr erhöht. 

Auch im Jahre 1966 sind die EWG-Kontingente 
für die Weineinfuhr nicht erhöht worden, da die 
erforderliche Voraussetzung, nämlich Fortschritte 
bei der Ausarbeitung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Wein, nicht gegeben war. Die Bundes- 
regierung, die für das Kalenderjahr 1966 autonom 
zusätzliche Einfuhrmöglichkeiten für Qualitätsweine 
aus EWG-Ländern in Höhe von 200 000 hl eröffnet 
hatte, strebt für das Kalenderjahr 1967 eine ähnliche 
Regelung an. 


VI. Schweinefleisch 


Die seit 1962 bestehende EWG-Regelung zur 
schrittweisen Errichtung eines gemeinsamen Mark- 
tes für Schweinefleisch war auch im Wirtschaftsjahr 
1966/67 keinen außergewöhnlichen Belastungen aus- 
gesetzt. 

Im Rat der EWG konnte in der entscheidenden 
Sitzung Ende Mai 1967 eine Einigung über die 
Grundverordnung Nr. 121/67 erzielt werden, die die 
Verordnung Nr. 20 vom 4. April 1962 ablöst. Im 
Laufe des Monats Juni 1967 wurden vom Rat und 
von der Kommission mit Zustimmung des Verwal- 
tungsausschusses die erforderlichen Durchführungs- 
verordnungen verabschiedet, so daß die gemeinsame 
Marktordnung für Schweinefleisch wie vorgesehen 
am 1. Juli 1967 in Kraft treten konnte. 

Damit begann auf dem Schweinefleischsektor nach 
einer Übergangszeit von fast fünf Jahren die End- 
phasG des Gemeinsamen Marktes. Die wichtigsten 
Grundsätze der neuen Marktordnung sind eine für 
die gesamte Gemeinschaft einheitliche Preis- und 
Handelsregelung und der Fortfall der Abschöpfun- 
gen im innergemeinschaftlichen Warenverkehr. Die 
neue Grundverordnung umfaßt neben dem Verzeich- 
nis der unter die Marktordnung fallenden Erzeug- 
nisse (Artikel 1) drei Abschnitte, und zwar 

die Preisregelung (Artikel 2 bis 7) 

die Regelung des Handels mit Drittländern 

(Artikel 8 bis 18) und 

die allgemeinen Bestimmungen (Artikel 19 ff.). 

Der Abschnitt „Preisregelung" enthält vor allem 
Bestimmungen über gemeinschaftliche Interventions- 
maßnahmen. Ausgangspunkt ist ein sogenannter 


Grundpreis, der vom Rat jährlich unter Berücksichti- 
gung des Einschleusungspreises und der Abschöp- 
fung bei Einfuhren aus Drittländern (z. Z. für ge- 
schlachtete Schweine zusammen rund 299 DM je 
100 kg) festgesetzt wird. Gleichzeitig ist der Grund- 
preis so zu bemessen, daß strukturelle Überschüsse 
vermieden werden und eine gewisse Preisstabilität 
erreicht wird. Daneben ist in Artikel 2 die Möglich- 
keit vorgesehen, durch geeignete gemeinschaftliche 
Maßnahmen Initiativen der beteiligten Berufsver- 
bände zur Verbesserung der Anpassung des Ange- 
bots an die Nachfrage zu fördern. 

I Für die Zeit vom 1. Juli 1967 bis 30. Juni 1968 ist 
I der Grundpreis auf 294 DM je 100 kg geschlachtete 
I Schweine festgesetzt worden. Im Gegensatz zu den 
I obligatorischen Interventionsregelungen, wie sie 
I z. B. auf dem Getreide- und Milchsektor gelten, kön- 
I nen auf dem Schweinefleischsektor Interventions- 
maßnahmen (Beihilfen für die private Lagerhaltung 
oder Käufe durch staatliche Interventionsstellen) 
erst eingeleitet werden, wenn das arithmetische Mit- 
I tel der Preise aller Referenzmärkte der Gemeinschaft 
' unter den Grundpreis sinkt. Die zu ergreifenden 
i Maßnahmen müssen von Fall zu Fall im Verwal- 
j tungsausschuß verfahren beschlossen werden; eine 
regionale Intervention ist nicht vorgesehen. Die 
Interventionspreise (= Ankaufspreise) werden ein- 
I heitlich für die gesamte Gemeinschaft festgesetzt und 
dürfen 92 ®/o des Grundpreises nicht über- und 85 Vo 
des Grundpreises nicht unterschreiten. Sie wurden 
' bewußt so niedrig festgesetzt, damit sie keinen 
Anreiz zu einer übermäßigen Ausweitung der Pro- 
duktion bieten, die entsprechend stärkere Interven- 
I tionsmaßnahmen zur Folge haben müßte. 
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Die mit der neuen Verordnung eingeführte „Han- 
delsregelung" gegenüber Drittländern gleicht in ihren 
Grundsätzen der bisherigen Regelung und beruht im 
wesentlichen auf einem System von einheitlichen 
Abschöpfungen und Einschleusungspreisen bei der 
Einfuhr sowie Erstattungen bei der Ausfuhr. 

Im Abschnitt „Allgemeine Bestimmungen" sind 
insbesondere technische Einzelheiten zur Durchfüh- 
rung der Marktordnung festgelegt und Übergangs- 
vorschriften enthalten. Um Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu vermeiden, wurden auf Grund einer Über- 
gangsregelung in der Bundesrepublik Deutschland 
in der Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1967 noch 
innergemeinschaftliche Abschöpfungen in Höhe der 
bis zum 30. Juni 1967 bestehenden Futterkosten- 
unterschiede erhoben. Als Folge des Abbaus der 
Abschöpfung war zu erwarten, daß in dieser Phase 
die Einfuhren aus den Mitgliedstaaten zunehmen 
würden. Bis zum Abschluß des Berichtes wurde — 
im Vergleich zum Vorjahr — lediglich ein Anstieg 
der Einfuhr aus den Niederlanden und aus Belgien 
festgestellt. Diese Einfuhren fanden jedoch einen 
zügigen Absatz. 

a) Produktion und Absatzlage 

Nach dem zyklischen Höhepunkt der einheimi- 
schen Erzeugung von Schlachtschweinen im Wirt- 
schaftsjahr 1964/65 und einem Rückgang um rund 
4Vo in 1965/66 ist seit dem letzten Vierteljahr 
1966 eine erneute, wenn auch bis zum Ende des Be- 
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richtsjahres nur mäßige, Produktionszunahme zu 
verzeichnen. Insgesamt wurden im Wirtschaftsjahr 
1966/67 mit 1,87 Millionen t Schweinefleisch 25 000 t 
mehr als 1965/66 erzeugt. In fast gleichem Umfang 
verminderte sich die Einfuhr, so daß der Gesamt- 
verbrauch mit knapp 2 Millionen t ebenso hoch war 
wie im Vorjahr. Je Kopf der Bevölkerung ging damit 
der Verzehr an Schweinefleisch um 0,2 kg auf 
33,3 kg in 1966/67 zurück. Die Geldausgaben der 
Bevölkerung für den Einkauf von Schweinefleisch, 
die von 1963/64 bis 1965/66 bei ziemlich gleichmäßi- 
ger Steigerung um durchschnittlich 9 ®/o je Jahr 
zugenommen hatten, wiesen 1966/67 eine nur noch 
halb so hohe Steigerungsrate auf. Dabei ging der 
Steigerungssatz im Laufe des Jahres stetig zurück; 
im zweiten Vierteljahr 1967 wurde für den Einkauf 
von Schweinefleisch nur noch der gleiche Geldbe- 
trag wie im zweiten Vierteljahr 1966 aufgewendet. 
Auf der Angebotsseite wirkte es sich 1966/67 für 
die deutschen Schweinemäster günstig aus, daß die 
Exportüberschüsse der Nachbarländer — ebenfalls 
aus zyklischen Gründen — verhältnismäßig gering 
waren, so daß von hier aus kein allzu starker Druck 
auf den Inlandsmarkt eintrat. Auch im Berichtsjahr 
waren wie 1965/66 zeitweise wegen des Auftretens 
von Maul- und Klauenseuche Einfuhrsperren wirk- 
sam. 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 wird im Zuge der 
weiteren Ausdehnung der Schweinebestände das 
Angebot an Schlachtschweinen aus inländischer Er- 
zeugung voraussichtlich um 8 Ao größer sein als 
I 1966/67. Andererseits dürften auch die Einfuhren 


Tabelle 14 

Versorgung mit Schweinefleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 

Erzeugung 1111 Verbrauch 



ohne h 

1 mit 

Rp^tands- 



ohne h 

1 mit 1 


Anteil am 

Wirtschafts- 

jahr 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

je Kopf 

gesamten 

Fleisch- 

ver- 

brauch 


1000 t 1 

kg 

1 »/o 

1958/59 

1 137 

1 480 

; -4-6 

104 

7 

1 228 

1 571 

29,3 

52,5 

1959/60 

1 161 

1 502 

: ^ 

117 

6 

1 278 

1 619 

29,4 

51,0 

1960/61 

1 230 

1 566 

i 

126 

10 

1 348 

1 684 

30,2 

50,5 

1961/62 

1 334 

1 683 

--1 

105 

11 

1 429 

1 778 

i 31,4 

49,8 

1962/63 

1 413 

1 753 

■ 3 

79 

5 

1 490 

1 830 

31,9 

49,5 

1963/64 

1 433 

1 747 

-r5 

73 

10 

1 491 

1 805 

31,2 

48,7 

1964/65 

1 581 

1 925 

+ 4 

74 

21 

1 630 

1 974 

33,7 

51,0 

1965/66 

1 538 

1 849 

-1 

149 

8 

1 680 

1 991 

33,5 

50,4 

1966/67 

1 569 

1 874 

-2 

125 

10 

1 686 

1 991 

33,3 

49,4 


9 Marktversorgung 
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aus den EWG-Mitgliedstaaten als Folge des Weg- 
falls der Abschöpfung eher steigen. Während auf 
der Nachfrageseite, nach der bisherigen Entwicklung 
zu schließen, vorerst kaum eine wesentliche Stei- 
gerung der Verbraucherausgaben für Schweine- 
fleisch zu erwarten sein wird, werden die Erzeuger- 
preise für Schlachtschweine unter dem Druck des 
insgesamt kräftig zunehmenden Angebots im Ver- 
gleich zu den recht hohen Vorjahrespreisen stärker 
nachgoben. 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweine- 
fleisch, Schweinefleischerzeugnisson und Innereien 
insgesamt ging 1966/67 im Vergleich zum Vorjahr 
zurück, war aber dennoch größer als in jedem der 
drei Wirtschaftsjahre 1962/63 bis 1964/65. Der Ein- 
fiihrrückgang gegenüber dem Vorjahr erstreckte sich 
allein auf die Importe aus Drittländern, während die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaten den Vorjahres- 


Tabelle 15 

Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweinehälften, Schweinefleischteilstücken, 
Schweinefleischerzeugnissen und Innereien 


i 

Herstellungsländer j 

1958/59 

1960 '61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965 66 

1966/67 

1966/67 gegen 
1958/59 1 1965/66 


I 1000 t Schlachtgewicht 

Veränderung in ®/o 




Lebende Schlachtschweine 





EWG- 

N4itgliedstaaten . . 

4,5 

16,6 

9,6 

4,3 

2,0 

Id 

5,4 

4,1 

[ 

- 10 

-24 

Drittländer 

62,3 

60,5 

48,7 

25,5 

23,4 

22,7 

48,7 

27,0 

■ 57 

-45 

! 

insgesamt . . . ' 

' 66,8 

77,1 

58,3 

29,8 

25,4 

23,8 

54,1 

31,1 

- 53 

-43 





Schweinehälften 






EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

E7 

6,1 

5,7 

16,1 

3,8 

1,3 

11,3 

7,8 

+ 360 

-31 

Drittländer 

0,7 

0,6 

2,7 

3,0 

3,9 

0,8 

12,3 

8,7 

+ . 

29 

insgesamt . . . 

2,4 

6,7 

8,4 

19,1 

7,7 

2,1 

23,6 

16,5 

+ 580 

-30 



Schweine und Schweinehälften zusammen 




EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

6,2 

22,7 

15,3 

20,4 

5,8 

2,4 

16,7 

11,9 

f 

+ 92 

-29 

Drittländer 

63,0 

61,1 

51,4 

28,5 

27,3 

23,5 

61,0 

35,7 

- 43 

- 41 

: insgesamt . . . 

69,2 

83,8 

66,7 

48,9 

33,1 

25,9 

77,7 

47,6 

- 31 

-39 


Schweinefleischteilstücke, 

Schweinefleischerzeugnisse und Innereien 



EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

23,9 

1 

38,2 

30,1 

30,0 

19,4 

24,9 

35,6 

j 

42,3 1 

-r 77 

+ 19 

Drittländer 

39,4 

41,2 

44,6 

40,0 

44,2 

39,6 

48,3 

44,3 j 

+ 12 

- 9 

insgesamt . . . 

63,3 

79,4 

74,7 

70,0 

63,6 

64,5 

83,9 

86,6 

+ 37 

+ 3 



Schweine und Schweinefleisch insgesamt 




EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

30,1 

60,9 

45,4 

50,4 

25,2 

27,3 

52,3 

54,2 

i + 80 

+ 4 

Drittländer 

1 102,4 

102,3 

96,0 

68,5 

71,5 

63,1 

109,3 

80,0 

- 12 

27 

insgesamt . . . 

132,5 

163,2 

141,4 

118,9 

96,7 

90,4 

161,6 

134,2 

+ 1 

-17 
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umtang — wenn auch unbedeutend — überschritt. 
Damit haben die EWG-Mitgliedstaaten als Her- 
kunftsländer der deutschen Schweinetleischeinfuhr | 
weiter an Bedeutung gewonnen. An der Gesamtein- 
fuhr von Schweinen und Schweinefleisch waren sie ■ 
1966 67 mit 40 ”/ü beteiligt. ' 

Der im ganzen festzustellende Einfuhrrückgang 
trifft wiederum nicht auf alle Herkünfte und alle > 
Erzeugnisse zu. Geringer geworden ist 1966/67 ge- 
genüber dem Vorjahr die Einfuhr von lebenden 
Schweinen. Nur etwa ein Viertel der Gesamtein- | 
fuhr von Schweinen und Schweinefleisch bestand j 
1966/67 aus lebenden Tieren, das war weniger als 
im Vorjahr. Zum weitaus größten Teil handelt es 
sich dabei um Schlachtsauen aus Dänemark, in 
wesentlich geringerem Umfang als im Vorjahr wur- 
den daneben Schlachtschweine aus Südosteuropa 
importiert. Auch die Einfuhr von Schweinehälften 
nahm 1966 67 im Vergleich zum Vorjahr ab, wäh- 
rend die Einfuhr von Schweinefleischteilstücken und 
-Zubereitungen zunahm. Schweinofleischteilstücke 
wurden überwiegend aus EWG-Mitgliedstaaten im- 
portiert, bei Konserven und Zubereitungen überwog 
die Einfuhr aus Drittländern. Die Einfuhr von Kon- 
serven nahm schon seit 1960/61 kontinuierlich zu. 


Die Ausfuhr — vornehmlich Wurstwaren, Dosen- 
schinken und Fleischzubcreitungen — war im Wirt- 
schaftsjahr 1966/67 mit 10 600 t um rund lO^/o grö- 
ßer als im Vorjahr. Diese Zunahme entfiel im we- 
sentlichen auf höhere Lieferungen in die EWG- 
Mitgliedstaaten, die zusammen 68 ‘^/o der deutschen 
Exporte aufnahmen, wobei wie bisher Belgien/Lu- 
xemburg mit Abstand der wichtigste Abnehmer war. 
Unter den Drittländern war 1966/67, wie im Vor- 
jahr, Großbritannien das Hauptabnehmerland. 

c) Markt- und Verbraucherpreise 

Während die Preise für Schlachtschweine (auf 
Schlachtgewicht umgerechnet) im Durchschnitt des 
Wirtschaftsjahres 1966/67 gegenüber dem Vorjahr 
um 6 Pf je kg nachgaben, lagen die Verbraucher- 
preise für Schweinefleisch (im Durchschnitt aller 
Teilstücke) vergleichsweise um 21 Pf je kg höher. 

I Im Ablauf des Jahres war die Ausdehnung der Ver- 
' arbeitungsspamie unterschiedlich stark. Im Durch- 
I schnitt Juli/September 1966 stiegen die Fleisch- 
s preise um 45 Pf je kg über die der vergleichbaren 
Vorjahrszeit, während in dem gleichen Zeitraum 
I die Marktpreise je kg Schlachtgewicht um 35 Pf an- 


Tabelle 16 


Marktpreise für Schlachtsch weine und Verbraucherpreise für Schweinefleisch 


Gliederung 


I Juli/ j Oktober/ 
Zeitraum | Septem- | Dezem- 

ber ' ber 


Januar/ | 

April/ 

März 

Juni 


Wirtschafts- 
jahr h 


Marktpreise für Schlachtschweine in DM je kg 
(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlacht- 
gewicht) 

1958/59 
1960/61 bis 1961/62 

1962/63 

1963/64 

j 1964/65 

1965/66 
1966/67 

Verbraucherpreise für Schweinefleisch DM je kg 
(0 aller Tcilstücke des Schlachtgewichtes) 

I 1958/59 

' 1960/61 bis 1961/62 

I 1962/63 

I 1963/64 

I 1964/65 

I 1965/66 

I 1966/67 

Preisveränderung ± Pf je kg 

Marktpreise ' 1966/67 gegen 1958/59 

' 1965/66 

I 

Verbraucherpreise ... 1966/67 gegen 1958/59 ' 

1965/66; 


3,20 

3,39 

3,28 

3,24 1 

3,28 

3,33 

3,32 

3,16 

3,00 

3,20 

3,27 

3,27 

3,13 

3,08 i 

3,21 

3,51 

3,80 

3,73 

2,98 ! 

3,50 

3,19 

3,21 

3,13 

3,15 

3,17 

3,62 

3,82 

3,72 

3,51 

3,67 

3,97 

3,78 

3,55 

3,12 1 

3,61 


4,05 

4,41 

4,48 

4,46 ' 

4,35 

4,58 

4,69 

4,72 

4,66 

4,66 ' 

4,69 

4,80 

4,81 

4,79 

4,77 . 

4,92 

5,32 

5,67 

5,15 

5,25 

5,08 

5,12 

5,13 

5,11 : 

5,11 ! 

5,25 

5,60 

5,58 

5,57 ! 

5,50 

5,70 

5,86 

5,80 

5,48 ' 

5,71 

+ 77 

+ 39 

+ 27 

- 12 

i 

+ 33 ' 

+ 35 

- 4 

- 17 

- 39 

- 6 

+ 165 

+ 145 

+ 132 

4- 102 

+ 136 

+ 45 

-f 26 

+ 22 

- 9 

+ 21 


) gewogener Durchschnitt 


Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode, BML 
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Schaubild 7 


Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schlachtschweinen 



1963/64 1964/65 1965/66 1966/67 

’) Marktpreise für Schweine Klasse c [e 100 kg Lebendgewicht im Durchschnitt der 12 Großmärkte In Nordrhein-Westfalen (Referenzmärkte) 
Abschöpfung und Ümsotzausgleichsteuer 


zogen. Im anschließenden Vierteljahr stand einer 
Preissteigerung bei Schweinefleisch um 26 Pf ein 
Rückgang der Lebendviehpreise um 4 Pf je kg 
gegenüber. Der Höhepunkt in der Spannenauswei- 
tung war im ersten Vierteljahr 1967 zu verzeich- 
nen. Obwohl die Lebendviehpreise um 17 Pf je kg 
Schlachtgewicht nachgaben, mußten die Verbraucher 
immer noch 22 Pf je kg Schweinefleisch mehr als 
im Durchschnitt Januar/März 1966 bezahlen. Im 
weiteren Verlauf unterschritten die Schlachtschwei- 
nepreise im Durchschnitt des Vierteljahres April/ 
Juni 1967 die entsprechenden Vorjahrespreise um 
39 Pf je kg Schlachtgewicht, während die Schweine- 
fleischpreise nur um 9 Pf je kg sanken. Die in dieser 
unterschiedlichen Bewegung der Schlachtviehpreise 
und Fleischpreise sich spiegelnde Ausweitung der 
Verarbeitungsspanne führte letztlich zu einem zu- 
sätzlichen Druck auf die Schlachtschweinepreise. 

Wie schon in früheren Jahren festgestellt wurde, 
ergab sich durch die Festlegung der Großmärkte in 
Nordrhein-Westfalen als Referenzmärkte keine nen- 
nenswerte Veränderung des Preisgefälles zwischen 
diesen Referenzmärkten und den anderen Groß- 
märkten des Bundesgebietes. Sowohl bei Rindern als 
auch bei Schweinen traten größere Unterschiede im 
Preisgefälle nur vorübergehend auf, sie wurden 
ausschließlich durch nationale Produktions- und Ab- 
satzverhältnisse ausgelöst. 


d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

! Das System der Abschöpfungen und Einschleu- 
i sungspreise hat sich im Berichtsjahr 1966/67 gegen- 
i über dem Vorjahr nicht verändert. Auf Grund der 
Entwicklung der Preise für Schlachtschweine im 3. 

! und 4. Vierteljahr 1966 wurden die Abschöpfungs- 
! Sätze für Einfuhren aus Drittländern und Mitglied- 
1 Staaten in die Bundesrepublik Deutschland in der 
Zeit vom 3. Oktober bis 30. November 1966 vor- 
übergehend gesenkt. 


' e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Ausfuhr von Erzeugnissen des Schweine- 
fleischsektors wurde auch im Wirtschaftsjahr 1966/ 
67 im Rahmen der EWG-Marktordnung durch Ge- 
währung von Erstattungen in unterschiedlicher Höhe 
gefördert. Insgesamt wurden im Berichtsjahr Erstat- 
tungen in Höhe von rund 10 Millionen DM in An- 
spruch genommen. 

Im Rahmen der Förderung der vertikalen Ver- 
bundwirtschaft werden auch im Haushaltsjahr 1967 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Bei- 
I hilfen zum Bau und Ausbau von Schlachtanlagen 
I aus Kap. 10 02 Tit. 623 gewährt. 
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Tabelle 17 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise 

für Schlachtschweine, Schweinefleisch und Schweinefleischerzeugnisse 

DM je 100 kg 


Gültig ab 

Abschöpfungssätze gegenüber 

1 Einschleusungspreise 

Mitgliedstaaten 

Dritt- 

ländern 

gegen- 

über 

Mitglied- 

staaten 

ein- 

schließ- 

lich 

gegen- 

über 

Dritt- 

ländern 

ohne 

Belgien 

i 

Frank- 

reich 

Italien 1 

1 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Abschöpfung 




Schweine, lebend 





1. Juli 1966 

29,22 

22,78 

23,50 

4,15 

31,53 

72,35 

237,18 

174,04 

3. Okt. 1966 1) 

21,53 

15,09 

15,81 

— 

23,84 

64,66 

237,18 

174,04 

1. Dez. 1966 

29,22 

22,78 

23,50 

4,15 

31,53 

72,35 

237,18 

174,04 

1. Jan. 1967 

29,22 

22,78 

23,50 

4,15 

31,53 

76,11 

237,04 

170,14 

1. Juli 1967 2) 

6,21 

17,95 

23,50 

— 

12,76 

59,54 

— 

178,76 

1. Okt. 1967 3) 

— 

— 

— 

— 

— 

51,18 

— 

178,76 



Sauen lebend, 160 kg und mehr 



i 

1 

1. Juli 1966 

24,84 

19,37 

19,98 

3,53 

26,80 

61,50 

201,60 

147,94 

3. Okt. 1966') 

18,30 

12,83 

13,44 

— > 

20,26 

54,96 

201,60 

147,94 

1. Dez. 1966 

24,84 

19,37 

19,98 

3,53 

26,80 

61,50 

201,60 

147,94 

1 1. Jan. 1967 

1 

24,84 

19,37 

19,98 

3,53 

26,80 

64,69 

201,48 

144,62 

1. Juli 1967 2) 

5,28 

15,26 

19,98 

— 

10,84 

50,61 


152,03 

1. Okt. 1967 3) 

— 

— 

— 

— 

— 

43,52 

— 

152,03 

1 



Schweinehälften 





1 1. Juli 1966 

38,— 

29,63 

30,56 

5,40 

41,— 

94,08 

308,43 

226,32 

1 3. Okt. 1966') 

28,— 

19,63 

20,56 

— 

31,— 

84,08 

308,43 

226,32 

, 1. Dez. 1966 

38,— 

29,63 

30,56 

5,40 

41,— 

94,08 

308,43 

226,32 

! 1. Jan. 1967 

38,— 

29,63 

30,56 

5,40 

41,— 

98,97 

308,25 

221,25 

1. Juli 1967 -) 

8,08 

23,34 

30,56 

— 

16,59 

77,42 

— 

232,46 : 

1. Okt. 1967 3) j 

— 

— 


— 

— 

66,55 

— 

232,46 i 

i 



Rohwürste 





1 1. Juli 1966 

71,04 

58,57 

59,96 

22,47 

75,51 

204,93 

r’ulgeeizeuyiiis 

i 1. Jan. 1967 

71,04 

58,57 

59,96 

22,47 

75,51 

212,22 

gemäß VO Nr. 85/63 i 

1. Juli 1967 -) 

12,04 

34,78 

45,53 

8,05 

24,72 

211,80 

Folgeerzeugnis 1 

1. Okt. 1967 3) 

— 

— 

— 

— 

— 

211,80 

gemäß VO 

Nr. 137/67 

1 



Dosenschinken 





1. Juli 1966 

85,07 

69,— 

70,79 

22,48 

90,84 

254,88 

i 

Füigeerzeugnis ^ 

1. Jan. 1967 

85,07 

69,™ 

70,79 

22,48 

90,84 

264,27 

gemäß VO Nr. 85/63 

1. Juli 1967 2) 

15,52 

44,82 

58,68 

10,37 

31,85 

236,36 

Folgeerzeugnis 

1. Okt. 1967 3) 

i 




— 

— 

236,36 

gemäß VO 

Nr. 137,' 67 


h zeitweise Abschöpfungssenkung 

-) übergangsregelimg gemäß Artikel 30 der VO Nr. 121/67 für die Zeit vom 1, Juli bis 30. September 1967 
einheitliche Abschöpfungssätze für die gesamte Gemeinschaft 
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VIL Rindfleisch 


a) Produktion und Absatzlage ' Insgesamt wurden im Wirtschaftsjahr 1966/67 

rund 16®/o mehr Rindfleisch erzeugt als 1965/66, 
Die Erzeugung von Rindfleisch, die vorwiegend 1 dem Jahr mit einem ausgesprochenen Tiefstand in 
als Folge der schlechten wirtschaftseigenen Futter- | der Erzeugung. Damals wurde der Marktausgleich 
Versorgung von 1963 bis Ende 1965 rückläufig ge- j durch die Rekordeinfuhr von 274 000 t Rindfleisch 
wesen war, stieg schon im ersten Halbjahr 1966 | (einschließlich Schlachtrinder) herbeigeführt. Dage- 
um durchschnittlich 6% gegenüber dem entspre- | gen hat im Wirtschaftsjahr 1966/67 die um 136 000 t 
chenden Vorjahreszeitraum an. Aber erst im j höhere Rindfleischerzeugung bei ständiger Erhe- 
Wirtschaftsjahr 1966/67 wurde der vorangegan- bung von Abschöpfungen zu einem Rückgang der 
gene Aufbau des Rinderbestandes für die Marktlei- Einfuhr um nahezu 100 000 t geführt; mit 177 000 t 
stung voll wirksam. Im 3. Vierteljahr 1966 war be- ist sie auf eine unter dem langjährigen Durchschnitt 
reits eine um 15 ^/o im 4. Vierteljahr 1966 eine um liegende Höhe zurückgefallen. Für den Verbrauch 
24 ®/o höhere Rindfleischerzeugung gegenüber der standen 1966/67 1,19 Millionen t Rindfleisch oder 
gleichen Vorjahrszeit zu verzeichnen. Im 1. Halb- 34 000 t mehr als 1965/66 zur Verfügung. Der Ver- 
jähr 1967 war dann die Zuwachsrate mit durch- brauch je Kopf der Bevölkerung ist von 19,5 kg um 
schnittlich 12 ®/o nicht mehr ganz so stark. 0,4 kg auf 19,9 kg angestiegen. Damit blieb die 


Tabelle 18 


Versorgung mit Rind- und Kalbfleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 


Erzeugung I I I I Verbrauch 


"X ATZ .^1.« .-k 

ohne 0 

mit 

Bestands- 

PinfiitiT* 

Ausfuhr 

ohne 9 

mit 


Anteil 
am ge- 

Wirtscharts- 

jahr 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

änderung 

1 U.111 


Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

je Kopf 

samten 

Fleisch- 

verbrauch 


1 1000 t 

kg 

1 Vo 





Rindfleisch 





1958/59 

732 

747 

-f 8 

162 

26 

860 

875 

16,3 

29,2 

1959/60 

797 

815 

-f 9 

156 

39 

905 

923 

16,8 

29,1 

1960/61 

815 

836 

+ 1 

175 

21 

968 

989 

17,7 

29,7 

1961/62 

858 

881 

+ 13 

202 

20 

1 027 

1 050 

18,5 

29,4 

1962/63 

957 

990 

+ 13 

178 

49 

1 073 

1 106 

19,3 

29,9 

1963/64 

949 

979 

-f 1 

196 

33 

1 111 

1 141 

19,7 

30,8 

1964/65 

881 

907 

- 4 

220 

15 

1 090 

1 116 

19,0 

28,9 

1965/66 

856 

886 

+ 0 

274 

5 

1 125 

1 155 

19,5 

29,2 

1966/67 

992 

1 029 

J 0 

177 

16 

1 153 

1 190 

19,9 

29,5 





Kalbfleisch 





1963/64 


106 

— 

6 

— 


112 

1,9 

3,0 

1964/65 


100 

— 

4 

0 


104 

1,8 

2,7 

1965/66 

i 

99 

— 

9 

0 


108 

1,8 

2,7 

1966/67 


100 

— 

18 

2 

1 


116 

1.9 

2,9 


Marktversorgung 


36 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache \f2277 


Zunahme des Rindfleischverzehrs erheblich hinter 
der im Zeitraum 1958/59 bis 196v3/64 erreichten 
durchschnittlichen Jahresrate von 0,7 kg zurück. 

Die Abschwächung des Steigerungssatzes in der 
Nachfrage nach Rindfleisch war besonders im ersten 
Halbjahr 1967 augenfällig. In diesem Zeitraum ha- 
ben die Ausgaben der Verbraucher für den Einkauf 
von Rindfleisch nur noch um 0,7 ®/o höher gelegen 
als zur gleichen Vorjahrszeit, damals waren gegen- 
über dem gleichen Zeitraum 1964/65 über 9Vo mehr 
auf gewendet worden. Im Durchschnitt des Wirt- 
schaftsjahres 1966/67 wiesen die Geldausgaben der 
Verbraucher nur noch einen Steigerungssatz von 
3 ^/o gegenüber dem Vorjahr auf, während sich in 
den letzten 5 Jahren diese Steigerungsrate auf 6 
bis 1 1 Vo, im Mittel auf rund 9 Vo belaufen hatte. Die 
hier erkennbar werdenden Tendenzen einer zeitwei- 
ligen Abschwächung der Nachfrage werden auch in 
dem Ergebnis einer im Juni 1967 durchgeführten 
Meinungsumfrage eines Marktforschungsinstitutes 
sichtbar. Damals gaben 70 Vo der befragten Haus- 
halte an, daß sie ihre Ausgaben für Fleisch ein- 
schränken würden. 

Die Kälbergeburten haben nach dem Rückgang im 
vergangenen Jahr 1966/67 wieder zugenommen, 
und zwar um 270 000 Tiere auf 5,79 Millionen Stück. 
Hiervon wurden 4 Millionen Tiere oder 200 000 
mehr als im Jahre zuvor zum Zwecke der Aufzucht 
oder Mast in den Jungviehbestand übernommen. 
Dadurch wird die inländische Produktion an Rind- 
fleisch weiter ansteigen und im Wirtschaftsjahr 
1967/68 voraussichtlich um weitere 120 000 bis 
150 000 Rinder höher sein als 1966/67. Für die Ver- 
sorgung des Inlandsmarktes wurden 1966/67 
100 000 t Kalbfleisch aufgebracht, etwa die gleiche 
Menge wie in den beiden vorangegangenen Jahren. 
Außerdem wurden 1966/67 162 000 Kälber exportiert 
— im wesentlichen nach Italien — , die ohne die 
EWG-Marktordnung vermutlich für die inländische 
Versorgung zur Verfügung gestanden hätten. An- 
dererseits stiegen im Berichtsjahr die Einfuhren an 
Kalbfleisch auf 18 000 t an; sie waren damit doppelt 
so hoch wie im Jahr zuvor und über viermal so hoch 
wie 1964/65. Der Verbrauch an Kalbfleisch lag 1966/ 
1967 mit 1,9 kg geringfügig höher als in den beiden 
Vorjahren. 

b) Außenhandel 

Die Zunahme der heimischen Rindfleischerzeu- 
gung hatte 1966/67 einen erheblichen Rückgang der 
Einfuhr von Rindern und Rindfleisch gegenüber dem 
Vorjahr zur Folge (um 35 Vo). Dieser Rückgang be- 
traf in erster Linie die Einfuhr von lebenden 
Schlachtrindern (~ 65 Vo), erstreckte sich aber auch 
auf die Einfuhr von Rinderhälften und -vierteln, 
soweit sie aus Drittländern kamen ( — 28 Vo). Fleisch- 
teilstücke sowie Fleischerzeugnisse und Innereien 
von Rindern zusammengefaßt wurden ebenfalls 
in geringerem Maße als 1965/66 eingeführt ( — 6 Vo). 
Dieses Ergebnis ist allein durch die Entwicklung 
der Drittlandseinfuhr bedingt (— 13 Vo), während 
die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten bei diesen 
Warenarten anstieg (J-lßVo). Siehe Tab. auf 
S. 38. — 


Bemerkenswert ist daneben die starke Zunahme 
der Einfuhr von Kalbfleisch, die 1966/67 mit über 
18 000 t Schlachtgewicht mehr als doppelt so hoch 
war wie im Vorjahr. Diese Zunahme erstreckte sich 
allerdings ausschließlich auf EWG-Mitgliedstaaten, 
insbesondere die Niederlande; so lieferte diese Län- 
dergruppe im Berichtszeitraum 85 der deutschen 
Kalbfleischeinfuhr. 

Faßt man die Einfuhr von Rindern und Kälbern 
sowie von Rind- und Kalbfleisch zusammen, so wa- 
ren die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft an dieser 
Gesamteinfuhr im Jahr 1966/67 mit 43 Vo stärker 
beteiligt als in den vorangegangenen Jahren (Vor- 
jahr: 24 Vo). Damit hat sich die in den letzten Jahren 
zu beobachtende Tendenz des ständig wachsenden 
Anteils der Drittlandseinfuhr im Berichtszeitraum 
nicht fortgesetzt. Der Rückgang dieser Einfuhr aus 
Drittländern ging in erster Linie zu Lasten Däne- 
marks — das nur noch zu 15 Vo (Vorjahr: 23 Vo; 
1962/63: 41 Vo) an der Einfuhr beteiligt war — aber 
auch Großbritanniens und Irlands. 

Diese Entwicklung zeigt erneut, daß sich die Vor- 
rangstellung der EWG-Mitgliedstaaten im Außen- 
handel dieser Warengruppe immer mehr festigt. 
Die verstärkte inländische Produktion von Rind- 
und Kalbfleisch im Wirtschaftsjahr 1966/67 und der 
damit einhergehende Preisrückgang haben sich auf 
den Handel innerhalb des EWG-Raumes keineswegs 
dämpfend ausgewirkt, während der Handel mit 
Drittländern durch das Wirksamwerden der Ab- 
schöpfungsregelung erheblich zurückging. Aller- 
dings waren im Jahr 1965/66 wegen des hohen 
inländischen Preisniveaus ungewöhnlich umfang- 
reiche Drittlandseinfuhren getätigt worden. 

Die Ausfuhr von Rindfleisch, die in ihrem Umfang 
nach wie vor von relativ geringer Bedeutung ist, 
hat sich gegenüber dem Vorjahr mehr als verdop- 
pelt. Auch hier prägte der Handel mit den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft das Bild in besonde- 
rem Maße. Die Ausfuhr nach EWG-Mitgliedstaa- 
ten, die fast 90 Vo der Rindfleischausfuhr insgesamt 
ausmachte, verdreifachte sich gegenüber 1965/66 
und erreichte 10 800 t. Die Ausfuhr nach Drittlän- 
dern ging dagegen um ein Drittel auf 1900 t zurück. 

c) Markt- und Verbraucherpreise 

Nach dem zyklisch bedingten hohen Stand der 
Rinderpreise, der bis August 1965 anhielt, haben 
sich die Marktpreise schnell normalisiert. Sie lagen 
im Wirtschaftsjahr 1966/67 im Durchschnitt aller 
Klassen bei rund 246 DM je 100 kg Lebendgewicht. 
Die saisonale Bewegung war im Berichtsjahr weni- 
ger deutlich als sonst; insbesondere war der häu- 
fig im Frühjahr zu beobachtende kräftige Preisan- 
stieg in diesem Jahr nur schwach ausgeprägt. 

Im Wirtschaftsjahr 1966/67 haben die fleisch- 
verarbeitenden Betriebe (Fleischerhandwerk und 
Filialbetriebe, Fleischwarenindustrie) die sinkenden 
Schlachtrinderpreise im allgemeinen nicht an die 
Verbraucher weitergegeben. Die auf Schlachtgewicht 
umgerechneten Marktpreise für Schlachtrinder gin- 
gen im Durchschnitt des Berichtsjahres um 24 Pf 
je kg zurück, während die Verbraucherpreise für 
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Tabelle 19 


Einfuhr von Rind- und Kalbfleisch 

einschließlich Schlachtvieh, Fleischerzeugnisse und Innereien 


Herstellungsländer 

1958^59' 

1960 61 

1961/62 

1962/63 

1963 64 

1964T5 

1965/66 

1966 '67 

1966/67 gegen 

1958/59 1 1965/66 




1000 t Schlachtgew 

iclit 



Veränderung in Vo 

EWG- 



Lebende Schlachtrinder 







Mitgliedstaaten . . 

0,3 

4,9 

5,4 

4,2 

1,7 

0,6 

2,3 

0,7 

+ 

141 

— 

70 

Drittländer 

105,7 

109,1 

103,7 

87,5 

84,1 

91,3 

133,4 

46,4 

— 

56 

— 

65 

- 

insgesamt . . . 

106,0 

114,0 

109,1 

91,7 

85,8 

91,9 

135,7 

47,1 

-- 

56 

— 

65 

EWG- 



Hälften 

und Viertel von 

Rindern 







Mitgliedstaaten . . 

0,0 

31,9 

47,0 

43,1 

46,9 

49,7 

54,5 

65,0 



4- 

19 

Drittländer 

42,2 

23,2 

40,1 

35,8 

53,9 

66,4 

67,4 

48,3 

+ 

14 

— ' 

28 

insgesamt . . . 

42,2 

55,1 

87,1 

78,0 

100,8 

116,1 

121,9 

113,3 


168 

— 

7 

EWG- 

Fleischteilstücke, Fleischerzeugnisse und 

Innereien 

von Rindern 





Mitgliedstaaten . . 

12,3 

4,7 

4,6 

5,1 

6,3 

5,9 

5,1 

6,0 

— 

51 


18 

Drittländer 

6,0 

6,7 

7,6 

8,1 

9,2 

14,5 

18,8 

16,4 

-f 

173 

— 

13 

insgesamt . . . 

18,3 

11,4 

12,2 

13,2 

15,5 

20,4 

23,9 

22,4 

+ 

22 


ö 1 

1 

■ EWG- 


Rinder und Rindfleisch 

einschließlich Erzeugnisse und Innereien 






Mitgliedstaaten . . 

12,6 

41,5 

57,0 

52,4 

54,9 

56,2 

61,9 

71,7 


469 

+ 

16 

, Drittländer 

153,9 

139,0 

151,4 

131,4 

147,2 

172,2 

219,6 

111,1 

— 

30 

— 

49 

insgesamt . . . | 

j 

166,5 

180,5 

208,4 

183,8 

202,1 

228,4 

281,5 

182,8 


10 

— 

35 

1 

; EWG- 



Kälber und Kalbfleisch 






i 

! Mitgliedstaaten . . 

1,1 

7,7 

12,4 

8,1 

4,9 

4,3 

6,9 

15,6 

+ 1 340 

^125 

' Drittländer 

1,1 

0,1 

3,7 

2,7 

1,3 

0,2 

2,0 

2,7 

+ 

155 

•f 

42 

insgesamt . . . 

2,2 

7,8 

16,1 

10,8 

6,2 

4,5 

8,9 

18,3 

-f 

747 

- 4-106 
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Tabelle 20 


Marktpreise für Schlachtrinder und Vei braueberpreise für Rindfleisch 


Gliederung 

Zeitraum 

Jiili^ 

Septem- 

ber 

Oktober' : 
Dezem- : 
ber i 

JällUdi' 

März 

April 

.Juni 

1 Wirtsdia 
Jahr ') 

Marktpreis für Schlachtrinder DM je kg 

0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlachtgewicht 







1958/59 

3,81 

3,70 

3,91 

4,06 

3,87 


0 1960/61 bis 1961/62 

4,04 

3,87 

3,93 

4,04 

3,97 


1962T3 

3,83 

3,63 

3,65 

4,07 

3,80 


1963^64 

4,07 

4,09 

4,38 

4,61 

4,28 


1964/65 

4,55 

4,64 

5,03 

5,25 

4,86 


1965/66 ; 

1 

5,09 

4,72 

4,64 

4,75 

4.80 


1966/67 ! 

4,63 

4,49 

4,51 

4,60 

4,56 

Verbraucherpreise für Rindfleisch DM je kg 
(0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 







1958/59 

4,75 

4,88 

5,00 

5,11 

4,94 


0 1960/61 bis 1961 62 i 

5,31 

5,34 

5,35 

5,38 

5,35 


1962/63 1 

5,46 

5,46 

5,42 

5,49 

5,46 


1963/64 ' 

5,60 

5,73 

5,92 

6,03 

5,82 


1964/65 

6,16 

6,30 

6,57 

6,79 

6,45 


1965/66 

6,85 

6,95 

6,96 

7,01 

6,94 


1966/67 

7,03 

6,98 

6,92 

6.89 1 

6.96 

Preisveränderung ± 

Pf je kg 






Marktpreise 

1966T7 gegen 1958/59 1 

T 82 

1 79 

f 60 

+ 54 

+ 69 


1965/66 

- 46 

- 23 

- 13 

- 15 

- 24 

Verbraucherpreise .... 

1966/67 gegen 1958/59 

+ 228 

^-210 

i 192 

+ 178 

+ 202 


1965/66 

+ 18 

+ 3 

- 4 

- 12 

+ 2 


0 gewogener Durchsdinitt 

Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig- Völkenrode, BML 


Rindfleisch sich gegenüber dem Vorjahresdurch- j Die Festlegung der Großmärkte in Nordrhein- 
schnitt noch um 2 Pf je kg erhöhten. Die Divergenz j Westfalen als Referenzmärkte hat das Preisgefälle 
war im 3. Vierteljahr 1966 besonders stark, sie min- j zu den übrigen Großmärkten im Bundesgebiet kei- 
derte sich dann im Verlauf des Wirtschaftsjahres, j neswegs grundlegend verändert. Was bereits in 
In früheren Beobachtungszeiträumen ließ eine unter- früheren Berichten dargelegt wurde, war auch im 
schiedliche Entwicklung der Verarbeitungsspannen Wirtschaftsjahr 1966/67 zu beobachten: Zeitweilige 
bei Rind- und Schweinefleisch den betriebsinter- größere Unterschiede im Preisgefälle wurden durch 
nen Ausgleich in der Kalkulation deutlich werden, die innerdeutschen Produktions- und Absatzver- 
dagegen haben sich im Berichtsjahr erstmalig die hältnisse ausgelöst. 

Spannen sowohl bei Schweinefleisch als auch bei 

Rindfleisch gleichzeitig kräftig ausgedehnt. Die un- Die Preise für Schlachtkälber lagen im Wirtschafts- 
zulängliche Anpassung der Fleischpreise an die sin- jahr 1966 67 bei 418 DM je 100 kg Lebendgewicht 
kenden Lebendviehpreise hat letztlich einen zusätz- i für die überwiegend vertretene Qualität A; das 
liehen Druck auf das Niveau der Schlachtrinderpreise i war geringfügig weniger als in den beiden letzten 
ausgeübt. Hieran zeigt sich, daß die Höhe des Orien- j Jahren. Ein schlagartiges Absinken der Kälber- 
tierungspreises allein nicht ausreicht, um den inlän- preise ergab sich im Frühsommer 1967, als wegen 
dischen Erzeugern den erstrebten Schutz zu gewäh- der von Italien verhängten Einfuhrsperre die nie- 
ten. I derländischen Kalbfleischlieferungen in die Bundes- 
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republik Deutschland erheblich Zunahmen. Die Ktii- 
berpreise fielen im Juni 1967 um 34 DM, im Juli 
sogar um 43 DM unter das entsprechende Vorjahrs- 
niveau. Seit Mitte August 1967 wurden die Er- 
schwernisse bei der Einfuhr nach Italien allmählich 
abgebaut. Dadurch wurden wieder verstärkte deut- 
sche und niederländische Lieferungen von Kälbern 
nach Italien möglich, die das Inlandsangebot verrin- 
gerten. Eine Folge hiervon war, daß die Kälber- 
preise in der 3. Augustwoche mit 421 DM je kg 
Lebendgewicht den bisher höchsten Stand zu dieser 
Jahreszeit erreichten. Die Verbraucherpreise für 
Kalbfleisch stellten sich im Durchschnitt des Wirt- 
schaftsjahres 1966/67 und im Durchschnitt aller 
Teilstücke auf DM 8,66 je kg, sie stiegen damit im 
Vergleich zum Vorjahr um 29 Pf je kg. 

d) Mittel der Marktregelung 

Durch Verordnung vom 7. April 1967 hat die Bun- 
desregierung den Orientierungspreis für Schlachtrin- 
der von 253 DM je 100 kg Lebendgewicht im Rin- 
derwirtschaftsjahr 1966/67 (April/März) auf 259 
DM je 100 kg im Wirtschaftsjahr 1967/68 angeho- 
ben. Gleichzeitig wurde der Orientierungspreis für 
Kälber von 336 DM je 100 kg Lebendgewicht auf 
347 DM je 100 kg heraufgesetzt. Die Annäherung 
an das im Juli 1966 vom Rat der EWG beschlossene 
Niveau der Orientierungspreise für 1968/69 wurde 
damit zur Hälfte vollzogen. 

Die Marktpreise für Schlachtrinder bewegten sich 
auf den Referenzmärkten in Nordrhein-Westfalen 
seit Juli 1966 ständig unter 105 Vo des Orientie- 
rungspreises, so daß Importe von Schlachtrindern 
und Rindfleisch aus Drittländern während des ge- 
samten Berichtszeitraumes Abschöpfungen unterla- 
gen. Dabei herrschten im zweiten Halbjahr 1966 so- 
wie im zweiten und dritten Vierteljahr 1967 bei 
meist unter dem Orientierungspreis liegenden 
Marktpreisen volle Abschöpfungen vor, während 
im ersten Vierteljahr 1967 überwiegend Abschöp- 
fung von 50 Vo zur Anwendung kamen. 


Bei Kälbern sanken die Marktpreise auf den Re- 
ferenzmärkten nur von Ende April bis Anfang Au- 
gust 1967 unter 105 ^/o bzw. unter 100 o des Orien- 
tierungspreises ab. Von Ende Mai bis Anfang Au- 
gust wurde hierbei eine volle Abschöpfung auf 
Drittlandsimporte erhoben, während vorher eine 
Abschöpfung von 50 ’t o zur Anwendung kam. 

Auf Antrag gewährte der Rat der EWG der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 10. April bis 27. Au- 
gust 1967 Abschöpfungsbegünstigungen für Importe 
von Kühen aus Drittländern zur Verarbeitung unter 
Zollaufsicht, wonach in Perioden voller Abschöpfung 
; die Abschöpfungsbelastung halbiert werden konnte. 

‘ !m Rahmen dieser Sonderregelung wurden rund 
13 300 lebende Kühe zur Verarbeitung importiert, 

: die vorwiegend aus Dänemark stammten. 

I Eine Ermächtigung des Rates für alle Mitglied- 
i Staaten, die Abschöpfungen für Importe von Rin- 
i dergefrierfleisch aus Drittländern im Frühjahr und 
Sommer 1967 auszusetzen oder zu ermäßigen, hat 
I die Bundesregierung wegen des Preisdruckes auf 
den Rindermärkten nicht in Anspruch genommen. 

Von dem im GATT zum Zollsatz von 20 ^/o kon- 
solidierten Zollkontingent von 22 000 t, bis zu wel- 
cher Höhe eine Einfuhr in die EWG ohne Ab- 
schöpfung zulässig ist, entfiel auf die Bundesrepu- 
: blik 1967 gemäß Verordnung Nr. 34/67 ein Anteil 
von 1000 t. 

i Im Rahmen des Abbaues der Binnenzölle erfolgte 
zum 1. April 1967 eine weitere Senkung der Zoll- 
I Sätze für Einfuhren aus den EWG-Mitgliedstaaten. 

j e) Maßnahmen der Bundesregierung 

, Der Interventionspreis für Rinder wurde für das 
' Rinderwirtschaftsjahr 1966/67 (April/März) durch 
. Verordnung der Bundesregierung vom 20. Mai 1966 
i auf 242 DM je 100 kg Lebendgewicht (“96 ^/o des 
' Orientierungspreises von 253 DM) festgesetzt. Die- 
ser Preis wurde an den nordrhein-westfälischen 
j Referenzmärkten von Ende September bis Mitte 


Tabelle 21 


Deutscher Zollsatz in ®/o 


bei Einfuhren von 


Gültig ab 

lebenden Rindern 
und Kälbern 
aus 

Rindfleisch, frisch, gekühlt, 
aus 

Rindergefrierfleisch 

aus 


EWG-Mit- 

gliedstaaten 

Dritt- 

ländern 

EWG-Mit- 

gliedstaaten 

Dritt- 

ländern 

EWG-Mit- 

gliedstaaten 

Dritt- 

ländern 

1. April 1965 

3,2 

13,0 

6,5 

20,0 

2,0 

20,0 

1. April 1966 

2,2 

13,9 

4,5 

20,0 

1,0 

20,0 

1. April 1967 

1,2 

13,9 

2,5 

20,0 

1,0 

20,0 


1 
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Schaubild 10 


Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schlachtrindern 

(Wochendurchschnitte) 



Marktpreise für Schlachtrinder je 100 kg Lebendgewicht Im Durchschnitt aller Klassen und der 12 Großmörkte in Nordrhein-Westfalen (Referenz- 
2) cl?/*belechnet auf Grund der Preisnotierungen auf den repräsentativsten Märkten Dänemarks, Irlands und Großbritanniens 


November 1966 unterschritten. Dies veranlaßte das 
BML, Stützungskäufe der Einfuhr- und Vorratsstelle 
auf den wichtigsten Erzeugermärkten in Nord- und 
Süddeutschland anzuordnen. Im Rahmen dieser 
Käufe wurde im Einklang mit den Interventions- 
bestimmungen der Verordnung Nr. 14/64 in der 
Zeit vom 10. Oktober bis 20. November 1966 Fleisch 
von 27 563 Rindern in die nationale Vorratshal- 
tung übernommen. Darüber hinaus wurden in der 
Zeit vom 5. bis 18. Dezember 1966 auf süddeut- 
schen Märkten 4000 Rinder nach den besonderen 
Interventionsbestimmungen der Verordnung Nr. 
111/66, d. h. bei Preisen zwischen dem Orientie- 
rungs- und dem Interventionspreis, gekauft. Dazu 
kommen noch die seit dem 7. September 1966 vorge- 
nommenen Käufe der EVSt zur Auffüllung der natio- 
nalen Vorratshaltung. Die gesamten Marktentnah- 
men der EVSt während der Weideabtriebszeit 1966 
beliefen sich damit auf 45 177 Schlachtrinder. Ferner 
hat die EVSt im Rahmen der Ermächtigung des Ra- 
tes gemäß Verordnung Nr. 112/66 vom 28. Juli 1966 
in der Weideabtriebszeit 1966 — wie im Jahr zuvor 
— Fleisch von 16 000 dänischen Rindern übernom- 
men, um Dänemark im Zuge des deutsch-dänischen 


Handelsabkommens auch in der Zeit erhöhter Ein- 
fuhrbelastungen in der EWG eine Aufrechterhal- 
tung begrenzter Lieferungen zu ermöglichen. 

Den Interventionspreis für das Rinderwirtschafts- 
jahr 1967/68 hat die Bundesregierung durch Ver- 
ordnung vom 8. Juni 1967 auf 246 DM je 100 kg 
Lebendgewicht ( = 95 Vo des Orientierungspreises von 
DM 259) heraufgesetzt. 

Erstattungen für die Ausfuhr von Rindern, Rind- 
fleisch und Rindfleischerzeugnissen konnten aus 
Haushaltsgründen nur in bescheidenem Umfang im 
4. Quartal 1966 zur zusätzlichen Marktentlastung 
während des Weideabtriebs gewährt werden. Auch 
im Flerbst 1967 macht die Bundesregierung von einer 
solchen Maßnahme seit dem 9. August 1967 wieder 
Gebrauch. Die Erstattungen beschränken sich auf 
Exporte von lebenden Rindern, Rinderhälften, Vor- 
der- und Hintervierteln. 

Wie in den Vorjahren wurden zur Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit auch im Haushaltsjahr 
1967 wieder Beihilfen (aus Kap. 10 02 Tit. 623) zur 
Förderung des Baues und Ausbaues von Schlacht- 
anlagen für Rinder zur Verfügung gestellt. 
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Tabelle 22 


Fleischverbrauch je Kopf 

kg 


Fleischart 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Rindfleisch 

16,3 

17,7 

18,5 

19,3 

19,7 

19,0 

19,5 

19,9 

Kalbfleisch 

1,7 

1,8 

1,9 

2,1 

1,9 

1,8 

1,8 

1,9 

Schweinefleisch 

29,3 

30,2 

31,4 

31,9 

31,2 

33,7 

33,5 

33,3 

Schaffleisch 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

Pferdefleisch 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Hauptfleischarten 

48,0 

50,3 

52,4 

53,9 

53,3 

54,9 

55,2 

55,5 

Innereien 

4,2 

4,4 

4,5 

4,6 

4,5 

4,5 

4,4 

4,5 

Geflügelfleisch 

3,0 

4,4 

5,6 

5,4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

sonstiges Fleisch 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

Fleisch insgesamt 

55,8 

59,7 

63,1 

64,5 

64,0 

66,0 

66,5 

67,5 


VIII. Geflügelfleisch 


Der Verlauf des Wirtschaftsjahres 1966/67, des 
fünften Jahres der Anwendung der Verordnung 
Nr. 22 über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Geflügelfleisch, 
war gekennzeichnet 

durch einen scharfen Konkurrenzkampf und den 
damit verbundenen Preisrückgang für Jung- 
mastgeflügel (Hähnchen), 

durch die Verhandlungen über das Angebot 
der Gemeinschaft auf dem Geflügelfleischsek- 
tor im Rahmen der Kennedy-Runde und 

durch den Übergang zum gemeinsamen Markt 
für Geflügelfleisch und die Verhandlungen über 
die neue gemeinsame Marktorganisation. 

Das Wirtschaftsjahr 1966/67 wurde von den Er- 
zeugern aller Mitgliedstaaten — insbesondere aber 
in der Bundesrepublik Deutschland und den Nie- 
derlanden — als entscheidendes Jahr für den Aus- 
bau und die Festigung der Ausgangspositionen im 
gemeinsamen Markt angesehen und zu einer ent- 
sprechenden Ausdehnung der Produktion von Jung- 
mastgeflügel als dem bedeutendsten Zweig der Ge- 
flügelmast genutzt. Die Folge war ein bereits im 
Sommer 1966 einsetzender zunächst noch leichter 


Preisrückgang, der sich jedoch, da die Lagerkapa- 
zitäten der Schlachtereien voll ausgenutzt wurden, 
seit Dezember erheblich verstärkte. Der damit ver- 
bundene heftige Konkurrenzkampf zwischen den 
Mitgliedstaaten führte schließlich zum fast völligen 
Ausschluß der Drittländer vom Jungmastgeflügel- 
markt der Gemeinschaft. Da der Preisrückgang 
durch die Produktionszunahme innerhalb der Ge- 
meinschaft ausgelöst wurde, war ihm auch nicht 
mit dem Mittel der Zusatzabschöpfung zu begeg- 
nen, die — wie bereits in früheren Berichten mehr- 
fach festgestellt worden ist — lediglich einen Schutz 
vor Marktstörungen von außen, d. h. durch Dritt- 
länder, bieten kann. 

Auf Antrag der Bundesregierung und der Regie- 
rungen anderer Mitgliedstaaten ermächtigte die 
Kommission die Mitgliedstaaten, in der Zeit vom 
22. Dezember 1966 bis 4. Februar 1967 bei der Aus- 
fuhr nach Drittländern — ausgenommen Österreich 
und die Schweiz — neben der normalen Erstattung 
in Höhe der Drittlandabschöpfung eine zusätzliche 
Erstattung in Höhe von 0,40 DM je kg zu gewähren. 
Dieser Versuch, den Markt der Gemeinschaft zu ent- 
lasten, hatte nicht den erhofften Erfolg, da die Dritt- 
landsmärkte mit Zuschußbedarf fest in der Hand der 
früher den Markt der Gemeinschaft beliefernden 
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Drittländer waren, die sich inzwischen dorthin orien- 
tiert hatten, so daß diese Zuschußmärkte größere zu- 
sätzliche Mengen kaum noch aufnehmen konnten. 
Ein weiterer Versuch der Kommission, den Markt 
der Gemeinschaft dadurch zu entlasten, daß sie die 
französische Regierung im Februar 1967 ermäch- 
tigte, durch staatliche Kredite die private Ein- 
lagerung von 5000 1 Jungmastgeflügel vorzufinan- 
zieren, hatte ebenfalls keinen spürbaren Erfolg. Die 
angespannte Lage auf dem Junggeflügelmarkt hält 
noch an. 

Nach Abschluß der bereits im Frühjahr 1966 be- 
gonnenen internen Verhandlungen der Gemeinschaft 
wurde im Dezember 1966 das Angebot der EWG auf 
dem Geflügelfleischsektor für die Kennedy-Runde 
des GATT festgelegt. Dieses Angebot, das eine 5 Vo- 
ige Senkung des im zweiten Quartal 1966 bestehen- 
den, mittleren Schutzniveaus der Gemeinschaft (Ein- 
schleusungspreis und Abschöpfung) vorsah, wurde 
von den Verhandlungspartnern im GATT — ins- 
besondere den USA — als nicht ausreichend betrach- 
tet, Da diese andererseits für den Fall einer Erweite- 
rung des Angebots keine entsprechende Gegenlei- 
stung in Aussicht stellten, zog die Gemeinschaft ihr 
Angebot in der Endphase der Verhandlungen zurück. 
Es wurde lediglich eine Senkung der konsolidierten 
Zölle für Geflügelfleischkonserven von 21 Ao auf 
17 Vo zugestanden. 

Im Laufe der Verhandlungen über die gemeinsame 
Marktorganisation konnte die Bundesregierung die 
Aufnahme einer Übergangsregelung erreichen, mit 
der die Auswirkungen der bis zum 30. Juni in den 
einzelnen Mitgliedstaaten geltenden unterschied- 
lichen Getreidepreise und die dadurch bedingten 
Wettbewerbsunterschiede durch entsprechende Ab- 
schöpfungen ausgeglichen wurden. Diese Übergangs- 
regelung galt bis zum 13. August 1967. 

Die bis zum 30. Juni 1967 gültige Verordnung 
Nr. 22 wurde durch die am 20. Juni 1967 in Kraft ge- 
tretene und seit dem 1. Juli 1967 angewendete Ver- 
ordnung Nr. 123/67 abgelöst. 

Das Schutzsystem der neuen gemeinsamen Markt- 
organisation für Geflügelfleisch gegenüber Dritt- 
ländern behält die alten Instrumente bei: Einschleu- 
sungspreise, Abschöpfungen und Zusatzabschöpfun- 
gen. Beim Warenverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten werden — von der oben erwähnten Über- 
gangsregelung abgesehen — keine Abschöpfungen 
mehr erhoben. Bei der Ausfuhr in Drittländer kön- 
nen Erstattungen gewährt werden; diese werden 
jedoch nicht mehr durch die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten, sondern durch die Kommission fest- 
gesetzt. Darüber hinaus enthält die neue Verord- 
nung Bestimmungen über 

Maßnahmen zur Förderung einer besseren 
Organisation der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung; 

Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung; 

Maßnahmen zur Verbesserung der Markttrans- 
parenz; 

den Erlaß gemeinsamer Vermarktungsnormen. 


Interventionsmaßnahmen, Vorausfestsetzung von 
Abschöpfungen oder eine automatische Abschöp- 
fungssenkung als Gegenstück zur Zusatzabschöpfung 
sind in der gemeinsamen Marktorganisation nicht 
vorgesehen. Bewußt wurde auf dem Geflügelfleisch- 
markt angesichts des schnellen Umschlages bei die- 
sem bodenunabhängigen Produktionszweig dem 
Preis die Steuerungsfunktion zuerkannt. 


a) Produktion und Absatzlage 

Die Steigerung der Produktion von Geflügelfleisch 
im Wirtschaftsjahr 1966/67 ist fast ausschließlich 
auf die außergewöhnlich starke Zunahme der Erzeu- 
gung von Jungmastgeflügel (Hähnchen) zurückzu- 
führen, die mit 96 000 t um mehr als 60 über dem 
Vorjahr lag. 

Der Einfuhrüberschuß von 126 000 t Jungmast- 
geflügel (Fleischwert) war ebenso groß wie in 
1965/66, so daß sich der Verbrauch auf 222 000 1 
erhöhte. Je Kopf der Bevölkerung stieg damit der 
Verbrauch an Fleisch von Jungmastgeflügel um 
0,6 kg auf 3,7 kg. Es ist somit der deutschen Geflü- 
gelwirtschaft im abgelaufenen Wirtschaftsjahr mehr 
als bisher gelungen, ihren Anteil am Markt zu erhö- 
hen. Am Verbrauch von Jungmastgeflügel konnte 
sie diesen Anteil 1966/67 auf 43 ®/o steigern, 1965/66 
waren es erst 32 ®/o. 

Nach den Ergebnissen der betriebswirtschaftlichen 
Meldungen wurden im Wirtschaftsjahr 1966/67 32% 
des jeweiligen Bestandes an Legehennen im land- 
wirtschaftlichen Betrieb geschlachtet. Davon haben 
die Hühnerhalter gut 64 % selbst verbraucht, der Rest 
wurde an den Markt geliefert. Außerdem wurden 
19% des Bestandes ab Bauernhof lebend als Suppen- 
hennen verkauft und schließlich verendeten im Jah- 
resablauf 14% des Bestandes. Insgesamt wurden 
damit gut 65 % (gegenüber 64 % im Jahre 1965/66) 
aus dem Hennenbestand ausgeschieden; der Umtrieb 
hat sich auf IV 2 Jahre belaufen. Aus dem Bestand 
an Hennen wurden 1966/67 insgesamt 64 000 t 
Fleisch erschlachtet gegenüber 59 000 t im Jahre zu- 
vor. Da die Einfuhr um 4000 t auf 41 000 t zurück- 
gegangen ist, standen für den Verbrauch 105 000 t 
Fleisch von Legehennen, d. h. nur unbedeutend mehr 
als 1965/66 zur Verfügung; je Kopf der Bevölkerung 
ist sogar die verbrauchte Menge von 1,8 kg auf 
1 ,7 kg zurückgegangen. 

Die Erzeugung und Einfuhr an Enten, Gänsen, 
Truthühnern und sonstigem Geflügel bewegte sich 
1966/67 mengenmäßig auf fast gleicher Höhe wie im 
Vorjahr. Insgesamt wurden im Berichtsjahr 200 000 t 
Geflügelfleisch in der Bundesrepublik Deutschland 
erzeugt oder 43 000 t bzw. 27 % mehr als im Jahre 
zuvor. Der Einfuhrüberschuß ging um 6000 1 auf 
209 000 1 zurück; die Ausfuhr spielte dabei keine 
nennenswerte Rolle. Der Verbrauch belief sich somit 
auf 409 000 t, das waren 37 000 t mehr als im Vor- 
jahr. Je Kopf der Bevölkerung wurden 6,8 kg Ge- 
flügelfleisch oder 0,5 kg mehr als im Vorjahr ver- 
zehrt. Im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1959/60 
bis 1965/66 betrug die jährliche Zunahme des Ver- 
brauchs an Geflügelfleisch nur 0,4 kg je Kopf. Bei 
Rindfleisch und Schweinefleisch, die zusammen zu 
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Versorgung mit Geflügelfleisch 


Gliederung 

Einheit 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Erzeugung 

1000 t 

90 

101 

111 

120 

130 

146 

157 

200 

Bestandsänderung 

1000 t 

— 

— 

+ 15 

-15 

— 

— 

— 

— 

Einfuhr 

1000 t 

74 

144 

220 

176 

196 

204 

216 

211 

Ausfuhr 

1000 t 

0 

— 

1 

1 

1 

0 

1 

2 

Verbrauch insgesamt 

1000 t 

164 

245 

315 

310 

325 

350 

372 

409 

Verbrauch je Kopf 

kg 

3,0 

4.4 

5,6 

5.4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

darunter 

Fleisch von Legehennen 

kg 





1.8 

1,7 

1,8 

1,7 

Fleisch von Jungmastgeflügel 

kg 


• 



2,6 

2,9 

3,1 

3,7 

Anteil des Verbrauchs aus Inlands- 
erzeugung 

am Gesamtverbrauch 

«/» 

55 

43 

35 

38 

40 

42 

42 

49 

darunter 

Fleisch von Legehennen 

v» 





56 

56 

57 ' 

61 

Fleisch von Jungmastgeflügel 

»/a 

• 

• 



23 

30 

32 

43 


80 ®/o den Fleischverbrauch decken, betrug in dem ge- 
nannten Zeitraum die jährliche Steigerung zusam- 
men 1,1 kg je Einwohner (siehe hierzu Tabelle 22 
auf S. 42). 

Immerhin hat sich damit von 1959/60 bis 1966/67 
der Anteil des Geflügelfleischverbrauchs am gesam- 
ten Fleischverbrauch von 6,8 Vo auf 10,1 ^/o erhöht. — 
Der Inlandsanteil am Verbrauch von Geflügelfleisch 
stellte sich 1966/67 auf 49 ‘Vo gegenüber 42 Vo im 
Vorjahr. 

b) Außenhandel 

Die Zunahme des Verbrauchs von Geflügelfleisch 
gegenüber dem Vorjahr hat 1966/67 dazu geführt, 
daß sich die Einfuhr von Geflügel und Geflügel- 
fleischerzeugnissen in die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei steigender Inlandserzeugung mit rund 
210 000 t weiterhin auf einem hohen Stand hielt. Der 
Rückgang der Einfuhr gegenüber dem Vorjahr um 
2 Vo war unbedeutend. Er unterbrach aber erstmalig 
— vom Jahre 1962/63 abgesehen die seit Jahren 
zu beobachtende stetige Aufwärtsentwicklung der 
deutschen Geflügeleinfuhr. 

Wie schon in den Vorjahren hat sich auch 1966/67 
die Herkunft der Einfuhr weiter zugunsten der 
EWG-Mitgliedstaaten verlagert. Im Berichtsjahr 
nahm die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten gegen- 
über dem Vorjahr um 9 ^/o zu, so daß der aus diesen 


Ländern stammende mengenmäßige Einfuhranteil 
auf 72 Vo anstieg (Vorjahr; 64 Vo). Hauptlieferland 
waren die Niederlande, die ihre Einfuhrmange um 
fast 12 000 t oder 11 ®/o erhöhen konnten und 1966/67 
mit einem Anteil von 54 Vo erstmals mehr als die 
Hälfte der deutschen Geflügelfleischeinfuhr stellten. 

Demgegenüber verminderte sich die Einfuhr von 
Geflügelfleisch aus Drittländern gegenüber 1965/66 
um 23 Vo. Am stärksten ging dabei die Einfuhr aus 
Dänemark (um 59 ®/o) und aus den USA (um 23 ®/o) 
zurück, während sie aus Ostblockländern nur gering- 
fügig abnahm. Der Anteil der USA an der deutschen 
Geflügeleinfuhr lag 1966/67 bei 16 Vo (Vorjahr: 
20 Vo). 

Im Vergleich zum Vorjahr war 1966/67 keine 
wesentliche Veränderung in der Zusammensetzung 
der Einfuhr von geschlachtetem Geflügel und Geflü- 
gelfleischerzeugnissen zu verzeichnen. Rund 61 ^/o der 
Einfuhr, etwas mehr als im Vorjahr, bestanden aus 
Jungmastgeflügel (Hähnchen). In der Herkunft der 
Einfuhr von Jungmastgeflügel trat eine weitere Ver- 
schiebung zugunsten der EWG-Mitgliedstaaten ein; 
diese Länder lieferten im Berichtsjahr 97 ^/o der ge- 
samten deutschen Einfuhr von Jungmastgeflügel. 
Allein die Niederlande hatten 1966/67 einen Anteil 
von 76 Vo (Vorjahr: 67 Vo). 

Stärker zurückgegangen ist die Einfuhr von Trut- 
hühnern (um 16 Vo), vor allem aus den USA, wo die 
Preise relativ hoch lagen. Dies kam Dänemark zu- 
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Tabelle 24 


Einfuhr von Geflügel und Geflügelfleischerzeugnissen 


Herstellungsländer 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1966/67 gegen 
1958/59 1 1965/66 





1000 t Fleischwert 



Veränderung in ®/o 

i EWG- 










Mitgliedstaaten 

33,0 

52,3 

68,1 

78,6 

92,2 

117,2 

137,6 

150,4 

+ 356 +9 

Drittländer 

1 

40,7 

91,4 

151,9 

97,0 

103,3 

87,3 

77,9 

59,8 

+ 47 -23 

1 

insgesamt . . . 

73,7 

143,7 

220,0 

175,0 

195,5 

204,5 

215,5 

210,2 

+ 185 -2 

! 

1 darunter 










USA 

5,7 

40,7 

90,2 

42,4 

48,9 

47,9 

42,9 

33,2 

+486 -23 i 

1 Dänemark 

13,8 

30,2 

39,4 

35,4 

34,5 

16,5 

11,9 

4,9 

- 64 -59 ! 

1 

1 Europäische 

1 Staatshandels- 
länder 

t 

17,0 

17,7 

19,6 

16,8 

18,3 

21,6 

22,1 

20,8 

i 

1 

+ 22 - 6 1 


Warenart 

1965/66 

1966/67 

EWG- 

Mit- 

glied- 

staaten 

Dritt- 

länder 

Insgesamt 

EWG- 

Mit- 

glied- 

staaten 

Dritt- 

länder 

Insgesamt 

1000 t Fleischwert 

Anteil 
in ®/o 

1000 t Fleischwert 

Anteil 
in '^/ü 

± ^/o 
gegen 
Vorjahr 

Geflügel, lebend 

3,7 

— 

3,7 

17 

3,9 

— 

3,9 

1,8 

+ 4 

Geflügel, geschlachtet . . . 

132,2 

68,0 

200,2 

92,9 

145,1 

51,5 

196,6 

93,6 

- 2 

darunter 










Jungmastgeflügel 

112,7 

14,2 

126,9 

58,9 

124,7 

3,4 

128,1 

61,0 

+ 1 

andere Hühner 

12,0 

3,0 

15,0 

6,9 

11,5 

1,3 

12,8 

6,1 

-15 

Truthühner 

0,4 

9,5 

9,9 

4,6 

0,9 

7,4 

8,3 

3,9 

-16 

Gänse und Enten 

6,1 

13,3 

19,4 

9,0 

4,9 

14,1 

19,0 

9,1 

- ^ 

j sonstiges Geflügel .... 




0,0 

• 

— 


0,0 

“25 : 

Geflügelteile 

1,0 

28,1 

29,1 

13,5 

3,1 

25,3 

28,4 

13,5 

“ 2 

1 Geflügellebern 

0,3 

1,7 

2,0 

1,0 

0,4 

1,9 

2,3 

1,1 

+ 14 

Geflügelerzeugnisse 

1,4 

8,1 

9,5 

4,4 

1,1 

6,3 

7,4 

3,5 

“22 

i 

i insgesamt . . . 

1 

137,6 

77,9 

215,5 

100,0 

150,5 

59,7 

210,2 

100,0 

“ 2 
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gute, das in verstärktem Maße Truthühner liefern 
konnte. Fast auf Vorjahreshöhe hielt sich 1966/67 
die Einfuhr von Geflügelteilen, von denen allerdings 
erstmals auch größere Mengen (ll®/o) aus EWG- 
Mitgliedstaaten hereinkamen. Bei Gänsen stammt, 
wie in den Jahren zuvor, der größte Teil der Ein- 
fuhr aus Drittländern, und zwar wieder überwie- 
gend aus Polen (63®/o). 

Die Ausfuhr von Schlachtgeflügel aus der Bundes- 
republik Deutschland nahm 1966/67 angesichts der 
schlechten Absatzlage auf dem deutschen Markt auf 
1900 t zu. Hauptabnehmerländer waren die Schweiz 
(46®/o), Griechenland (25 ®/o) sowie Jugoslawien und 
Österreich (beide je 12 Vo). 

c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Die Erzeugerpreise für Jungmastgeflügel gingen 
im Wirtschaftsjahr 1966/67 gegenüber dem Vorjahr 
kräftig, und zwar im Laufe des Jahres zunehmend 
zurück. Im dritten Vierteljahr 1966 lag der Erzeuger- 
preis um 12 Pf je kg, im vierten Vierteljahr 1966 um 
40 Pf, im ersten Vierteljahr 1967 um 53 Pf und im 
letzten Quartal des Wirtschaftsjahres um 54 Pf nied- 
riger als zur gleichen Vorjahreszeit; d. h. im Jahres- 
durchschnitt haben die Produzenten für Jungmast- 
geflügel mit 3,59 DM 41 Pf je kg geschlachteter 
A-Ware weniger erhalten als 1965/66. Für die Ver- 
braucher haben sich die Preise für Brathähnchen im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres um 23 Pf je kg 
ermäßigt; dabei mußten im Vierteljahr Juli/Septem- 
ber 1966 durchschnittlich noch 11 Pf je kg mehr als 
im Vorjahr angelegt werden; im Durchschnitt Okto- 
ber/Dezember gaben die Preise um 7 Pf je kg, 
Januar/März 1967 um 36 Pf und April/Juni schließ- 
lich um 61 Pf je kg gegenüber der entsprechenden 
Vorjahreszeit nach. Der Vergleich zwischen der Ent- 


Tabelle 25 

Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 

DM je kg 


Wirtschaftsjahr 

Erzeuger- 

preise 

Verbraucher- 

preise 

Jung- 

mast- 

geflügel 

Qualität 

A 

Suppen- 
hühner ^ 

Brat- 

hähn- 

chen 

Suppen- 

hühner 

; 1958/59 

4,50 

3,61 

5,93 

4,60 

i 1959/60 

4,40 

3,58 

5,60 

4,34 

1960/61 

4,18 

3,50 

5,49 

4,38 

1961/62 

3,64 1) 

2,98 

4,99 

4,13 

1962/63 

3,922) 

3,21 

5,18 

4,27 

1963/64 

3,84 

3,36 

5,32 

4,62 

1964/65 

3,72 

3,18 

5,26 

4,74 

1965/66 

4,00 

3,44 

5,28 

4,89 

1966/67 

3,59 

3,22 

5,05 

4,88 


9 DM 4,13 einschließlich Ausgleichsbetrag 
-) DM 3,96 einschließlich Ausgleichsbetrag 


Wicklung der Erzeugerpreise und der Verbraucher- 
preise zeigt, daß sich im abgelaufenen Jahr die Han- 
delsspanne beträchtlich erweitert hat. 

Das gilt auch für die Preisentwicklung bei den 
Suppenhühnern. Hier lag der Erzeugerpreis für ge- 
schlachtete Ware im Durchschnitt des Wirtschafts- 
jahres mit 3,22 DM je kg um 22 Pf niedriger als im 
Jahr zuvor. Die Preisminderungen gegenüber der 
jeweiligen Vorjahreszeit betrugen in den vier Vier- 
teljahren zwischen Juli 1966 und Juni 1967 2, 13, 33 
und 36 Pf je kg. Die Verbraucherpreise haben da- 
gegen im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres nur um 
1 Pf je kg gegenüber dem Vorjahr nachgegeben; 
dabei wurden im Durchschnitt des Quartals Juli/ 
September noch 24 Pf und Oktober/Dezember 1966 
noch 12 Pf mehr als zur gleichen Vorjahreszeit ge- 
fordert, während im ersten Vierteljahr 1967 der Ver- 
braucherpreis um 9 Pf und von April bis Juni um 
durchschnittlich 31 Pf vergleichsweise niedriger lag. 

Bei Gänsen war der Erzeugerpreis in der Absatz- 
periode Oktober/Dezember 1966 um 15 Pf je kg 
Lebendgewicht höher als im Vorjahr. Erzielt wurden 
durchschnittlich rund 4 DM je kg Lebendgewicht. Die 
Erzeugerpreise für Enten blieben gegenüber dem 
Vorjahr nahezu unverändert. 

d) Einfuhrpreise 

Die Einfuhrpreise frei Grenze für Jungmastgeflü- 
gel aus EWG-Mitgliedstaaten und aus Drittländern 
lagen im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1966/67 
niedriger als in den drei vorangegangenen Jahren. 
Hierin kommt die gegenüber dem Vorjahr ver- 
änderte Marktsituation zum Ausdruck, die nicht 
allein in der Bundesrepublik Deutschland durch ein 
übergroßes Angebot gekennzeichnet war. Der Preis- 
rückgang setzte bereits im Sommer 1966 ein und ver- 
stärkte sich im Laufe der folgenden 12 Monate. 

Im Durchschnitt des Jahres 1966/67 sanken die 
Einfuhrpreise frei Grenze für Lieferungen der EWG- 
Mitgliedstaaten stärker (z. B. Niederlande: — 15 %) 
als die für Einfuhren von Jungmastgeflügel aus 
Drittländern (z. B. Dänemark: — 11 Vo). Dadurch ver- 
minderte sich die Differenz der Einfuhrpreise zwi- 
schen niederländischen und dänischen Herkünften 
im Jahresdurchschnitt von 82 DM/100 kg auf 61 DM/ 
100 kg. Nach wie vor lagen aber die Preise frei 
Grenze für Einfuhren aus den Niederlanden über 
denen der Einfuhren aus Dänemark. Bei Einbezie- 
hung der Abschöpfung und der Umsatzausgleich- 
steuer stellten sich dagegen die Einfuhrpreise der 
Mitgliedstaaten in der Regel niedriger als die der 
Drittländer. Bei der Einfuhr von Jungmastgeflügel 
aus den Niederlanden in die Bundesrepublik 
Deutschland schlug die gegenüber dem. Vorjahr er- 
kennbare Minderung der Einfuhrpreise frei Grenze 
sowohl auf die Einfuhrpreise zuzüglich Abschöpfung 
und Umsatzausgleichsteuer ( — 15 ®/o) als auch auf die 
Großhandelsabgabepreise durch (— ll'®/o). Dem- 
gegenüber zeigten die entsprechenden Preise für 
Einfuhren aus Dänemark wegen der systemgemäßen 
Erhebung von Zusatzabschöpfungen nur Preisrück- 
gänge von 4 bzw 1 Vo. Hieraus erklärt sich zu einem 
entscheidenden Teil der Rückgang der Einfuhren 
aus Drittländern. 
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Tabelle 26 


Einfuhr- und Großhandelspreise für ausländisches Jungmastgeflügel 

Qualität A, Zubereitungsform b, mittelschwere Ware 



Einfuhr aus 

den Niederlanden 



Einfuhr 

aus Dänemark 


Gliederung 

1963/64 1 

1964/65 1 

1965/66 1 

1966/67 1 

1966/67 

1963/64 1 

1964/65 1 

1965/66 1 

1966/67 

1966/67 


DM je 100 kg 


± ®/o 
gegen 
Vorjahr 

DM je 100 kg 

± ^/o 
gegen 
Vorjahr 

Einfuhrpreise 











frei Grenze . . 

309,72 

292,50 

320,25 

273,33 

-15 

257,25 

226,25 

238,17 

211,92 

-11 

zuzüglich 
Abschöpfung 
und Umsatz- 
ausgleichsteuer 

279,84 

349,28 

367,26 

312,86 

-15 

380,79 

369,69 

378,78 

363,08 

- 4 

Großhandels- 

abgabepreise 











Hamburg 

394,00 

372,00 

388,00 

346,50 

-11 

409,00 

400,00 

405,00 

399,40 

- 1 


nach Importofferten 
-) für Masthähnchen 


e) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Die zu Beginn des Wirtschaftsjahres neu fest- 
zulegenden Abschöpfungssätze und Einschleusungs- 
preise wurden termingerecht zum 1. Juli 1966 in 
Kraft gesetzt. 

Der Einschleusungspreis für geschlachtete Hühner 
wurde auch im Berichtsjahr weiterhin unterschritten, 
so daß die Zusatzabschöpfung beibehalten werden 
mußte. 

Desgleichen mußte die Zusatzabschöpfung bei Ein- 
fuhren von geschlachteten Enten aus Ungarn wäh- 
rend des ganzen Wirtschaftsjahres beibehalten wer- 
den. 

Wegen der Unterschreitung des Einschleusungs- 
preises mußten im Laufe des Wirtschaftsjahres auch 
für verschiedene Geflügelteile Zusatzabschöpfungen 
bei der Einfuhr aus bestimmten Drittländern fest- 
gesetzt werden. 

f) Maßnahmen der Bundesregierung 

Wie bereits in den Jahren 1962 bis 1965 erteilte 
die Kommission der Bundesregierung auf deren An- 


trag auch im Jahre 1966 eine bis zum 31. Dezember 
befristete Ermächtigung, die Abschöpfungssätze für 
geschlachtete Gänse zu verringern, um eine Verteue- 
rung dieser Ware während der Weihnachtssaison 
nach Möglichkeit zu vermeiden. Eine ähnliche Rege- 
lung für das Jahr 1967 kann nach Inkrafttreten der 
Verordnung Nr. 123/67 nicht mehr durchgeführt 
werden, da eine derartige auf den Bereich eines Mit- 
gliedstaates begrenzte Maßnahme im gemeinsamen 
Markt technisch nicht mehr möglich ist. Allerdings 
dürfte eine Verteuerung der Gänse in der Bundes- 
republik Deutschland nicht zu erwarten sein, da mit 
der Senkung der deutschen Getreidepreise auch eine 
Senkung der Abschöpfungen für geschlachtete Gänse 
verbunden war und eine Überprüfung des Verede- 
lungskoeffizienten zu einer weiteren geringen Sen- 
kung der Abschöpfung geführt hat. 

Die Förderung von Erfassungs- und Verwertungs- 
einrichtungen für Schlachtgeflügel (aus Kap. 10 02 
: Tit. 623) wird auch 1967 fortgesetzt. Die Förderung 
erstreckt sich in erster Linie auf Rationalisierungs- 
maßnahmen bei bereits bestehenden Anlagen. 
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Tabelle 27 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise für geschlachtetes Geflügel 

Zubereitungsform b 
DM je 100 kg 


Gültig ab 

Abschöpfimgssätze gegenüber 

Ein- 

schleu- 

sungs- 

preis 

gegen- 

über 

Dritt- 

ländern 

Mitgliedstaaten 

Drittländern 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

im 

Regel- 

fall 

Zusatz- 

ab- 

schöp- 

fung 

erhöhte 

Abschöp- 

fung 




Hühner 






1. Juli 1966 

31,60 

32,30 

42,20 

31,60 

28,60 

80,20 

50,— 

130,20 

292,12 

24. Oktober 1966 .... 

31,60 

32,30 

42,20 

31,60 

28,60 

80,20 

60,— 

140,20 

292,12 

9. Dezember 1966 . . 

31,60 

32,30 

42,20 

31,60 

28,60 

80,20 

70,— 

150,20 

292,12 

1. Juli 1967») 

17,10 

17,80 

27,70 

17,10 

14,20 

70,10 

70,— 

140,10 

286,52 

14. August 1967 

— 

— 

— 

-■ 

— 

50,10 

70,— 

120,10 

286,52 

4. September 1967 . . 

— 

— 

— 

— 

— 

50,10 

60,— 

110,10 

286,52 




Enten 






1 . Juli 1966 

! 

38,20 

39,20 

53,— 

38,20 

34,10 

97,30 

30 — 

127,30^) 

286,52 

l.Juli 1967 ») 

23,80 

24,80 

38,60 

23,80 

19,80 

88,50 

30,— 

118,502) 

285,12 

14. August 1967 

— 

— 

— 

— 


64,10 

30,— 

94,102) 

285,12 




Gänse 






1. Juli 1966 1 

37,10 

38,20 

53,— 

37,10 

32,70 

95,70 

— 

— 

245,60 

15. September 1966^) . 

4,40 

5,50 

20,30 

4,40 

— 

63,— 

— 

— 

245,60 

1 . Januar 1967 

37,10 

38,20 

53,— 

37,10 

32,70 

99,90 

— 

— 

241,60 

l.Juli 1967 ») 

25,60 

26,70 

41,50 

25,60 

21,20 

92,80 

— 



222,68 

14. August 1967 

— 

— 

— 

— 

— 

54,80 

— 


222,68 


h Übergangsregelung vom I. Juli bis einschließlich 13. August 1967 
') nur bei Einfuhren mit Ursprung aus Ungarn 
■*) verringerte Abschöpfung 


IX. Eier 


Das Wirtschaftsjahr 1966/67 war das fünfte Jahr 
der Anwendung der Verordnung Nr. 21 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Eier und zugleich das letzte Jahr 
vor Verwirklichung des gemeinsamen Marktes. An- 
ders als auf dem Geflügelsektor wurden in der Eier- 
wirtschaft die Marktpositionen bereits in den voran- 
gegangenen 4 Jahren so weitgehend gefestigt, daß 
ein Versuch zur Rückgewinnung verlorener Markt- 
anteile mit einem verhältnismäßig hohen Risiko ver- 
bunden gewesen wäre. Auch das niedrige Preis- 
niveau zu Beginn des Wirtschaftsjahres, das nach 


zeitweiliger leichter Besserung im Herbst 1966 bis 
zum Ende des Wirtschaftsjahres angehalten hat, 
dürfte jeden derartigen Versuch verhindert haben. 

Der Verlauf des Wirtschaftsjahres war durch drei 
Vorgänge bestimmt, die wegen der bis zuletzt aus- 
stehenden Entscheidungen die Dispositionsmöglich- 
keiten von Produzenten und Handel erheblich beein- 
trächtigten, nämlich 

durch die Verhandlungen über das Angebot der 
Gemeinschaft auf dem Eiersektor im Rahmen der 
Kennedy-Runde, 
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durch den Übergang zum gemeinsamen Markt 
für Eier und die Verhandlungen über die neue 
gemeinsame Marktorganisation und 

durch die Beseitigung der Kennzeichnungspflicht 
für eingeführte Eier aus Mitgliedstaaten und die 
erwarteten EWG-Vermarktungsnormen für Eier. 

Das im Dezember festgelegte Angebot der Ge- 
meinschaft für den Eiersektor im Rahmen der Ken- 
nedy-Runde des GATT sah eine Senkung des im 
zweiten Vierteljahr 1966 bestehenden mittleren 
Schutzniveaus der Gemeinschaft um 5 Vo vor und 
wurde — ebenso wie das Angebot für den Geflügel- 
fleischsektor — von den Verhandlungspartnern im 
GATT als nicht ausreichend angesehen. Da diese 
andererseits für den Fall einer Erweiterung des An- 
gebotes keine entsprechende Gegenleistung in Aus- 
sicht stellten, zog die Gemeinschaft in der Endphase 
der Verhandlungen auch diesen Teil ihres Gesamt- 
angebotes zurück. 

In Aufbau und Inhalt stimmt die Verordnung 
Nr. 122/67 über eine gemeinsame Marktorganisation 
für Eier, welche die bis zum 30. Juni 1967 gültige 
Verordnung Nr. 21 abgelöst hat, mit der Verordnung 
Nr. 123/67 (Marktorganisation für Geflügelfleisch) 
in den wesentlichen Punkten überein; vgl. hierzu die 
Ausführungen auf Seite 43. Im Laufe der Verhand- 
lungen über die gemeinsame Marktorganisation 
konnte auch für den Eiersektor eine Ubergangsrege- 
lung erreicht werden, die jedoch nur bis zum 31. Juli 
1967 befristet war. 

Insbesondere auf Wunsch Belgiens, unterstützt 
von den Niederlanden, sollte gleichzeitig mit der 
Verordnung über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Eier eine Verordnung über gemeinsame 
Qualitätsnormen (Vermarktungsnormen) für Eier 
verabschiedet werden. Dieser Wunsch ging darauf 
zurück, daß die anderen Mitgliedstaaten nur bereit 
waren, die Pflicht zur Kennzeichnung der Eier mit 
dem Ursprungsland beim Warenverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten aufzuheben, wenn gemeinsame 
Qualitätsnormen geschaffen würden. Die Beratungen | 
über den Verordnungsentwurf konnten jedoch nicht 
bis zur Verabschiedung der Verordnung Nr. 122/67 
abgeschlosen werden. Die Mitgliedstaaten einigten 
sich jedoch in einem Beschluß des Rates über die 
wesentlichen Grundsätze der Verordnung über Ver- 
marktungsnormen für Eier und über den Termin 
ihrer Anwendung, der auf den 1. Januar 1968 fest- 
gesetzt wurde. Außerdem wurde vereinbart, daß alle 
Mitgliedstaaten die Kennzeichnungspflicht für ein- 
geführte Eier aus anderen Mitgliedstaaten mit dem 
1. Juli 1967 beseitigen. 

Durch die Einführung einer gemeinsamen Han- 
delsregelung für Eier- und Milchalbumin mit Wir- 
kung vom 1. April 1967 (Verordnung Nr. 48/67) 
wurde eine seit 1962 im Schutzsystem für Eiprodukte 
bestehende Lücke geschlossen, welche durch die 
unterschiedliche Einstufung der Eibestandteile Ei- 
gelb als landwirtschaftliches und Eiweiß als nicht- 
landwirtschaftliches Erzeugnis entstanden war. Ob- 
wohl Albumin nach wie vor als nichtlandwirtschaft- 
liches Erzeugnis im Sinne des Anhangs II des EWG- 
Vertrages gilt, entspricht der Aufbau der Handels- 


regelung für Eier- und Milchalbumin sowohl vor als 
auch nach dem 1. Juli 1967 — die Verordnung 
Nr. 48/67 wurde mit Wirkung vom 1. Juli 1967 durch 
die Verordnung Nr. 170/67 ersetzt — dem Schutz- 
system der Marktorganisation für Eier. Es sind Ein- 
fuhrabgaben, Einschleusungspreise und bei Unter- 
schreitung der Einschleusungspreise Zusatzbeträge 
vorgesehen. Die Einfuhrabgabe für Eiweiß stellt den 
Komplementärwert der Abschöpfung für Eigelb dar. 

a) Produktion und Absatzlage 

Der durchschnittliche Bestand an Legehennen war 
im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1966/67 um 
3,2 Millionen größer als im Vorjahr. Die jährliche 
Legeleistung je Henne nahm um 6 Eier auf 204 Eier 
im Bundesdurchschnitt zu, sie näherte sich damit der 
in den Niederlanden erreichten Höhe. Insgesamt 
wurden im Berichtsjahr 13,4 Milliarden Eier erzeugt, 
d. h. 1 Milliarde mehr als im Vorjahr. Die Markt- 
leistung (Eiererzeugung abzüglich Bruteier, Verluste 
und Eigenverbrauch der Hühnerhalter) belief sich 
1966/67 auf 10,3 Milliarden Stück. Die Einfuhr an 
Schaleneiern und Eiprodukten insgesamt hat sich 
weiter ermäßigt; mit rund 2,2 Milliarden Stück wur- 
den 1966/67 0,36 Milliarden Eier weniger als im 
Vorjahr eingeführt. Der Verbrauch (einschließlich 
Selbstversorgung) stellte sich auf 14,8 Milliarden 
Eier, das waren 248 Stück je Kopf der Bevölkerung 
oder 8 Stück mehr als im Vorjahr. Die Geldausgaben 
der Verbraucher für Eier haben sich im Wirtschafts- 
jahr 1966/67 gegenüber dem Vorjahr um gut 1 ®/o 
erhöht; dabei wurden zwischen Juli und Dezember 
1966 über 2 ^/ü weniger, im ersten Halbjahr 1967 da- 
gegen entsprechend mehr ausgegeben. Die Erzeuger- 
preise haben stärker als die Einzelhandelspreise für 
Eier nachgegeben. Der Anteil der inländischen Er- 
zeugung am Verbrauch ist von 55 ®/ü im Wirtschafts- 
jahr 1958/59 bis auf 86^/0 im Berichtsjahr angestie- 
gen. 

b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Eiern und Eiprodukten insgesamt 
war 1966/67 infolge steigender Inlandsproduktion 
weiterhin rückläufig, sie lag mit 110 000 t um 12 ^/o 
niedriger als im Vorjahr. Weitaus am stärksten ging 
die Einfuhr von Schaleneiern zurück (— 15®/o). Dem- 
gegenüber war die Minderung der Einfuhr von Ei- 
produkten nur geringfügig ( — 2^/o). 

Die Einfuhr von Schaleneiern aus EWG-Mitglied- 
staaten, die von Jahr zu Jahr abgenommen hatte, 
hielt sich — erstmalig seit 1962/63 — mit rund 
68 000 t fast auf der Vorjahreshöhe, während die 
Einfuhr aus Drittländern im Berichtsjahr — gegen- 
über dem Vorjahr um rund die Hälfte — auf 12 000 t 
sank. Am stärksten wurden unter den Drittländern 
einige Ostblockstaaten sowie Dänemark ( — 54 ®/o) be- 
troffen. Die Einfuhr von Eiern aus Drittländern im 
Wirtschaftsjahr 1966/67 entsprach nur noch 9 Vo der 
Einfuhr von 1958/59; ihr Anteil an der gesamten 
Einfuhr von Schaleneiern ging auf 15 Vo zurück. Am 
Verbrauch von Schaleneiern hatte die Drittlandein- 
fuhr 1966/67 nur noch einen Anteil von 1,4 Vo. (Vor- 
jahr: 3,2 Vo). Für die Marktversorgung in der Bun- 
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Versorgung mit Eiern 


Tabelle 28 


Wirtschaftsjahr 


Erzeugung 
zum Verzehr 


ohne I 


mit 


Selbstversorgung 


Bestands- 

änderung 


Einfuhr 2 ) 


Ausfuhr 


Verbrauch 


ohne 


mit 


Selbstversorgung 


Millionen Stück 


1958/59 


6 479 

4 - 60 

5 223 

13 


11 629 

217 

1959/60 


7 080 

— 

5 526 

14 


12 592 

228 

1960/61 

4 910 

7 627 

0 

5 152 

14 

10 048 

12 765 

229 

1961/62 

5 669 

8218 

+ 114 

5 301 

14 

10 842 

13 391 

237 

1962/63 

6 680 

8 994 

-114 

3 525 

17 

10 302 

12616 

220 

1963/64 

7 665 

10 166 

+ 110 

3 504 

10 

11 049 

13 550 

234 

1964/65 

8515 

11 011 

- 80 

2611 

6 

11 200 

13 696 

234 

1965/66 

9 252 

11 747 

+ 10 

2 537 

6 

11 773 

14 268 

240 

1966/67 

10 252 

12710 

+ 50 

2 181 

13 

12 370 

14 828 

248 


je Kopf 


Stück 


einschließlich Eiprodukte in Scbaleneiwert 
ab 1. Januar 1963 ohne Bruteier 


Tabelle 29 


Einfuhr von Eiern 


Herstellungsländer 

1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1966/67 gegen 

1958/59 1 1965/66 




1000 t Schaleneiwert 



Veränderung in 

EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

149,0 

163,7 

181,3 

Schaleneier 

134,6 126,3 

100,4 

68,9 

68,2 

~ 54 

- 1 

Drittländer 

127,6 

103,7 

84,0 

44,6 

32,0 

21,5 

25,1 

11,7 

- 91 

-53 

insgesamt 

276,6 

267,4 

265,3 

179,2 

158,3 

121,9 

94,0 

79,9 

- 71 

-15 

EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

4,0 

10,3 

12,9 

Eiprodukte 

9,9 14,8 

11.7 

9,9 

16,6 

+ 315 

+ 68 

Drittländer 

23,1 

19,1 

24,3 

13,2 

23,7 

11,2 

21,3 

14,0 

- 39 

-34 

insgesamt 

27,1 

29,4 

37,2 

23,1 

38,5 

22,9 

31,2 

30,6 

+ 13 

- 2 

EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

153,0 

174,0 

194,2 

Eier zusammen 

144,5 141,1 

112,1 

78,8 

84,8 

- 45 


Drittländer 

150,7 

122,8 

108,3 

57,8 

55,7 

32,7 

46,4 

25,7 

- 83 

-45 

insgesamt 

303,7 

296,8 

302,5 

202,3 

196,8 

144,8 

125,2 

110,5 

~ 64 

-12 


9 ohne Lieferungen aus der SBZ 
") einschließlich Bruteier 
ohne Albumine 
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desrepublik Deutschland spielte sie somit kaum 
noch eine Rolle. Angesichts dieser Tatsache ist von 
der Anwendung des Marktordnungssystems gegen- 
über Drittländern nur noch ein geringer Einfluß auf 
die jeweilige Marktsituation zu erwarten. Rund 
53 ‘^/o dieser niedrigen Drittlandeinfuhr von Eiern 
stammten aus Ostblockländern, 16®/o aus Däne- 
mark. 

Die Umstellung auf die am 1. Juli 1967 in Kraft 
getretene neue Marktorganisation für Eier hat mög- 
licherweise in den Monaten Mai und Juni zu einer 
Verringerung der Einfuhr von Eiprodukten aus Dritt- 
ländern geführt, die vermutlich in den folgenden 
Monaten durch erhöhte Einfuhren wieder ausgegli- 
chen worden sein dürfte. Dies erklärt zu einem Teil, 
daß im Wirtschaftsjahr 1966/67 bei der Herkunft 
der Einfuhr von Eiprodukten eine Verlagerung zu- 
gunsten der EWG-Mitgliedstaaten eintrat. Diese 
Länder lieferten 1966/67 mehr Eiprodukte, insbeson- 
dere flüssiges und gefrorenes Eigelb, als in jedem 
der vorangegangenen Jahre. Ihr Anteil an der Ein- 
fuhr von Eiprodukten erhöhte sich auf 54 ®/o (Vor- 
jahr: 32 ®/o). Allerdings sollte dabei nicht übersehen 
werden, daß 1965/66 die Einfuhr von Eiprodukten 
aus den EWG-Mitgliedsländern relativ gering war. 

Die Untersuchung der Einfuhr-, Großhandels- und 
Verbraucherpreise für ausländische Eier kann in die- 
sem Bericht nicht mehr fortgeführt werden. Auf der 
Großhandels- und Einzelhandelsstufe liegen schon 
seit einigen Jahren keine nach Herkünften getrenn- 
ten Preisnotierungen vor. Nunmehr hat die Einfuhr 
von Eiern aus Drittländern so stark abgenommen, 
daß sich aus den wenigen Preisangaben hierfür 
keine repräsentativen durchschnittlichen Einfuhr- 
peise für volle oder halbe Jahre mehr errechnen 
lassen. 

c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Die Erzeugerpreise für unsortierte Eier sanken 
gegenüber dem Vorjahr bei Direktverkäufen an die 
Verbraucher um 1,1 Pf auf 19,9 Pf, bei Verkäufen an 
Großverbraucher um 1,5 Pf auf 17,9 Pf und bei Ver- 
käufen an Sammelstellen um 1,9 Pf auf 15,9 Pf, Dar- 
aus ergibt sich im gewogenen Durchschnitt ein Erlös- 
preis von 17,9 Pf je Stück, das waren 1,3 Pf weniger 
als im Wirtschaftsjahr 1965/66. Zwischen Juli und 
September 1966 lag dieser Erlöspreis um 1,9 Pf, im 


anschließenden Vierteljahr um 2,7 Pf, Januar/März 
1967 um 0,7 Pf und April/Juni 1967 um 0,4 Pf nied- 
riger als zur entsprechenden Vorjahreszeit. Dem- 
gegenüber haben die Verbraucherpreise für Eier 
Klasse A inländischer Herkunft im Durchschnitt des 
Wirtschaftsjahres nur um 1,1 Pf auf 23,2 Pf, für 
Eier ausländischer Herkunft um 1,3 Pf auf 21,5 Pf 
gegenüber dem Vorjahr nachgegeben. Die Verbrau- 
cherpreise schwankten im Ablauf des Wirtschafts- 
jahres 1966/67 bei inländischer Ware zwischen 22 Pf 
und 28 Pf, bei ausländischer Ware zwischen 20 Pf 
und 25 Pf. Im Jahre zuvor bewegten sich die Preise 
für Inlandsware zwischen 22 und 31 Pf, für Aus- 
landsware zwischen 20 und 29 Pf. 

d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Die festgesetzten Abschöpfungssätze und Ein- 
schleusungspreise traten termingerecht mit Beginn 
des Wirtschaftsjahres zum 1. Juli 1966 in Kraft. 

Da auf dem internationalen Eiermarkt nahezu 
während des gesamten Wirtschaftsjahres ein relativ 
niedriges Preisniveau vorherrschte, kam es je nach 
Marktlage zu Unterschreitungen des Einschleusungs- 
preises in unterschiedlicher Höhe, Es war daher • — • 
mit Ausnahme eines Monats — erforderlich, die Zu- 
satzabschöpfung gegenüber einzelnen oder allen 
Drittländern beizubehalten; ausgenommen waren 
die Drittländer, welche den Einschleusungspreis 
garantiert hatten, wie Polen, Finnland und die Süd- 
afrikanische Union. — Siehe Tab. 31 auf S. 54. — 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Für die Förderung von Absatz- und Verwertungs- 
einrichtungen für Eier, zu denen auch Anlagen zur 
Herstellung von Eiprodukten gerechnet werden, 
wurden im Haushalt 1967 (aus Kap. 10 02 Tit. 623) 
wieder Mittel in der bisherigen Höhe bereitgestellt. 
Die Förderungsmittel sollen in erster Linie für die 
weitere Rationalisierung bereits bestehender An- 
lagen eingesetzt werden. 


Ü Die Durchschnittspreise für inländische Eier in den bei- 
den Wirtschaftsjahren sind nicht völlig miteinander 
vergleichbar, da die amtliche Preisstatistik im Februar 
1966 auf eine andere Gewichtsklasse umgestellt wurde. 
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Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 

Pf je Stück 


Tabelle 30 


Wirtschaftsjahr 


1958/59 

15,1 

18,1 

20,1 

18,4 

21,6 

19,6 

1959/60 

14,1 

17,1 

19,3 

17,6 

20,3 

18,5 

1960/61 

15,5 

18,3 

20,3 

18,9 

22,0 

20,3 

1961/62 

13,5 

16,5 

19,2 

17,5 

20,4 

17,9 

1962/63 

17,9 

IS,!') 

20,5 

19,2 

23,4 

21,9 

1963/64 

16,8 


19,9 

17,8 

22,7 

21,0 ' 

1964/65 

16,8 


19,6 

17,9 ! 

22,1 

20,5 


bei Verkäufen an 






Sammel- | 
stellen | 

Großver- 

braucher 





1964/65 

16,2 

18,0 

19,6 

17,9 

22,1 

20,5 

1965/66 

17,8 

19,4 

21,0 

19,2 

24,3 

22,8 

1966/67 

15,9 

17,9 

19,9 

17,9 

23,2 

21,5 


gewogen über Abatz an Handel und Genossenschaften bzw. Sammelstellen und Großverbraucher einerseits und an 
Verbraucher direkt andererseits (während es sich bei den übrigen Preisreihen um arithmetische Durchschnitte 
handelt. 

ab Februar 1966 Klasse A, vorher Klasse B 
Ausgleichszahlung wurde bis Juli 1962 geleistet 
Änderung der Erhebungsgrundlage 


Erzeugerpreise 


bei Verkäufen an 


Handel 

und Genossenschaften 
ohne j mit 
Ausgleichszahlung 


Verbraucher 

direkt 


durch- 
schnittlicher 
Erlöspreis 
der Land- 
wirtschaft Ü 


Verbraucherpreise 
für Eier 


in- 

ländischer 


aus- 

ländischer 


Herkunft 


Schaubild 12 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 


Pf je st. Pt je St, 



1958/59 1963/64 1964/65 1965/66 1966/67 

J Erlöspreis = gewogener Durchschnittspreis für unsortierte Ware, bis 29. Juli 1962 einschließlich Ausglelchsb'etrag, aus Verkäufen der Landwirt- 
schaft an Handel und Genossenschaften (von 1964/65 an: Sammelstellen und Großverbraucher) uad Verbraucher direkt. 

Preise bei Verkauf an Handel und Genossenschaften, ohne Direktabsatz und Ausgleichsbetrag; von 1964/65 an Preise bei Abgabe an Sammei- 
stellen. 
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Tabelle 31 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise für Eier in der Schale 

DM je 100 kg 





Abschöpfungssätze gegenüber 



Einschleu- 



Mitgliedstaaten 



Drittländern 

sungs- 

preis 

gegen- 

über 

Drittlän- 

dern 

Gültig ab 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

bürg 

Nieder- 

lande 

im 

Regel- : 
fall 1 

Zusatz- 

ab- 

schöp- 

fung 

erhöhte 

Abschöp- 

fung 

l.Juli 1966 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

68,10 

50,— 

118,10») 

207,92 

5. Juli 1966 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

. 68,10 

50,— 

118,10 2) 

207,92 

6. September 1966 . . . 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

68,10 

20,— 

88,10 2) 

207,92 

3. Oktober 1966 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

68,10 

50,— 

118,103) 

207,92 

22. November 1966 . . . 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

68,10 

50,— 

118,10*) 

207,92 

9. Dezember 1966 .... 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

68,10 

— 

— 

207,92 

1. Januar 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

70,90 

— 

— 

204,56 

8. Januar 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

70,90 

60,— 

130,90 5) 

204,56 

26. Februar 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

70,90 

40,- 

110,90 

204,56 

28. März 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

70,90 

70,- 

40,- 

140,90 «) 
110,90 7) 

204,56 

22. April 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

1 

70,90 

90,— 

60,— 

160.90 8) 

130.90 ö) 

204,56 

5. Juni 1967 

21,70 

25,40 

34,10 

12,60 

21,10 

70,90 

120,— 

50,— 

190.90 8) 

120.90 

204,56 

l.Juli 1967 ^1) 

14,60 

18,30 

27,~- 

5,50 

14,— 

67,— 

90,— 

40,— 

157,-3) 
107,— »») 

203,88 

31. Juli 1967 .. 

— 

— 

— 

— 

— 

48,50 

90,— 

40,— 

138,50 3) 
88,50 »«) 

203,88 

4. September 1967 . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

48,50 

50,— 

20,— 

98.50 «) 

68.50 ’) 

203,88 


0 Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus Bulgarien, Dänemark, Israel, Jugoslawien, Rumänien und Ungarn 
-) Bei Einfuhren aus allen Drittländern außer Polen und Finnland 

Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus VR China, Rumänien und Ungarn 
"‘j Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus VR China 

Bei Einfuhren aus allen Drittländern außer Polen, Finnland und der Südafrikanischen Union 
Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus Rumänien und Ungarn 

Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus anderen Drittländern als Polen, Finnland, der Südafrikanischen Union, Ru- 
mänien und Ungarn 

®) Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus Israel, Rumänien und Ungarn 

®) Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus anderen Drittländern als Polen, Finnland, der Südafrikanischen Union, 
Israel, Rumänien und Ungarn 

Nur bei Einfuhren mit Ursprung aus anderen Drittländern als Polen, Finnland, der Südafrikanischen Union, der 
VR China, Rumänien und Ungarn 

Übergangsregelung vom 1. Juli bis einschließlich 30. Juli 1967 
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Tabelle 32 


Jährliche Veränderungen der Verbraucherpreise bei Eiern, Geflügel und Fleisch 



Preis- 

stand 

1958/59 

Prtüsveränderung gegenüber Vorjahr 

Preis- 

stand 

1966/67 

rung 1966/67 
gegen 1958/59 


Ver- 

brau- 

cher- 

preis 

da- 

gegen 

Er- 

zeuger- 

preis 

Ware 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

] 966/67 

DM je kg 



Pf je kg 



DM je kg 

Pf je kg 

i Eier 

3,78 

-28 

+ 53 

-13 

-10 

+ 38 

-19 

4,06 

+ 28 

- 9 

: Suppenhühner 

4,60 

-25 

+ 14 

+ 35 

+ 12 

+ 15 

- 1 

4,88 

+ 28 

- 39 

j Brathähnchen 

5,93 

-50 

+ 19 

+ 14 

- 6 

+ 2 

-23 

5,05 

- 88 

- 91 

Kalbfleisch 

5,74 

+ 25 

+ 6 

+ 56 

+ 69 

+ 63 

+ 29 

8,66 

+292 

+ 111 

! Rindfleisch 

4,94 

+ 9 

+ 7 

+ 36 

+ 63 

+ 49 

+ 2 

^ 6,96 

+202 

+ 67 

Schweinefleisch 

4,35 

+ 12 

+ 5 

+ 48 

-14 

+ 39 

+ 21 

! 5,71 

i 

+ 136 

+ 31 


X, Milch und Milcherzeugnisse 


Die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse wird mit ihren wichtigsten Bestim- 
mungen für Milcherzeugnisse (Regelung des Han- 
delsverkehrs und der Interventionen, insbesondere 
bei Butter) seit dem 1. November 1964 angewendet. 
Der Handelsverkehr mit Trinkmilch und Frischmilch- 
erzeugnissen wird noch Gegenstand einer gesonder- 
ten Regelung sein. 

Zur Regelung des Handelsverkehrs mit Milch- 
erzeugnissen ist an die Stelle von Zöllen und men- 
genmäßigen Einfuhrbeschränkungen eine Abschöp- 
fung getreten. Mit ihr soll der Unterschied zwischen 
den Schwellenpreisen des einführenden Mitglied- 
staates und den Marktpreisen des Ausfuhrlandes 
bzw. des Weltmarktes ausgeglichen werden. Die 
Schwellenpreise werden jährlich für Leiterzeugnisse 
einzelner Erzeugnisgruppen (14 Gruppen) sowie im 
einzelnen für Tilsiter und Cheddarkäse (Chester) 
festgesetzt. Die Abschöpfungssätze im Handel mit 
Mitgliedstaaten sind um einen Pauschbetrag, der die 
Präferenz der Mitgliedstaaten sichern soll, niedriger 
als die Abschöpfungen gegenüber Drittländern. 

Die EWG-Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse sieht eine zwingende Intervention bei 
Butter vor. Der Butterpreis ist von besonderer Be- 
deutung für die Erzielung des Richtpreises für Milch, 
da in der Bundesrepublik Deutschland der über- 
wiegende Teil der erzeugten Milch zur Butterpro- 
duktion verwendet wird. 

Während der Übergangszeit, d. h. bis zum 31. März 
1968 setzt jeder Mitgliedstaat jährlich einen Richt- 


preis fest, der für 1 kg Milch mit einem Fettgehalt 
von 3,7 Vo ab Hof gilt. Der Richtpreis ist der Preis, der 
für den Durchschnitt aller verkauften und verarbei- 
teten Milch angestrebt wird; er stellt weder einen 
Fest-, noch einen Garantie- oder Mindestpreis dar. 
Zur Annäherung an den gemeinsamen Richtpreis — 
41,2 Pf je kg frei Molkerei vom 1. April 1968 an — 
werden jährlich Korrekturen der einzelstaatlichen 
Rieht- und Schwellenpreise vorgenommen. Dabei soll 
auch der Abbau der Beihilfen durch eine entspre- 
chende Erhöhung der Schwellenpreise ausgeglichen 
werden. 

Die Instrumente der Marktorganisation sollen 
über die Marktpreise für Milcherzeugnisse den an- 
gestrebten Erzeugerrichtpreis für Milch sichern. Im 
Milchwirtschaftsjahr April 1966/März 1967, dem 
zweiten vollen Jahr unter der EWG-Regelung, haben 
die Schwellenpreise und die Abschöpfungsregelung 
dazu beigetragen, das angestrebte Preisniveau für 
Milcherzeugnisse im großen und ganzen zu errei- 
chen. Der Erzeugerrichtpreis wurde durch die noch 
zulässige Gewährung von Förderungszuschlägen zum 
Milchauszahlungspreis erreicht (siehe S. 56). 

a) Milch 

Auch im Wirtschaftsjahr 1966/67 (Juli/Juni) hat 
sich die durchschnittliche Milchleistung je Kuh wei- 
ter erhöht, und zwar gegenüber dem Vorjahr um 
40 kg auf 3683 kg Milch. Der Kuhbestand war mit 
durchschnittlich 5,86 Millionen Stück nur unwesent- 
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lieh größer als im Vorjahr. Insgesamt wurden im 
Berichtsjahr 21,57 Millionen t Milch erzeugt; das 
waren gut 300 000 t mehr als im Wirtschaftsjahr da- 
vor. Da die im landwirtschaftlichen Betrieb verfüt- 
terte, im Haushalt verbrauchte oder im Betrieb zu 
Butter und Käse verarbeitete sowie vom Erzeuger 
direkt an Verbraucher abgesetzte Milchmenge wei- 
ter zurückging, war die Zunahme der an die Molke- 
reien gelieferten Menge mit knapp 450 000 t höher 
als die der Milcherzeugung. Mit 17,47 Millionen t 
wurden 81 ^/o der erzeugten Milch in den Molkereien 
be- und verarbeitet. 

Während im Wirtschaftsjahr 1966/67 der Ver- 
brauch an loser Trinkmilch um 2,9 kg je Kopf gegen- 
über 1965/66 zurückging, stieg der an abgepackter 
pasteurisierter und sterilisierter Milch sowie an 
Sauermilch- und Milchmischgetränken zusammen um 
2,1 kg und der Sahneverbrauch (in Vollmilchwert) 
um 0,4 kg je Kopf der Bevölkerung. Insgesamt wur- 
den von den vorgenannten Milcharten im Berichts- 
jahr je Einwohner 103,6 kg gegenüber 104,0 kg im 
Vorjahr verbraucht. Rechnet man dazu den um 0,6 kg 
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j gestiegenen Verbrauch an Kondensmilch (18,4 kg 
! Milchwert), so ist der gesamte Verbrauch all dieser 
Erzeugnisse von 121,8 kg in 1965/66 auf 122,0 kg je 
Kopf in 1966/67 gestiegen. Da der Absatz an Trink- 
; milch (einschl. Sahne) mit rund einem Fünftel an der 
gesamten Verwertung der angelieferten Milch betei- 
ligt ist und somit für die Höhe des Milchauszah- 
lungspreises einen wichtigen Faktor darstellt, ist auf 
; die Förderung des Trinkmilchabsatzes weiterhin ein 
besonderes Augenmerk zu richten. 

Der durchschnittliche Auszahlungspreis für die an- 
gelieferte Vollmilch betrug im Milchwirtschaftsjahr 
1966/67 (April/März) 40,34 Pf bei einem Fettgehalt 
von 3,73 Vo. Bei Umrechnung des Auszahlungs- 
preises auf 3,7 ®/o Fett ergibt sich unter Berücksichti- 
gung durchschnittlicher Anfuhrkosten in Höhe von 
1,8 Pf je kg Milch im Bundesdurchschnitt ein Ab- 
Hof-Preis von 38,2 Pf; damit wurde der angestrebte 
Erzeugerrichtpreis von 38,0 Pf je kg leicht über- 
schritten. Die Senkung der Förderungszuschläge im 
Laufe des letzten Milchwirtschaftsjahres führte zu 
einem durchschnittlichen Rückgang der Beihilfen des 


Tabelle 33 


Milcherzeugung und -Verwendung 

1000 t 


Gliederung 

1958/59 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Erzeugung 

18 332 

20 085 

20 587 

20 807 

21 020 

21 253 

21 566 

davon 

im landwirtschaftlichen Betrieb verfüttert, 
frisch verbraucht, zu Butter und Käse 
verarbeitet und Direktabsatz an Ver- 
braucher 

4 937 

4 805 

4 712 

4 659 

4 423 

4 232 

4 097 

an Molkereien geliefert 

13 395 

15 280 

15 875 

16 148 

16 597 

17 021 

17 469 

an Molkereien geliefert in Vo der 
Erzeugung 

73 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

in Molkereien verarbeitet zu 

Trinkmilch einschl. sterilisierter Milch . . . 

2411 

2 480 

2 451 

2 399 

2 417 

2 433 

2 454 

Sahne 

795 

971 

1 038 

1 075 

1 104 

1 221 

1 261 ! 

Butter 

8 275 

9 499 

9 961 

10 148 

10 499 

10 774 

1 1 067 

Käse 

843 

959 

972 

1 005 

1 067 

1 070 

1 095 

Quark und Frischkäse 

144 

181 

194 

201 

208 

221 

244 

Dauerwaren 

823 

1 127 

1 196 

1 242 

1 257 

1 250 

1 258 

sonstige Erzeugnisse (einschl. Verluste) . 

104 

133 

121 

139 

95 

100 

145 

Einfuhr von Milch (einschließlich Rahm in 
Milchwert) aus Frankreich 

— 

70 

58 

61 

50 

48 

55 
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Tabelle 34 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Milch 



durch- 

schnitt- 

licher 

Fettgehalt 

Fettpreis 

Förderungszuschläge 

Umsatz- 

steuer- 

ersparnis 

Grund- 
preis und 
sonstige 

Auszahlungspreis 
frei Molkerei 

durch- 
schnitt- 
licher 
Einzel- 
handels- 
preis 
für ein- 


gelieferte 

Milch 

jü 

Fett- 

einheit 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

Bonus 

tungen 

bei 

durch- 

schnitt- 

lichem 

Fettgehalt 

bei 

Fettgehalt 

von 

3,7 Vo 

ge- 
stellte 
Trink- 
mildr, 
lose, 3 «/o 
Fettgehalt 


«/o 




Pf jo 

kg 




Pf je 1 

Kalenderjahr 

I960 

3,72 



2,90 

0,40 

1,78 >) 


33,60 


0,44 

1961 

3,75 

6,24 

23,40 

2,93 

0,51 

1,69 >) 

6,34 

34,87 


0,44 

1962 

3,77 

6,56 

24,72 

2,97 

1,16 

1,83 2) 

6,19 

35,87 


0,44 

1963 

3,78 

6,67 

25,23 

3,94 

1,72 

0,802)3) 

6,35 

38,04 


0,46 

1964 

\ 3,78 

7,21 

27,26 

3,99 

1,78 

• ') 

6,85 

39,88 


0,50 

1965 

' 3,74 

7,46 

27,94 

3,99 

1,78 

• “) 

6,66 

40,37 


0,50 

1966 

3,72 

7,46 

27,75 

3,52 

1,75 

• “) 

7,42 

40,44 


0,50 

1 

j Wirtschaftsjahr 

(Juli/Juni) 

1 1965/66 

3,74 

7,46 

27,90 

3,91 

1,77 

• 

6,89 

40,47 


0,50 

j 1966/67 

3,73 

7,46 

27,83 

2,56 

1,54 

• “) 

8,24 

40,17 


0,50 

Milch- 
wirtschaftsjahr 
i (April/März) 

1965/66 

3,77 

7,46 

28,12 

3,98 

1,78 

• 

6,62 

40,50 

39,98 

0,50 

1966/67 

3,73 ! 

7,46 

27,83 

3,29 

1,67 

■ 

7,55 

40,34 

40,11 

0,50 


Bonus und Umsatzsteuerersparnis 

nur Umsatzsteuerersparnis (ohne Schleswig-Holstein) 

nur Januar bis September 

nicht gesondert ausgewiesen; zum Teil zur Kostendeckung in Molkereien verwandt, zum Teil in anderen Positionen 
enthalten. 


Bundes von 3,98 Pf in 1965/66 auf 3,29 Pf je kg in 
1966/67 und bei den Förderungszuschlägen der Län- 
der zu einem durchschnittlichen Abbau von 1,78 Pf 
in 1965/66 auf 1,67 Pf je kg Milch in 1966/67. Der 
Verbraucherpreis für lose Trinkmilch blieb mit 50 Pf 
je Liter im Milchwirtschaftsjahr 1966/67 unver- 
ändert. Am 11. Juni 1967 wurde zum teilweisen Aus- 
gleich der Senkung der Förderungszuschläge der 
Trinkmilchpreis um 2 Pf je Liter erhöht. 


b) Butter 

Im Wirtschaftsjahr 1966/67 wurden rund 63 Vo des 
in Molkereien verfügbaren Mildifettes zur Butter- 
erzeugung verwendet. Die Herstellung von Butter 


in Molkereien stieg gegenüber 1965/66 im Berichts- 
jahr um 14 400 t auf 496 300 t an. 

Die Einfuhr an Butter (einschl. Bezüge aus der 
SBZ) hat sich gegenüber dem Vorjahr um 1300 t auf 
12 700 t erhöht. Diese Zunahme geht zu einem gro- 
ßen Teil auf die Steigerung der Butterimporte aus 
Frankreich zurück, die überwiegend im Rahmen des 
Saarvertrages durchgeführt wurden. Die Einfuhr 
aus Drittländern veränderte sich kaum. So wurde 
dänische Butter in etwa gleicher Menge wie im Vor- 
jahr (3000 t) importiert. Sie fand — obwohl teurer 
als deutsche Butter — in gesalzenem Zustand über- 
wiegend auf dem Berliner Markt Absatz, wo für 
diese Ware seit Jahren eine besondere Nachfrage 
besteht. Von der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette wurden 1966/67 rund 137 800 t Butter einge- 
lagert und rund 124 900 t mit normalen Preisabschlä- 
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Tabelle 35 


Versorgung mit B 

Gliederung Einheit | 

utter 

1963,64 1 

Wirtschaftsjahr 

1964/65 1 1965/66 | 

1966/67 

Herstellung in Molkereien b 

1 000 

t 

470,3 

476,0 

481,9 

496,3 

Einfuhr (ohne kleinen Grenzverkehr) -) 

1 000 

t 

26,1 

11,1 

11,4 

12,7 

Auslagerung aus Vorräten der EVSt 

1 000 

t 

73,3 

109,8 

112,4 

124,9 

Auslagerung aus sonstigen Vorräten 'b 

1 000 

t 

0,8 

0,7 

2,0 

— 

zusammen . . . 

1 000 

t 

570,5 

597,6 

607,7 

633,9 

abzüglich Ausfuhr 

1 000 

t 


8,1 

9,9 

9,1 b 

abzüglich Einlagerung für Vorräte der EVSt . , 

1 OOO 

t 

i 87,2 

119,1 

120,0 

137,8 

abzüglich Einlagerung für sonstige Vorräte*^) 

1 000 

t 

— 

— 

— 

0,0 

zur Marktversorgung , . . 

1 000 

t 

483,3 

470,4 

477,8 

487,0 

1 Herstellung von Butter in landw. Betrieben . . 

1 000 

t 

20,0 

18,8 

16,4 

15,9 

Einfuhr im kleinen Grenzverkehr 

1 000 

t 

12,4 

7,5 

5,0 

5,0 

Verbrauch insgesamt . . 

je Kopf . . . 

1 000 
kg 

t 

515,7 

8,9 

496,7 

8,5 

499,2 

8,4 

507,9 

8,5 


b ohne Butterherstellung aus Rahinlieferiingen nach dem Saarvertrag 
b einschließlich Butterherstellung aus Rahmlicfeningen nach dem Saai vertrag 
Bestände in Molkereien, Butterabsatzzentralen und Fettkontor 
einschließlich Butterschmalz, in Butterwert umgerechnet 


Tabelle 36 

Einfuhr von Milcherzeugnissen 


Herstellungsländer 

1958/59 

1960T1 

1961/62 

1962/63 

1963 64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1 1966/67 gegen 

1 1958'59 1 1965/66 

1 1000 t Prodiiktgewicht | 

Veränderung in ^/o 


EWG- 

Mitgliedstaaten . . 

Drittländer 

45,5 

56,4 

57,8 

47,6 

61,4 

50,3 

Käse 

67,5 

52,9 

b 

75.5 

55.6 

74.7 

51.8 

83,9 

50,8 

89,8 

52,3 

-f 97 

- 7 

+ 7 

+ 3 

insgesamt . . . 

101,9 

105,4 

111,7 

120,4 

131,1 

126,5 

134,7 

142,1 

+ 39 

+ 5 

darunter 











Dänemark 

42,7 

36,0 

39,0 

38,7 

39,5 

39,0 

36,0 

36,0 

” 16 

— 




Butter und Butterschmalz 





EWG- 











Mitgliedstaaten . . 

0,4 

7,4 

17,6 

16,0 

12,2 

9,2 

7,6 

8,0 


+ 5 

Drittländer 

1,7 

0,9 

19,6 

17,3 

13,1 

1,5 

3,2 

3,3 

-E 94 

+ 1 

insgesamt . . . ! 

2,1 

8,3 

37,2 

33,3 

25,3 

10,7 

10,8 

11,3 ' 

1 +454 

+ 4 

EWG- 



Milch und Rahm getrocknet 


! 



Mitgliedstaaten . . 

8,6 

10,8 

13,9 

11.7 

10,9 

19,2 

45,6 

33,3 

+ 288 

-27 

Drittländer 

19,8 

5,6 

7,7 

9,2 

6,8 

9,2 

8,9 

11,5 

- 42 

+ 30 

insgesamt . . . 

1 28,4 

16,4 

21,6 

20,9 

17,7 

28,4 

54,5 

44,8 

1 + 58 

-18 

EWG- 



Milch und Rahm eingedickt 





Mitgliedstaaten . . 

0,1 

5,7 

7,0 

6,3 

7,0 

15,5 

38,7 

50,7 


+ 31 

Drittländer 

1 0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,4 

0,3 

0,1 

- 

-60 

insgesamt . . . 

1 0,2 

5,8 

7,1 

6,4 

7,1 

15,9 

39,0 

50,8 


+ 30 


b einschließlich Quark und sonstigem Frischkäse 
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gen für Alterung sowit^ im Rahmen von Sondermaß- ' 
nahmen ausgelagert. Davon wurden in der Zeit i 
vom 1. Juli bis 31. Oktober 1966 rund 40 000 t Butter ; 
mit einenn Abschlag von 1 DM je kg unter dem Preis | 
für Deutsche Markenbutter sowie rund 1900 t But- 
terschmalz (mit einem Abschlag von 2,50 DM je kg I 
der zum Schmelzen abgegebenen Lagerbutter) in den ! 
Markt gegeben. Insgesamt wurden für die Verbilli- 
gung der dem Verbrauch zugeführten Vorratsbutter 
einschließlich des Alterungsabschlages im Wirt- 
schaftsjahr 1966 67 knapp 80 Millionen DM aufge- 
wendet. Die aufgewendeten Mittel werden zum | 
Teil aus dem Europäischen Ausrichtungs- und j 
Garantie-Fonds für die Landwirtschaft rückvergütet. I 

Trotz dieser Verbilligungsaktion konnte der But- j 
terverbrauch nicht soweit gesteigert werden, daß | 
ein Ausgleich mit der gestiegenen Produktion er- j 
folgte. Die Einlagerung von Butter bei der EVSt | 
überstieg deshalb die Auslagerung um 12 900 t. In | 
ähnlicher Weise ist auch in den drei vorangegange- , 
nen Jahren der Umfang der Einlagerung bei der i 
EVSt über den der Auslagerung hinausgegangen, i 
und zwar 1963/64 um rund 13 900 t, 1964/65 um | 
9300 t und 1965/66 um 7600 t. 

Die Ausfuhr an Butter — einschl. 3000 t Butter- 
schmalz in Butter wert — war im Berichtsjahr mit ; 
insgesamt 9100 t um 800 t niedriger als im Vorjahr. ; 
Für 3500 t nach Italien ausgeführte Butter wurden ! 
1,56 Millionen DM und für 1920 t nach Drittländern * 
ausgcTührtes Butterschmalz wurde 10,8 Millionen 
DM Erstattungen gewährt. 

I 

Einschließlich der in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben hergestellten Buttermenge, die mit 15 900 t j 
etwas niedriger lag als 1965/66, und der • — geschätz- ^ 
ten — Einfuhr im kleinen Grenzverkehr von 5000 t 
wurden 1966/67 rund 508 000 t Butter oder 8,5 kg I 
je Kopf der Bevölkerung verbraucht (Vorjahr: 8,4 i 

kg). I 

Die verbilligt abgegebene Lagerbutter — der 
Qualität nach als Molkereibulter eingestuft — ‘ 
wurde von den Verbrauchern, wie auch im Vorjahr 
bevorzugt aufgenommen; allerdings gingen diese | 
Käufe zum Teil auf Kosten des Absatzes der fri- j 
sehen Markenbutter. i 

j 

Der Großhandelspreis für deutsche Markenbutter ' 
blieb 1966/67 mit 6,84 DM je kg gegenüber dem 
Vorjahr unverändert. Der Einzelhandelspreis für 
Deutsche Markenbutter belief sich auf 7,82 DM je 
kg (Vorjahr: 7,80 DM). Die das ganze Jahr 
über andauernde Intervention wirkte möglichen j 
Schwankungen in der Preisgestaltung entgegen. 


c) Käse 

1. Produktion und Absatzlage 

Die Erzeugung an Flart-, Schnitt- und Weichkäse ! 
sowie Sauermilch- und Kochkäse insgesamt (Natur- , 
käse) stieg im Wirtschaftsjahr 1966/67 gegenüber ; 
1965/66 um weitere 7000 t auf 189 000 t an. Die Ein- , 


— 5. Wahlperiode Drucksache V/2277 

fuhr dieser Käseaiten wies gegenüber dem Vorjahr 
eine Steigerung um ebenfalls 7000 t auf 136 000 t 
auf. Eine schwache Zunahme war bei der Ausfuhr 
zu verzeichnen. Insgesamt wurden 261 000 t Natur- 
käse verbraucht, oder 4,4 kg je Kopf der Bevölke- 
rung gegenüber 4,2 kg im vorangegenenen Wirt- 
schaftsjahr. 

Das Angebot an Schmelzkäse und -Zubereitungen 
wies ebenfalls eine leicht steigende Tendenz auf. 
Die Erzeugung nahm um 4000 t zu. Die Einfuhr blieb 
gleich hoch, die Ausfuhr erhöhte sich um 2000 t. 
Insgesamt wurden 1966/67 61 000 t oder 1,0 kg je 
Kopf der Bevölkerung verbraucht. 

Infolge der Erweiterung der Molkereistatistik 
können nunmehr für die Wirtschaftsjahre 1965/66 
und 1966/67 Versorgungsbilanzen über die einzel- 
nen Käsesorten vorgelegt werden. 

Aus Tabelle 38 ist ersichtlich, wie sich Eigenerzeu- 
dung und Außenhandel bei den einzelnen Sorten 
zueinander verhalten. Bei den Flartkäsesorten (ohne 
Cheddar, Chester) erhöhten sich Erzeugung und Ein- 
fuhr, die Ausfuhr blieb gleich hoch. Der Verbrauch 
je Kopf der Bevölkerung stieg gegenüber dem Vor- 
jahr um 10 ^'0 an. Die inländische Erzeugung war zu 
80®/o am Verbrauch beteiligt. Beim Schnittkäse, vor 
allem bei den Sorten Gouda, Edamer u. ä., ergibt 
sich der niedrigste Anteil der inländischen Erzeu- 
gung am Verbrauch. Von Gouda, Edamer u. ä. wur- 
den im Inland 1966/67 nur rund 20 600 t hergestellt, 
während sich die Einfuhr — vornehmlich aus dem 
EWG-Raum — auf 75 300 t belief. Der Verbrauch 
je Kopf der Bevölkerung ging gegenüber 1965/66 
geringfügig zurück. Die inländische Erzeugung war 
am Verbrauch nur mit 20 ^/o beteiligt. Die Ausfuhr 
an diesen Käsesorten — vorwiegend in den EWG- 
Raum — verringerte sich gegenüber dem Vorjahr 
um 13 Co auf 1900 t. Ein weiterer Verbrauchsanstieg 
war bei den Weichkäsesorten, wie Camembert u. ä. 
zu verzeichnen, von denen 65 100 t verzehrt wurden, 
allein 93 ^/o davon stammten aus dem Inland. Der 
Verbrauch an Tilsiter nahm mit 34 400 t gegenüber 
dem Vorjahr unwesentlich ab. Bei einer Eigen- 
erzeugung von 14 700 t wurden 20 100 t fast aus- 
schließlich aus Drittländern (zumeist aus Dänemark), 
eingeführt. Eine sehr kräftige Verbrauchszunahme 
war 1966/67 bei den Sorten Cheddar, Chester u. ä. 
zu verzeichnen, die überwiegend in der Schmelz- 
käseherstellung Verwendung finden. 

Ingesamt ist die Eigenerzeugung an Hart-, Schnitt- 
und Weichkäse einschließlich Schmelzkäse und 
Schmelzkäsezubereitungen im Wirtschaftsjahr 1966/ 
1967 auf 189 000 t gegenüber 182 000 t 1965/66 ange- 
stiegen. An dem Verbrauch von insgesamt 298 000 t 
Käse war die inländische Erzeugung mit 53 Co (Vor- 
jahr: 53,7 ^/o) beteiligt. 

Die Nachfrage der Verbraucher nach fetthaltigeren 
Käsesorten hielt auch im Wirtschaftsjahr 1966/67 
an. Von dem Gesamtverbrauch entfielen 69,8 ^/o auf 
Käsesorten mit einem Fettgehalt von 45 Co i. T. und 
mehr, während es im Vorjahr 68,9 Co waren. 

Die Herstellung von Speisequark und sonstigem 
Frischkäse nahm 1966/67 ungefähr im gleichen Aus- 
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Tabelle 37 

Versorgung mit Käse 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

zu Schmelz- 
käse 

verarbeitet 

Verbrauch 

insgesamt 

je Kopf 



1000 t 



kg 1 


Hart-, Schnitt- und Weichkäse 



i 

1958/59 

124 

100 

6 

36 

182 

3.4 1 

1964/65 

148 

121 

13 

45 

211 

3,6 j 

1965/66 

153 

129 

15 

46 

221 

3,7 i 

1966/67 

160 

136 

16 

48 

232 

3,9 



Sauermilch- und Kochkäse 




1958/59 

24 


— 

— 

24 

0,5 

1964/65 

28 

— 

— 

— 

28 

0,5 

1965/66 

29 


— 

— 

29 

0,5 

1966/67 

29 

— 

— 

— 

29 

0,5 



Naturkäse zusammen 



1 

1 

1958/59 

148 

100 

6 

36 

206 

3,9 

1964/65 

176 

121 

13 

45 

239 

4,1 ' 

1965/66 

182 

129 

15 

46 

250 

4,2 j 

1966/67 

189 

136 

16 

48 

261 

4,4 


Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitungen 



1958/59 

58 

2 

4 

— 

56 

1.1 

1964/65 

67 

5 

12 

— 

60 

1,0 

1965/66 

68 

4 

13 

— 

59 

1,0 

1966/67 

72 

4 

15 

— 

61 

1,0 



Käse insgesamt^) 




1958/59 

148 

102 

10 

— 

240 

4,5 

1964/65 

176 

126 

25 

— 

277 

4,7 

1965/66 

182 

133 

28 

— 

287 

4,8 

1966/67 

189 

140 

31 

— 

298 

5,0 


einschließlich der nicht aus der Käserei stammenden Zusatzstoffe 
*) ohne die nicht aus der Käserei stammenden Zusatzstoffe 


maß wie in den letzten Jahren zu. Mit 216 000 t wur- 
den 20 000 t mehr als 1965/66 hergestellt. Der 
Außenhandel ist wegen der stärkeren Verderblich- 
keit dieser Produkte von geringer Bedeutung. Der 
Verbrauch belief sich 1966/67 auf 217 000 t oder 
3,6 kg pro Kopf der Bevölkerung. Damit setzte sich 
der Anstieg des Quarkverbrauchs weiter fort. 

2. Außenhandel 

Im deutschen Außenhandel mit Milcherzeugnissen 
bleibt der Käse nach wie vor der größte Handels- 
posten. Im Wirtschaftsjahr 1966/67 nahm die Käse- 
einfuhr (einschl. Quark) weiter um 7400 t zu und er- 
reichte mit 142 000 t den bisher höchsten Stand. Ge- 
stiegen ist darunter die Einfuhr von Hartkäse, ins- 


besondere von Cheddar, sowie von Quark und 
Weichkäse. Die Ausweitung der Einfuhr ist um so 
bemerkenswerter als sie trotz erhöhter Einfuhrbe- 
lastung eintrat. Höhere Abschöpfungen ergaben sich 
nämlich aus der Anhebung der Schwellenpreise im 
Zusammenhang mit dem Abbau der Beihilfen. 

Die Einfuhrzunahme gegenüber dem Vorjahr er- 
streckte sich überwiegend auf den Handel mit EWG- 
Mitgliedstaaten (+ 7 Vo) und nur in geringerem 
Maße auf die Drittlandsimporte (+ 3%). Haupther- 
kunftsländer für Käse waren wiederum die EWG- 
Mitgliedstaaten, vor allem die Niederlande (41 ®/o 
der Käseeinfuhr) und Frankreich (18®/o). Daneben 
hatte aber auch Dänemark mit 25 ®/o einen nennens- 
werten Anteil an der deutschen Käseeinfuhr, wenn 
sie auch im Berichtsjahr rückläufig war. 


60 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode D rucksache V/2277 


Versorgung mit Hart-, Schnitt- und Weichkäse nach Sorten 


Tabelle 38 


Sorte 

Wirt- 

schafts- 

jahr 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Verfügbare 

Menge 

Anteil 
der in- 
ländi- 
schen 
Erzeu- 
gung 

Her- 

stel- 

lung 

insge- 

samt 

dar- 
unter 
aus dem 
EWG- 
Raum 

insge- 

samt 

dar- 
unter 
in den 
EWG- 
Raum 

ins- 

gesamt 

je Kopf 
kg 

i 

t 

Vo 

Emmentaler und ähn- 










' liehe Hartkäse 2) 

1965/66 

38 226 

6 110 

1 731 

10 305 

10 252 

34 031 

0,57 

82,0 


1966/67 

40 375 

7 416 

1 859 

10 307 

10 229 

37 484 

0,63 

80,2 

Cheddar, Chester u. ä. . . 

1965/66 

8 257 

13 056 

6 694 

2 

2 

21 311 

0,36 

38,7 


1966/67 

10281 

18 991 

10 258 

354 

123 

28 918 

0,48 

34,3 

Tilsiter, Havarti u. ä 

1965/66 

14 290 

20 908 

75 

662 

627 

34 536 

0,58 

39,5 


1966/67 

14 705 

20 146 

91 

465 

402 

34 386 

0,57 

41,4 

Gouda, Edamer u. ä 

1965/66 

18 446 

78 693 

66 803 

2 151 

2 083 

94 988 

1,60 

17,2 


1966/67 

20 592 

75 259 

65 695 

1 880 

1 824 

93 971 

1,57 

19,9 

Butterkäse, Saint Paulin 










u. ä 

1965/66 

3 581 

1 634 

934 

317 

313 

4 898 

0,08 

66,6 


1966/67 

2 396 

3 182 

857 

1 074 

1 070 

4 504 

0,08 

29,4 

Camembert, Brie, Lim- ' 










burger u. ä 

1965/66 

59 641 

3 285 

3 227 

832 

342 

62 094 

1,05 

94,7 


1966/67 

61 487 

4 414 

4 348 

813 

252 

65 088 

1,09 

93,2 

Edelpilzkäse, Roquefort, 










Gorgonzola u. ä 

1965/66 

1 481 

951 

386 

574 

477 

1 858 

0,03 

48,8 


1966/67 

1 677 

1 010 

441 

747 

596 

1 940 

0,03 

47,9 

Sonstige Käsesorten .... 

1965/66 

8 376 

4 547 

2 217 

149 

51 

12 774 

0,22 

64,4 


1966/67 

8 616 

5 716 

3 685 

612 

524 

13 720 

0,23 

58,3 

Hart-, Schnitt- und Weich- 










käse 

1965/66 

152 298 

129 184 

82 067 

14 992 

14 147 

266 490 

4,49 

51,5 

insgesamt . . . 

1966/67 

160 129 

136 134 

87 234 

16 252 

15 020 

280 011 

4,68 

51,4 


einschließlich der zu Schmelzkäse und -Zubereitungen verarbeiteten Mengen 
“) z. B. Berg-, Viereckhart-, Sbrinz-, Granakäse 


Die Ausfuhr von Käse (einschließlich Quark) aus 
der Bundesrepublik Deutschland nimmt von Jahr 
zu Jahr weiter zu, sie wird durch die Gewährung 
von Erstattungen gefördert. Im Wirtschaftsjahr 
1966/67 erhöhte sich die Ausfuhr gegenüber dem 
Vorjahr um 3100 t oder 11 Vo auf insgesamt 32 300 t. 
Davon gingen 84 Vo, nämlich 27 100 t in EWG-Mit- 
gliedstaaten (Vorjahr: 25 400 t), 5200 t in Drittlän- 
der (Vorjahr: 3800 t). Der Käseexport nach Frank- 
reich war rückläufig, während die Ausfuhr nach 
den USA — zum Teil aufgrund der gewährten Er- 
stattungen — auf 1585 t, die dreifache Menge des 
Vorjahres, gesteigert wurde. Der überwiegende Teil 
der deutschen Käseausfuhr bestand auch 1966/67 
aus Schmelzkäse (47 Uo) und Emmentaler (32 Vo). 

3. Preise 

Die Käsepreise stiegen im Berichtsjahr an, dazu 
trug die Erhöhung der Schwellenpreise wesentlich 
bei. Die genaue Auswirkung auf die Einzelhandels- 


preise läßt sich wegen einiger Umstellungen in der 
Preistatistik nicht voll ermessen. 

Für Hartkäse (Emmentaler 45 Vo F. i. T.) wurden 
1966/67 im Großhandel mit 4,68 DM je kg durch- 
schnittlich 19 Pf mehr als im Vorjahr verlangt. Die 
Verbraucherpreise dürften schätzungsweise gegen- 
über dem Vorjahr um 37 Pf je kg gestiegen sein. 
Die Großhandelspreise für Schnittkäse haben sich 
bei inländischem Tilsiter um etwa 29 Pf, bei inlän- 
dischem Gouda um 37 Pf, bei holländischem Gouda 
um 40 Pf und bei dänischem Schnittkäse um 40 Pf 
je kg gegenüber 1965/66 erhöht. Die Einzelhandels- 
preise dürften für Edamer oder Gouda mit 40 bis 
45 Vo F. i. T. um mehr als 30 Pf je kg gestiegen sein. 
Für Weichkäse, d. h. für Camembert, zogen die 
Großhandelspreise um 27 Pf, für Limburger um 
30 Pf je kg an. Die Erhöhung der Großhandelspreise 
für Schnitt- und Weichkäse dürfte vom Einzelhandel 
entsprechend an die Verbraucher weitergegeben 
worden sein. — Siehe Tab. 39 auf S. 62/63. — 
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Tabelle 39 

Groß- und Einzelhandelspreise für Butter und Käse 

DM je kg 


Gliederung 

; 1958/59 

1960/61 

1961/62 

1962/6; 

Butter 

Großhandelspreis 

Molkereiabgabepreis für Deutsche Markenbutter, Notierung 
Köln 

6,16 

5,84 

6,33 

6,49 

Einzelhandelspreis 

Deutsche Markenbutter 

6,93 

6,55 

7,07 

7,27 

Käse 

Hartkäse 

Großhandels p re i s 

Emmentaler 45 o F. i. T. (ausgc'kGizte, aber nicht ausgelagerte 
AVare, ab Station, ohne Kistenverpackung), Notierung Kempten 

3,30 

3,63 

3,57 

3,76 

Einzelhandelspreis 

Emmentaler 45 o F, i. T., inländische Ware 

5,35 

5,77 

5,83 

5,90 

Schnittkäse 

Großhandelspreis 

Tilsiter 45 ^/o F. i. T., inländ. Markenware, Notierung Hamburg 

2,99 

3,04 

3,01 

3,01 

Gouda 45 ‘^ 0 F. i. T., inländ. Markenware, frei Empfangsstation 
einschl. Verpackung, Notierung Köln 

i 

' 3,00 

2,94 

2,89 

2,88 

desgl. Holländischer Fabrikkäse 5 bis 6 Wochen, ab Lager des 
Importeurs einschließlich Verpackung, Notierung Köln 

3,29 

3,15 

3,12 

3,12 

Dänischer Schnittkäse 45 o F. i, T. (außer Tilsiter), Notierung 
Köln 

3,00 

3,07 

2,97 

3,09 

Einzelhandelspreis 

Edamer oder Gouda 40 bis 45 o F. i. T | 

1 


4,62 

4,66 

4,67 

Weichkäse i 

Großhandelspreis 

Camembert, Spitzenklasse 45 Fo F. i. T. in Schachteln zu 125 g 
ab Molkereistation ohne Verpackung, Notierung Hamburg .... 

3,75 

3,84 

3,84 

3,84 

Allgäuer Limburger 20 “'o F. i. T., unverpackte, grüne Ware 
(Monats wäre), ab Station, Notieruna Kempten 

0,95 

1,09 

0,98 

0,97 

Einzelhandelspreis 

Allgäuer Limburger 20 ^, 0 F. i. T 

2,27 

2,47 

2,48 

2,51 

Quark, Speiseauark 20 ^1 n F. i. T 

1,13 

1,19 

1,22 

1,25 


h von Februar 1966 an neue Frhebungsgnmdlaqc 
-) Durchschnitt von 8 Monaten; Jahresdurchschnitt 1964 65: 2,62 DM 
•‘) von Februar 1966 an nicht mehr erhoben 
nicht voll mit Vorjahren vergleichbar 

geschätzter, mit den Vorjahren etwa vergleichbarer Preis 
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Tabelle 39 


1963/64 

1964/65 

1965/66') 

1 

1966/67 

1 

Verände- 

rung 

1966/67 

gegen 

1965/66 

6,65 

6,79 

6,84 

6,84 


7,47 

7,72 

7,80 

7,82 

+ 0,02 

4,02 

4,50 

4,49 

4,68 

•HO, 19 

6,08 

6,45 

6,82 

7,45 ■*) 
(7,19) ■>) 


3,11 

3,12 

3,33 

3,62 

+ 0,29 

3,14 

3,13 

3,29 

3,66 

i 0,37 

3,36 

3,33 

3,51 

3,91 

+ 0,40 

3,24 

3,36 

3,67 

4,07 

1 +0,40 

i 

4,80 

4,97 

5,15 

5,70 
(5,46) 5) 

1 

i 

i 

3,97 

4,07 

4,45 

4,72 

+ 0,27 

0,98 

1,06 

1,32 

1,62 

+ 0,30 

2,56 

2,6P) 

2,72=^)3) 



1,34 

1,38 

1,44 

2,05 ^) 
(1,60) 



j d) Dauermilcherzeugnisse 

Preise für Daiiermilcherzeugnisse werden in der 
Bundesrepublik Deutschland bisher nicht amtlich 
notiert. Die Entwicklung der Preise dieser Waren 
kann deshalb auch in diesem Jahr nur anhand der 
von der Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette festge- 
stellten und wöchentlich an die EWG-Kommission 
I gemeldeten Binnenmarktpreise verfolgt werden. 

' Diese auf repräsentativer Grundlage ermittelten 
Preise beruhen auf Angaben milchwirtschaftlicher 
i Verbände und einer Anzahl von Betrieben des ge- 
nossenschaftlichen und privaten Großhandels. 

I 

1. Kondensmilch 

i 

An Kondensmilch wurden mit 456 000 t im Wirt- 
schaftsjahr 1966/67 6000 t mehr hergestellt als 
1965/66. Die Einfuhr nahm weiter sehr kräftig zu, 
und zwar gegenüber dem Vorjahr um nahezu ein 
Drittel auf 51 000 t. Die schon seit 1964/65, d. h, 
seit dem Inkrafttreten der Marktorganisation für 
Milch steigende Einfuhr von Kondensmilch aus den 
Niederlanden wurde auch im Berichtsjahr durch die 
niederländischen Exporterstattungen begünstigt. Die 
ohnehin geringe Einfuhr aus Drittländern ging dem- 
gegenüber 1966/67 weiter zurück. Die deutsche Aus- 
fuhr von Kondensmilch hat den vorjährigen Umfang 
' übertroffen, sie stieg 1966/67 um 4000 t auf nahezu 
14 000 t. Diese Exporte gingen fast ausschließlich 
I in Drittländer. Auch hier haben sich die Erstattun- 
^ gen absatzfördernd ausgewirkt. Insgesamt wurden 
: mit 497 000 t gegenüber 1965 66 16 000 t Kondens- 
! milch mehr verbraucht; je Kopf der Bevölkerung 
stieg der Verbrauch um 0,2 kg auf 8,3 kg (Produkt- 
gewicht), nachdem er vorher drei Jahre lang sta- 
gniert hatte. 

Der Preis für ungezuckerte Kondensmilch mit einem 
, Mindestiettgehalt von 7,5 stieg auf der Groß- 
haiidelsstufe im April 1967 gegenüber den Vormona- 
ten um rund 10 DM je 100 kg an. Er belief sich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres auf 162 DM und er- 
höhte sich bis zum Juni 1967 auf 172 DM. Im 
; Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1966/67 ergibt 
sich für 100 kg ungezuckerte Kondensmilch ein Preis 
von 165 DM je 100 kg, das waren rund 5 DM oder 
3 mehr als im Vorjahr. Bei den Einzelhandels- 
: preisen für ungezuckerte Kondensmilch zeigte sich 
bis zum Ende des Berichtszeitraumes nur eine ge- 
ringfügige Erhöhung. Die Preise für gezuckerte Kon- 
1 densmilch, von der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur rund 3000 t hergestellt werden, haben sich 
im Verlauf des Wirtschaftsjahres nicht verändert, 
sie lagen mit durchschnittlich 285 DM je 100 kg 
j ebenso hoch wie im Vorjahr. 

I 2. Vollmiichpulver 

Die Produktion an Vollmilchpulver und sonstigen 
Trockenmilcherzeugnissen aus Vollmilch (Sahne- 
pulver, Eispulver u. a.) übertraf 1966/67 mit 69 000 t 
die im Vorjahr hergestellte Menge um 10 000 t; die 
Einfuhr ging um 3000 t zurück. Für den Gesamtver- 
brauch wurden 84 000 t verwendet oder 2000 t mehr 
als im Vorjahr. Da zu Futterzwecken 24 000 t ab- 
i gezweigt wurden gegenüber 16 000 t im Vorjahr, 
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Tabelle 40 


Versorgung mit Dauermilcherzeugnissen 








davon 


Wirtschaftsjahr 

i 

Her- 

stellung 

Bestands- 

ände- 

rung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Ver- 
brau dl 

Ver- 

fütterung 

für 

mensch- 
liche Er- 
nährung 

Ver- 
brauch 
je Kopf 


1000 t j 

kg 


1958/59 

333 

+ 7 

Kondensmilch 

0 

0 

326 


326 

1 

6,1 i 

1963/64 

460 

0 

7 

0 

467 

— 

467 

8,1 

1964/65 

460 

— 

16 

3 

473 

— 

473 

8,1 1 

1965/66 

450 

- 2 

39 

10 

481 

— 

481 

8,1 ! 

1966/67 

456 

- 4 

51 

14 

497 

— 

497 

8,3 


Vollmilchpulver und sonstige Trockenmilcherzeugnisse 

(außer Magermilchpulver) 


1958/59 

21 

— 17 

0 

38 


38 1) 

1963/64 

36 

— 13 

3 

46 

. 

46 1) 

1964/65 

43 

— 17 

1 

59 

. 

59 1) 

1965/66 

59 

— 25 

2 

82 i 

16 

66 

1966/67 

69 

— 22 

7 

84 

24 

60 


Magermilchpulver 


1958/59 ; 

59 

— 

11 

— 

70 

44 

26 

1963/64 

136 

+ 13 

4 

4 

123 

102 

21 

1964/65 

180 

- 9 

12 

14 

187 

163 

24 

1965/66 

223 

+ 1 

30 

45 

207 

183 

24 

1966/67 

301 

-17 

23 

104 

237 

213 

24 


0,7 

0,8 

1,0 

1,1 

1,0 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 


einschließlich geringer Mengen von Futterpulver 


standen für die menschliche Ernährung 60 000 t zur 
Verfügung gegenüber 66 000 t im Wirtschaftsjahr 
1965/66. Der Verbrauch je Kopf der Bevölkerung 
ging damit von 1,1 kg auf 1,0 kg zurück. Die Preise 
für Vollmilchpulver, die auf der Großhandelsstufe 
im Wirtschaftsjahr 1965/66 noch bei durchschnittlich 
299 DM je 100 kg gelegen hatten, erhöhten sich 
1966/67 um rund 24,50 DM oder 8 Vo auf 323,50 DM 
je 100 kg. Der stärkste Preisanstieg vollzog sich 
von März (324 DM) zu April 1967 (340 DM). Im 
Durchschnitt dos Monats August 1967 kosteten 
100 kg Vollmilchpulver bereits 352 DM. 

3. Magermilchpulver 

Im Zuge der zunehmenden Milchproduktion und 
damit zusammenhängend der steigenden Butterher- 
stellung in Molkereien hat sich der Anfall an Mager- 
milch sehr stark erhöht. Infolge der steigenden Ver- 


wendung von Magermilchpulver zu Futterzwecken 
im Inland und der sich bietenden Exportmöglich- 
keiten — angeregt durch die Gewährung von Erstat- 
tungen — nahm die Produktion von Magermilch- 
pulver im Berichtsjahr weiter sehr stark zu. Im 
Wirtschaftsjahr 1966/67 wurden mit 301 000 t rund 
78 000 t mehr als im Vorjahr hergestellt. Die Be- 
stände wurden im Laufe des Berichtsjahres um 
17 000 t abgebaut. Die Einfuhr blieb hinter der 
vergleichbaren vorjährigen um insgesamt 7000 t 
zurück. Dabei hat allerdings die Einfuhr von Mager- 
milchpulver für Futterzwecke aus Kanada in der 
zweiten Flälfte des Wirtschaftsjahres beachtlich zu- 
genommen. Zur Entlastung des deutschen Marktes 
wurden — überwiegend mit Erstattungen — ■ 104 000 t 
ausgeführt. Flauptabnehmer waren Italien und die 
Niederlande (zusammen mit 64 ^o). Für den Absatz 
i im Inland verblieben somit 237 000 t Magermilch- 
piilver, das waren 30 000 t mehr als im Vorjahr. 
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Tabelle 41 


Schwellenpreise, Frei-Grenze-Preise und Abschöpfungssätze 
für Einfuhren von Milchprodukten in die Bundesrepublik Deutschland 

Milchwirtschaftsjahr 1966/67 (April/März) 

DM je 100 kg 


Herstellungsland 

(S April 
bis Juli 

0 August 
bis März 

0 April 
bis Juli 

0 August 
bis März 

0 April 
bis Juli 

0 August 
bis März 

0 April 
bis Juli 

0 August 
bis März 



Butter 

Vüllmilchpulver 

Magermilchpulver 

Kondensmilch 
(nicht gezuckert) 

Belgien 

a 

723,00 

733,49 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 

b 

792,57 

793,45 

301,84 

308,03 

149,36 

150,20 

194,20 

194,20 


c 

— 

— 

0,86 

4,14 

— 

— 

— 

— 

Frankreich 

a 

723,00 

733,49 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 


b 

c 

700,54 

699,44 

357,88 

363,01 

184,95 

190,27 

207,55 

209,36 

Italien 

a 

723,00 

733,49 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 


b 

576,92 

596,38 

390,09 

384,51 

225,34 

222,87 

280,86 

280,86 


c 

103,44 

96,19 

— 

— 

— 

— 


— 

Luxemburg 

a 

723,00 

733,49 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 


b 

714,72 

715,51 

301,84 

308,03 

149,36 

150,20 

162,27 

162,40 


c 

— 

— 

0,86 

4,14 

— 

— 

— 

— 

Niederlande 

a 

723,00 

733,49 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 


b 

576,28 

584,70 

282,16 

296,55 

154,18 

160,35 

182,44 

182,96 


c 

47,67 ") 

49,66 2) 

18,99 

13,58 

— 

— 

— 

— 

Drittländer 

a 

723,00 ®) 

733,49 3) 

319,46 

326,76 

138,33 

143,60 

170,53 

172,47 


b 

285,57 

218,55 3) 

208,28 

209,31 

117,45 

125,70 

122,64 

122,64 


c 

416,51 3) 

493,55 3) 

101,33 

108,44 

16,74 

14,06 

42,27 

43,12 

i 


Emmentaler 

Gouda 

Tilsiter 

Camembert 

Belgien 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 


b 

c 

433,40 

433,40 

392,63 

405,03 

402,08 

415,12 

456,87 

461,40 

Frankreich 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 


b 

c 

507,11 

500,84 

455,45 

465,45 

447,13 

447,69 

496,94 

503,79 

1 Italien 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 

1 

b 

c 

538,41 

533,18 

548,50 

492,68 

427,40 

427,40 

465,84 

486,39 

i Luxemburg 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 


b 

c 

433,40 

433,40 

392,63 

405,03 

402,08 

415,12 

456,87 

461,40 

Niederlande 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 


b 

c 

432,97 
. “) 

432,97 

. 

340,68 

361,39 

344,77 

345,56 

468,34 

468,81 

Drittländer 

a 

440,00 

440,00 

352,50 

361,30 

352,50 

361,30 

475,87 

475,87 


b 

361,03 

360,97 

239,15 

235,36 

290,41 

281,72 

328,60 

330,64 


c 

62,72 

63,10 

98,04 

111,51 

48,28 

65,38 

128,25 

126,37 


a = Schwellenpreise; b — durchschnittliche Frei-Grenze-Preise; c = durchschnittliche Abschöpfungssätze 


’) Neufestsetzung der Schwellenpreise im April und August 1966 

Waren begleitet von einem Dokument DD 4, aus dem sich ergibt, daß eine Ausgleichsabgabe erhoben wird (VO 
9/65 und 12/65) 

Süßrahmbutter 
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Dieser Mohranfall wurde vollständig vom Futter- 
sektor aufgenommen. Bei gleichbleibcnder Menge 
für die menschliche Ernährung (24 000 t) wurden für 
Futterzwecke im Wirtschaftsjahr 1966/67 213 000 t 
gegenüber 183 000 t im Vorjahr verwendet. 

Bei Magermilchpulver ergab sich 1966/67 eine 
deutliche Preiserhöhung gegenüber dem Vorjahr, 
und zwar um etwa 20 DM je 100 kg oder rund 
15^t/(). Im Laufe des Berichtsjahres stieg der Preis 
von Magermilchpulver für Ernährungszwecke von 
138 DM im Juli 1966 bis auf 170 DM je 100 kg im 
Juni 1967 an. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die von April 1966 bis März 1967 (Milchwirt- 
schaftsjahr 1966/67) das Marktgeschehen beeinflus- 
senden Maßnahmen (Senkung der Förderungszu- 
schläge, Heraufsetzung der Schwellenpreise, Stüt- 
zungsmaßnahmen bei Magermilch und Magermilch- 
pulver, Stützungsregelung für Cheddarkäse, Erstat- 
tungsregelung) sind zum Teil in den vorhergehen- 
den Abschnitten angesprochen bzw. wurden schon 
im vorjährigen Bericht dargestellt (vgl, Drucksache 
V/1108). Ihre Zielsetzung wird zudem bei der fol- 
genden Berichterstattung über die Maßnahmen im 
Milchwirtschaftsjahr 1967 '68 deutlich. 

Der deutsche Erzeugerrichtpreis, der für 1966/67 
auf 38,0 Pf je kg Milch (mit einem Fettgehalt von 
3,7 M>) ab Hof festgelegt war, wurde für das Milch- 
wirtschaftsjahr 1967/68 auf 38,5 Pf festgelegt. 

Die 1966/67 erstmals vorgenommenen Senkungen 
des Förderungszuschlages des Bundes zum Milch- 
auszahlungspreis um insgesamt 1 Pf je kg ange- 
lieferter Milch mußten im Milchwirtschaftsjahr 
1967/68 fortgeführt werden, um das beschlossene 
Ziel — Wegfall der Beihilfen am 1. April 1968 und 
Annäherung an die gemeinsamen Schwellenpreise 
— erreichen zu können. So wurden vom 3. April 
1967 an die Beihilfen von Bund und Ländern um zu- 
sammtm durchschnittlich 2,25 Pf je kg angelieferter 
Milch gesenkt, und am 17. Juli 1967 sind weitere 
Senkungen seitens der Bundesländer in Kraft getre- 
ten, die sich im Durchschnitt auf 0,5 Pf je kg Milch 
beliefen. Zum Ausgleich dieser Beihilfensenkungen, 
von der die gesamte angelieferte Milch betroffen 
wird, wurden wie im Vorjahr gleichzeitig die 
Schwellenpreise bei einigen Gruppen von Milch- 
erzeugnissen verstärkt angehoben. Eine gleich- 
mäßige Heraufsetzung der Schwellenpreise bei allen 
Produktgruppen war nicht möglich, weil einige 
Preise im GATT konsolidiert sind oder weil in der 
EWG schon ein einheitlicher Schwellenpreis erreicht 
war. — Die Schwellenpreise für Butter wurden um 
6,51 DM auf 740 DM je 100 kg angehoben; der 
Interventionspreis von 680 DM je 100 kg blieb un- 
verändert. 

Um den angestrebten Erzeugerrichtpreis 1967 J)8 
zu erreichen, war es angesichts der Beihilfensenkung 
lerner notwendig, den Trinkmilchpreis mit Wirkung 
vom 11. Juni 1967 um 2 Pf je Liter anzuheben. 


Um in Auswirkung der Beihilfensenkung den un- 
erwünschten Preisanstieg bei der Futtermagermilch 
gering zu halten, wurde für das Milchwirtschaftsjahr 
1967/68 der Stützungsbetrag für Futtermagermilch 
von 0,5 Pf auf 2,0 Pf und für Futterpulver von 5,5 Pf 
auf 22 Pf je kg heraufgesetzt. Dieser Stützungs- 
betrag darf nicht dazu verwendet werden, die Ab- 
gabepreise der Molkereien für Magermilch und 
Magermilchpulver zu Futterzwecken zu senken; da- 
mit dient der Stützungsbetrag auch zur Erhaltung 
des Erzeugerrichtpreises für Milch. 

Bei Cheddarkäse macht die Bundesregierung 
1967/68 weiterhin von der Ermächtigung des Rates 
Gebrauch, auf dem Inlandsmarkt zu intervenieren. 
Im Zusammenhang mit den Beihilfensenkungen 
wurde vom 3. April 1967 an der Interventionsbetrag 
für 50 Voigen Cheddar von 0,50 DM auf 0,85 DM je 
kg erhöht. Dagegen blieb der Interventionsbetrag für 
20Voigen Cheddar mit 0,25 DM je kg unverändert. 
Der Interventionsbetrag von 0,85 DM je kg wird 
nur gewährt, sofern von den Schmelzkäsewerken 
an die Hersteller von Cheddar mindestens ein Preis 
von 3,95 DM je kg gezahlt wurde. Vom 1. September 
1967 an ist die bisherige GATT-Konsolidierung 
für Cheddar weggefallen, damit wurde der Schwel- 
lenpreis von 406 DM je 100 kg wirksam. Eine wei- 
tere Anhebung des Schwellenpreises zur Erhaltung 
der inländischen Produktion war aber wegen der 
Marktlage nicht möglich. Deshalb wird weiterhin 
ein verringerter Interventionsbetrag von 30 DM je 
100 kg Cheddar gewährt, so daß ein durchschnitt- 
licher Erlös von 398 DM je 100 kg erzielt wird. 

Inländischen Herstellern von Kasein und Kaseinat 
gewährt die Bundesregierung einen Stützungsbetrag 
von 1,15 DM bzw. von 1,00 DM je kg, wenn die 
Ware nach dem 2. April 1967 aus inländischer Mager- 
milch hergestellt wude und besondere Bedingun- 
gen erfüllt sind. Mit dieser Regelung sollen die in- 
ländischen Hersteller gegenüber den preisgünstige- 
ren ausländischen Angeboten wettbewerbsfähig 
bleiben. 

Durch die Dritte Verordnung zur Änderung der 
Butterverordnung vom 31. Juli 1967 wurden die 
Kennzeichnungsvorschriften für abgepackte Butter 
gelockert. Damit soll den deutschen Betrieben die 
Anpassung an die zu erwartende EWG-Regelung 
erleichtert und den Erfordernissen des Marktes bes- 
ser Rechnung getragen werden. Zur Entlastung des 
Buttermarktes hat die Bundesregierung mit Ermäch- 
tigung der Kommission der EWG von Mai bis 
November 1967 intervenierte Butter mit einem Ab- 
schlag von 0,40 DM bzw. 0,48 DM je kg unter dem 
Preis für Deutsche Markenbutter abgegeben. Ferner 
wird seit Oktober 1967 Lagerbutter in Form von 
Butterreinfett zum Backen, Braten und Kochen in 
500-g-Bechern zu einem verbilligten Preis von 
2,98 DM in den Verkehr gebracht. 

Die Gewährung von Erstattungen für Exporte nach 
Drittländern wurde am 31. Juli 1967 auf Butter aus- 
gedehnt, die Exportmenge ist vorerst auf 4000 t be- 
schränkt. Dies steht in Zusammenhang mit der Neu- 
regelung der Rückvergütungen von Exporterstattun- 
gen aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft (vgl. Abschnitt I. b.). 
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Tabelle 42 


Verbrauch von Nahrungsfetten je Kopf 

in kg Reinfett 


Fettart 

1958A9 

1960 '61 

■ 1961 (i'i 

^ 1962/63 

1963/Ü4 

1964 65 

1965 ''66 

1966/67 

Butter 

6,4 

7,0 

7,2 

7,4 

7,3 

7,0 

7.1 

7,2 

1 Schlachtfette 

1 

5,9 

5,7 

6,1 

6,1 

5,9 

6,0 

5,7 

5,7 

Pflanzliche Oie und 









Fette, tierische öle . . 

13,1 

12,5 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

insgesamt . . . 

25,4 

25,2 

25,6 

25,6 

25,5 

25,7 

25,1 

25,6 


XL Feite 


Die endgüllige Fassung der Verordnung über die i 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation ■ 
für Fette wurden am 22. September 1966 vom Rat ver- 
abschiedet; sie ist am I. Oktober 1966 in Kraft ge- 
treten. Die Verordnung wird — ohne Übergangszeit j 
— auf Olivenöl seit dem 10. November 1966 und auf j 
Olsaaten seit dem 1. Juli 1967 angewendet. Damit ist i 
auf dem Gebiet der pflanzlichen Oie und Fette sowie j 
der Seelierfette der gemeinsame Markt seit dem 
1. Juii 1967 verwirklicht. Die Gemeinschaft ist in die- 
sem Warenbereich zu 80 ® ’u, die Bundesrepublik 
Deutschland zu 95 o einfuhrabhängig. 


a) Bestimmungen der Marktorganisation 

1. Olivenöl 

Für Olivenöl wird das Wirtschaftsjahr von 
Novembtu bis Oktober gerechnet. Es gelten folgende 
Preise: 



Novem- 
ber 1966/ 
Okto- 
ber 1967 

Novem- 
ber 1967/ 
Okto- 
ber 1968 


DM je 

100 kg 

Erzeugerrichtpreis . . . 

460,— 

461,— 

Marktrichtpreis 

320, 

321,— 

Schwellenpreis 

319,20 

317,— 

Interventionspreis . . . 

292,— 

292,— 


Wegen des scharfen Wettbewerbs, dem das Oli- 
venöl durch die weitaus billigeren Saatenöle aus- 
gesetzt ist, liegt der Marktrichtpreis erheblich unter 
dem Erzeugcurichtpreis. Der Unterschied zwischen 
diesen beiden Preisen ist gleich der Beihilfe, die dem 
Erzeuger gewährt wird. Bei der Einfuhr wird gegen- 
über Drittländern ein Abschöpfungssystem ange- 


wendet. l^i(' Abschöpfungssätze worden von der 
Kommission halbmonatlich festgesetzt, ihre Höhe ist 
gleich der Differenz zwischen dom jeweils ermittel- 
ten repräsentativen cif-Preis und dem Schwellen- 
preis. 

In der Gemeinschaft ist Italien das Hauptproduk- 
tionsland für Olivenöl, aber auch in Frankreich wird 
es, wenn auch in geringerem Umfang, erzeugt. 
Italien deckt seinen jährlichen Olivenölbedarf von 
rund 500 000 t zu 80 o aus eigener Erzeugung. Im 
Herbst 1966 betrug die Produktionsmenge aber nach 
vorläufiger Schätzung nur rund 330 000 t. Daher be- 
stand im Wirtschaftsjahr 1966/67 kein Anlaß, bei 
Olivenöl zu intervenieren. 

In der Bundesrepublik Deutschland entfällt von 
dem (iesamtverbrauch an pflanzlichen ölen und Fet- 
t(?n etwa ein halbes Prozent auf Olivenöl. 


2. Ölsaaten 

Besondere Regelungen wurden für die in der Ge- 
meinschaft geernteten Raps- und Rübsensamen und 
Sonnenblumenkerne getroffen. Für Raps- und 
Rübsensamen gilt in der Gemeinschaft im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 (Juli/ Juni) ein einheitlicher 
Richtpreis von 81 DM je 100 kg. Zur Abgeltung der 
Lager- und Zinskosten erhöhen sich Richtpreis und 
Interventionspreise vom 1. September an sieben 
Monate lang um einen gleichbleibenden Zuschlag 
von je 0,72 DM je 100 kg. Um den Erzeugern einen 
möglichst nahe am Richtpreis liegenden Verkaufs- 
erlös zu gewährleisten, wurde ein Interventions- 
grundpreis von 78,60 DM je 100 kg festgesetzt, der 
sich aut (un H a u p t z u s c h u ß g e b i e t der Ge- 
meinschaft (Ravenna Italien) bezieht und der so be- 
messen ist, daß Olsaaten aus der Gemeinschaft mit 
den aus Drittländern eingeführten Ölsaaten in Wett- 
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bewerb treten können. Der hiervon abgeleitete nied- 
rigste Interventionspreis für Raps- und Rübsen- 
samen in Höhe von 72,20 DM gilt in dem Haupt- 
e r z e u g u n g s g e b i e t Chäteauroux (Frankreich). 
In der Bundesrepublik Deutschland bewegen sich die 
abgeleiteten Interventionspreise innerhalb einer 
Spanne von 73 DM bis 75,88 DM je 100 kg. Sie wur- 
den für neun Hauptinterventionsorte (Orte mit den 
wichtigsten Markten in den Hauptanbaugebieten; 
Orte mit bedeutender Olsaatenverarbeitung; Orte, 
die für den Handel mit Olsaaten repräsentativ sind) 
und fünfzehn Nebeninterventionsorte (Orte in An- 
baugebieten mit bedeutender Erzeugung und ent- 
sprechenden Lagereinrichtungen) bestimmt. 

Das Richtpreis- und Interventioiispreis-System 
sichert dem landwirtschaftlichen Erzeuger einen vom 
Weltmarktpreis unabhängigen Erlös. Der Unter- 
schied zwischen dem niedrigeren Weltmarktpreis 
und dem Richtpreis wird durch eine in der Gemein- 
schaft einheitliche Beihilfe ausgeglichen. Auf diese 
Weise wird den Ölmühlen der Kauf von Raps und 
Rübsen zum Weltrnarktpreisniveau ermöglicht. 

Die bisherige deutsche Qualitätsnorm für Raps/ 
Rübsen mit einem Ölgehalt von mindestens 40 ^/o, 
einem Feuchligkeitsgehalt von 10 ^/o und einem Ge- 
halt an Fremdbestandteilen von 3 ^/o wurde durch 
eine in der Gemeinschaft geltende Standardqualität 
abgelöst; sie bezieht sich auf einen Ölgehalt von 
42 “ ;'o, einen Feuchtigkeilsgehalt von 10 ^/o und einen 
Gehalt an Fremdbestandteilen von 2 ^ /o. Trotz dieses 
„strengeren" Standards wird dem deutschen Raps- 
erzeuger für die Ernte 1967, selbst wenn kein höhe- 
rer als der Interventionspreis erzielt werden kann, 
etwa der gleiche Erlös je dz wie bisher zufließen. 

Für Sonnenblumenkerne, deren Erzeugung in der 
Bundesrepublik Deutschland wirtschaftlich bedeu- 
tungslos ist, gelten Rieht- und Interventionspreise in 
der gleichen Höhe wie für Raps- und Rübsensamen, 
ferner wurden Interventionsorte und abgeleitete 
Interventionspreise nach denselben Grundsätzen be- 
stimmt. 

3. Sonstiges 

Die Beihilfen für die in der Gemeinschaft erzeug- 
ten Ölsaaten und das Olivenöl trägt der Europäische 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft. 

Der Grundsatzbeschluß des Rates aus dem Jahre 
1963, zur teilweisen Finanzierung der Beihilfen eine 
Abgabe auf Fette („Margarine-Steuer") einzuführen, 
ist bisher nicht weiter verfolgt worden. Die Abgabe 
— mit einem in der Gemeinschaft erwarteten Auf- 
kommen von jährlich 350 Millionen DM — würde 
die Margarine um 1 1 bis 12 Pfennig je kg belasten. 

Nach der früheren deutschen Marktregelung 
wurde der Absatz des Inlandrapses durch die Ver- 
pflichtung gesichert, das aus ihm gewonnene Rüböl 
der Margarine, dem Speiseöl und Speisefett beizu- 
mischen. Diese Verpflichtung ist seit dem 13. Juni 
1967 ersdtzlos weggefallen. 

Die EWG-Marktorganisalion für Fette verfolgt 
den Grundsatz der freien Einfuhr von Ölsaaten, 


pflanzlichen und Seetierfetten. Im Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten sind Zölle und Ab- 
gaben gleicher Wirkung aufgehoben. Gegenüber 
Drittländern wird der Gemeinsame Zolltarif ange- 
wendet. Olsaaten werden zollfrei eingeführt; auf 
Saatenöle werden — wie bisher — Zölle erhoben. 

Für die Einfuhr von Ölsaaten und Saatenölen aus 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und den überseeischen Ländern und Gebie- 
I ten gelten im wesentlichen die gleichen Regelungen 
j wie zwischen den EWG-Mitgliedstaaten. Für den 
Absatz ihrer Fettrohstoffe werden den genannten 
Erzeugerländern gewisse Preisgarantien gemäß 
einem Ratsbeschluß vom 25. Juli 1967 zugestanden. 
Aus einem Sonderfonds, der nach einem besonderen 
Aufbringungsschlüssel — Bundesrepublik Deutsch- 
land 31,2 “/o — gespeist wird, werden diesen Erzeu- 
gerländern für die von den EWG-Mitgliedstaaten 
j der Kommission notifizierten Einfuhrmengen Bei- 
! hilfen für den Fall gewährt, daß die erzielten Preise 
I unter dem Niveau von Referenzpreisen liegen, die 
! dem Durchschnitt aus den jeweils zurückliegenden 
I drei Jahren entsprechen. Diese Beihilferegelung wird 
I seit dem 1. Juli 1967 angewandt, sie endet mit dem 
j Ablauf des Assoziierungsabkommens am 31. Mai 
' 1969. Hierfür ist ein Höchstbetrag von 13 Millionen 
I Rechnungseinheiten festgelegt, der notfalls um 
' 1 Million RE erhöht werden kann. 

b) Produktion und Absatzlage 

Im Rahmen der Gesamtfettversorgung entfällt in 
j der Bundesrepublik Deutschland der größte Teil des 
i Verbrauchs auf pflanzliche öle und Fette sowie tie- 
rische öle. Im Wirtschaftsjahr 1966/67 hat sich der 
Gesamtverbrauch an Fetten einschließlich Butter und 
j Schlachtfctten, in Reinfett ausgedrückt, auf 1,53 Mil- 
I lionen t oder 25,6 kg je Kopf der Bevölkerung, be- 
j laufen. Damit hat sich wieder ein Verbrauch ein- 
1 gestellt, wie er ungefähr im Durchschnitt der Jahre 
1961/62 bis 1963/64 zu verzeichnen war; er blieb 
aber immer noch um 0,1 kg hinter dem bisher höch- 
I sten Verzehr im Wirtschaftsjahr 1964/65 zurück. Die 
i Verbrauchssteigerung gegenüber dem Vorjahr war 
I wesentlich auf den Mehrverzehr an Margarine, Plat- 
ten- und Kunstspeisefetten sowie Speiseöl zurück- 
zuführen. Zusammen wurden von diesen drei Fett- 
arten 761 000 t (Reinfettwert) verbraucht. Die cin- 
! heimische Erzeugung war dabei nur mit 31 000 t in 
! Form von öl aus Raps und Rübsen und rund 10 000 t 
I Fischöl beteiligt. Die Erzeugung an P.aps und Rüb- 
I sen in der Bundesrepublik Deutschland belief sich 
! aus der Ernte 1966 auf 99 000 t Ölsaaten. Im Som- 
I mer 1967 wurde als Folge der sehr günstigen Witte- 
rung bei einem Rekordertrag von 25,6 dz je ha eine 
; Ölsaatenernte von rund 124 600 t eingebracht. Hier- 
; von waren bis Mitte öktober 1967 etwa 60 W bei 
j den deutschen Ölmühlen untergebracht; etwa 1 Uo 
I der Erntemenge war zur Intervention angemeldet. 

Bis Mitte Öktober 1967 haben die Ölmühlen außer- 
I dem rund 1300 t Rapssamen aus den Niederlanden 
' und 13 500 t Rapssamen aus Frankreich aufge- 
I nomnien; auch für dic^se Mengen ist die Beihilfe 
j zunächst von der Bundesrepublik Deutschland zu 
j zahlen. Zu Ausfuhren nach Drittländern war cs bis 
I September nicht gekommen. 
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c) Außenhandel 

Die Einfuhr an Rohstoffen für die Herstellung von | 
Margarine, Platten- und Kunstspeisefett sowie Spei- ; 
seöl betrug im Wirtschaftsjahr 1966/67 (Juli/ Juni) : 
2,1 Millionen t Ölsaaten, entsprechend 515 000 t ■ 
Reinfett; an ölen und Fetten in verschiedenen Ver- 
arbeitungszuständen werden 314 000 t und an tieri- 
schen ölen 92 000 t in Reinfett eingeführt. Von die- 
sen laut Einfuhrmeldungen für menschliche Ernäh- 
rung eingeführten Rohstoffen wurden jedoch nach- 
träglich größere Mengen für den technischen Sektor 
und für Futterzwecke abgezweigt. Für die inlän- 
dische Fettversorgung der Bevölkerung standen aus | 
den Einfuhren 821 000 t Reinfett zur Verfügung; aus- I 
geführt wurden 100 000 t Reinfett. Die Einfuhr an 
Ölivenöl für Ernährungszwecke hat sich im Wirt- 
schaftsjahr auf 3300 t belaufen, davon kamen 72 Vo 
aus Drittländern, 26 Vo aus Italien und weniger als 
2 ®/o aus Frankreich. 

Inwieweit auf die im November des Wirtschafts- 
jahres in Kraft getretene Fettmarktordnung der 
EWG Veränderungen in der Herkunft und der Zu- t 
sammensetzung der Einfuhr von Ölsaaten, pflanz- | 
liehen und tierischen ölen im Wirtschaftsjahr j 
1966 67 gegenüber dem Vorjahr zurückzuführen 1 
sind, läßt sich noch nicht erkennen. Gewisse Ver- | 
Schiebungen bei der Einfuhr sind von Jahr zu Jahr je | 
nach Angebotslage auf dem Weltmarkt zu beobach- | 
ten. i 
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d) Preise 

Der Einzelhandelspreis für Delikateßmargarine be- 
lief sich im Wirtschaftsjahr 1966/67 auf durchschnitt- 
lich 3,05 DM je kg gegenüber 2,95 DM in 1965/66. 
Für die S{)itzensorte zahlten die Verbraucher im 
Bundesdurchschnitt 2,66 DM je kg im Wirtschafts- 
jahr 1966/67; der vergleichbare Vorjahrespreis lag 
bei 2,51 DM/kg. Für Kokosfett in Platten, Marken- 
ware, wurden im Einzelhandel 3,13 DM je kg ver- 
langt. Im Jahresablauf schwankten die Preise für die 
vorgenannten Fettarten kaum. Pflanzenöl, in Fla- 
schen oder Dosen, wurde für 2,31 DM je kg im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres angeboten. Dabei 
belief sich der Preis zwischen Juli 1966 und Februar 
1967 auf 2,32 bis 2,34 DM je kg, von März 1967 bis 
September ging er stetig bis auf 2,23 DM zurück. 

Der Verkaufspreis ab Werk an den Großhandel 
(frei Empfangsstation) lag für Delikateßmargarine — 
bei einem Marktanteil von etwa 80% — 1965/66 
und 1966/67 durchschnittlich bei 2,23 DM/kg, für 
Spitzensorte bei 1,92 DM und 1,90 DM und für 
Speiseöl bei 1,41 und 1,32 DM/ kg. Damit war im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1966/67 der Ver- 
braucherpreis bei Delikateßmargarine um 0,82 DM 
je kg oder 37 ‘Vu, bei der Spitzensorte um 0,76 DM 
je kg oder 40 ®/ü und bei Speiseöl um 0,99 DM je kg, 
oder 75 höher als der Erzeugerpreis ab Werk. 


Tabelle 43 


Versorgung mit pflanzlichen Ölen und Fetten, tierischen ölen 

in 1000 t Reinfett 


Gliederung 

Einheit | 

1958/59 1 

1960/61 

1 1961/62 

[ 1962/63 1 

1963/64 1 

1964/65 1 

1965/66 1 

1966/67 

Erzeugung 

1000 t Reinfett 

32 

35 

38 

52 

45 

47 

43 

41 

Bestandsänderung ^) 

1000 t Reinfett 

+ 6 

+ 14 

-29 

0 

+ 32 

-16 

+ 17 

+ 1 

Einfuhr 

1000 t Reinfett 

717 

742 

678 

707 

786 

781 

800 

821 

Ausfuhr 

1000 t Reinfett 

42 

63 

48 

63 

86 

104 

93 

100 

Verbrauch 

1000 t Reinfett 

701 

700 

697 

696 

713 

740 

733 

761 

Verbrauch je Kopf . . 

kg Reinfett 

13,1 

12,5 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

davon 










Speiseöl 

kg Reinfett 

2,9 

3,0 

3,2 

3,3 

3,4 

3,6 

3,7 

3,9 

Platten- und 










Kunstspeisefett 

kg Reinfett 

1,0 

1,0 

1,1 

1,1 

1,1 

1,2 

1,1 

1,2 

Margarine 

kg Reinfett 

9,2 

8,5 

8,0 

7,7 

7,8 

7,9 

7,5 

7,6 

Margarine 

kg Produkt- 










gewicht 

11,6 

10,7 

10,0 

9,7 

9,8 

9,9 

9,4 

9,6 


Bestände bei den Ölmühlen, in der Margarineindustrie und in der Bundesreserve 
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XII. Außenhandel mit Ernährungsgütern 


a) Einfuhr 

1. Höhe der Einfuhr 

Die seit Jahren zu beobachtende Aufwärtsentwick- 
lung der Gesamteinfuhr hat sich im Wirtschaftsjahr 
1966/67 nicht fortgesetzt. Im Zusammenhang mit der 
konjunkturbedingten Dämpfung der Nachfrage nach 
Investitionsgütern sowie nach Verbrauchsgütern des 
gehobenen Bedarfs ging die Gesamteinfuhr gegen- j 
über dem Vorjahr um 4 zurück, sie erreichte einen | 
Wert von 70,2 Milliarden DM. ; 

Der Einfuhrrückgang erfaßte nahezu alle Waren- , 
bereiche. Er war Jedoch bei den Gütern der Ernäh- i 
rungswirtschaft die 1966/67 24 Vo der gesamten Ein- 
fuhr ausmachten, etwas stärker ausgeprägt ( — dVo) , 
als bei den Gütern der gewerblichen Wirtschaft ! 

b Der Begriff „Güter der Ernährungswirtschcift" umfaßt ! 
in diesem Bericht — anders als in früheren Berichten, 
aber in Übereinstimmung mit den Veröffcnthchungen 
des Statistischen Bundesamtes — auch Kaffee und 
Tabak. 


{ J,5" ()). Der Umfang der ernährungswirtschaftli- 

chen Einfuhr verringerte sich im Berichtsjahr nicht 
zuletzt deswegen, weil die inländische Nahrungs- 
mittelproduktion anstieg. 1966/67 wurden für 
16,9 Milliarden DM Güter der Ernährungswirtschaft 
eingeführt. Bei den gewerblichen Gütern ging die 
Einfuhr von Fertigerzeugnissen stärker zurück als 
die Einfuhr von Rohstoffen und Halbwaren. 

Die Veränderungen im Wert der Einfuhr beruhen 
nicht nur auf Mengenänderungen, sondern auch auf 
den Veränderungen der Preise, Die durchschnittli- 
chen Einfuhrpreise, die in den letzten Jahren eine 
steigende Tendenz zeigten, haben sich seit Mitte 
1966 rückläufig entwickelt, doch verlief die Entwick- 
lung in den Wirtschaftsbereichen nicht einheitlich. 
Bei den Ernahrungsgütern lagen die die Entwicklung 
der Einfuhrpreise widerspiegelnden Durchschnitts- 
werte der Einfuhr 1966/67 um 2,5 Vo unter denen des 
Vorjahres. Die Durchschnittswerte bei Gütern der 
gewerblichen Wirtschaft gaben nur um knapp 1 ko 
nach, hieran hatten die Rohstoffe den wesentlichen 
Anteil. 


Tabelle 44 


Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 


Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

1960 61 

1961/62 

1962/63 

1963 '64 j 

1964 65 1 

1965/66 

1966/67 




Millionen DM 






EWG-Mitgliedstaaten . 

2 356 

3 243 

3 315 

4 090 

4 143 

4 341 

5 121 

6 402 

6 234 

Drittländer 

7 395 

8 094 

7 580 

9 489 

8 539 

8 951 

9 837 

11 539 

10 633 

insgesamt . . . 

9 751 

1 1 337 

10 895 

13 579 

12 682 

13 292 

14 958 

17 941 

16 867 

Anteil der Herstellungsländer 

an der e 

rnahrungswirtschaftlichen Einfuhr in ^/o 



EWG-Mitgliedstaaten . 

24,2 

28,6 

30,4 

30,1 

32,7 

32,7 

34,2 

35,7 

37,0 

Drittländer 

75,8 

71,4 

69,6 

69,9 

67,3 

67,3 

65,8 

64,3 

63,0 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Veränderung der Einfuhr 

1966 67 gegenüber dem angegebenen 

Wirtschaftsjahr in 

" 0 


EWG-Mitgliedstaaten . 

+ 165 

+ 92 

+ 88 

+ 52 

+ 50 

+ 44 

+ 22 

- 3 


Drittländer 

+ 44 

+ 31 

+ 40 

+ 12 

+ 25 

+ 19 

+ 8 

- 8 


insgesamt . . . 

+ 73 

+ 49 

+ 55 

+ 24 

+ 33 

+ 27 

+ 13 

- 6 


L . - 

. 

. - 


- — 



— 
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Noch stärker als die rückläufigen Preise trug zu ' 
dem Rückgang der deutschen Einfuhr im Berichtsjahr 
che verminderte Mengennachtrage bei. Das die Men- 
genentwicklung kennzeichnende Einfuhrvolumen ist 
1966, 67 bei Ernährungsgütern um 4 o gesunken, bei 
den Gütern der gewerblichen Wirtschaft betrug der ^ 
Rückgang nur 2 ‘^/o. 

2. Herkunft der Einfuhr i 

Bei der Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
haben auch im Wirtschaftsjahr 1966/67 die EWG- : 
Mitgliedstaaten als Handelspartner an Bedeutung I 
gewonnen und der Anteil der Drittländer an der 
deutschen Einfuhr ging weiter zurück. Dies trifft so- 
wohl für die Einfuhr von Waren des gewerblichen 
Sektors als auch für die von Gütern der Ernäh- 
rungswirtschaft zu. Im Agrarbereich wird diese Ent- 
wicklung nicht allein durch den Abbau der Zoll- und ^ 
Kontingentschranken, sondern auch durch die Er- 
richtung gemeinsamer Marktorganisationen voran- 
getrieben. 

Tabelle 45 

Anteil der EWG-Mitgliedstaaten und Drittländer 
an der Einfuhr 

in ^, 0 

EWG- P, ... 

Wirtschaftsjahr Mitglied- " ; 

Staaten ^ 


ningsgütcM'n stärlau- als bei denen der gewerblichen 
Wirtscha ft. 

D(U' Wcu't der Einluhr von Ernährungsgütern aus 
den Ländern der Gemeinschaft lag 1966/67 mit 
6,2 Milliarden DM um 3 ‘‘/u niedriger als im Vorjahr. 
Damit wurde die seit 1958/59 anhaltende Aufwärts- 
entwicklung dieser Einfuhr unterbrochen. Noch stär- 
ker ist 1966/67 die ernährungswirtschaftliche Ein- 
fuhr aus Drittländern (10,6 Milliarden DM) zurück- 
gegangen, nämlich um 8 ^*/o gegenüber dem Vorjahr; 
doch hatte die Einfuhr aus Drittländern im Berichts- 
jahr immerhin noch einen Anteil von 63 ®/o an der 
ernährungswirtschaf fliehen Einfuhr. 

ln dieser Veränderung des Wertes der ernäh- 
rungswirtschaftlichen Einfuhr spiegelt sich nicht un- 
bedingt eine entsprechende Entwicklung des Einfuhr- 
volumens wider. Das Statistische Bundesamt hat die 
Indizes des Einfuhrvolumens und der Durchschnitts- 
werte der Einfuhr getrennt nach Herkunftsländern 
der Einfuhr berechnet. Danach beruht der Rückgang 
des Wortes der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr 
aus EW^G-Mitgliedstaaten 1966/67 gegenüber dem 
Vorjahr vollständig auf einem Rückgang des Durch- 
schnittswertes der Einfuhr, während das Volumen 
leicht angesiiegen ist. Bei der ernährungswirtschaft- 
lichen Einfuhr aus Drittländern sind Volumen und 
Durchschnittswert der Einfuhr gesunken. 

Die wichtigsten Herkunftsländer für die ernäh- 
rungswirtschaftliche Einfuhr waren 1966/67 die glei- 
chen wie im Vorjahr: Niederlande (mit einem Anteil 

S c h a u b i 1 d 13 


Güter der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 


1958/59 

24,2 

75,8 

100 

1964/65 

34,2 

65,8 

100 

1965/66 

35,7 

64,3 

100 

' 1966/67 

37,0 

63,0 

100 

Güter 

der gewerblichen Wirtschaft 

(ohne Kaffee und Tabak) 


' 1958/59 

27,5 

72,5 

100 

1964/65 

37,5 

62,5 

100 

, 1965/66 

39,0 

61,0 

100 

1966/67 i 

39,3 

60,7 

100 


Einfuhr insgesamt 


■ 1958/59 

26,5 

73,5 

100 

; 1964/h5 

36,8 

63,2 

100 

1965/66 

38,2 

61,8 

100 

j 1966/67 

38,7 

61,3 

100 


Die Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland ins- 
gesamt kam im Berichtszeitraum zu 38,7 ®/o aus EWG- 
Mitgliedstaaten (Vorjahr 38,2^0). Bei der Einfuhr 
von Ernährungsgütern betrug dieser Anteil 37 Vo 
(Vorjahr 35,7 ^/o), bei den Gütern der gewerblichen 
Wirtschaft 39,3 Lo (Vorjahr 39,0 ^/o). Nach wie vor 
überwog die Einfuhr aus Drittländern bei den Ernäh- 


Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 



1 958 / 59 =100 



1958/59 59/60 60/61 61/62 62/63 63/64 64/65 65/66 66/67 
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von 14,3 « o), USA (13,4 Vo), Frankreich (11,1 Ao), Ita- 
lien (8,9 ‘Fo) und Dänemark (3,8 Von diesen Län- 
dern konnten allein die Niederlande ihre Ausfuhr 
nach der Bundesrepublik Deutschland vergrößern. In 
der Rangfolge haben sie die USA als bisheriges 
Hauptlieferlaiid an Bedeutung übertroffen. Die Ein- 
fuhr aus den übrigen genannten Staaten ging 1966/67 
gegenüber dem Vorjahr zurück, vor allem aus Däne- 
mark ( -25 ^/o). Auch aus den Ostblockstaaten zusam- 
men, aus denen 1966 67 6‘’/o der deutschen Einfuhr 
von Ernährungsgütern stammten, wurde etwas weni- 
ger eingeführt als im Vorjahr, aber mehr als in den 
davorliegenden Jahren. 

3. Einfuhr von Marktordnungswaren 

Rund 44 ^/o der Einfuhr von Gütern der Ernäh- 
rungswirtschaft entfielen 1966/67 auf Erzeugnisse, 
deren Markt gemeinsamen EWG-Regelungen unter- 


liegt. Der Anteil dieser Marktordnungswaren an der 
ernährungswirtschaftlichen Gesamteinfuhr ging 
1966/67 gegenüber dem Vorjahr leicht zurück. Von 
der aus EWG-Mitgliedstaaten stammenden ernäh- 
rungswirtschaftlichen Einfuhr waren mehr als zwei 
Drittel Marktordnungswaren, während es von der 
Einfuhr aus Drittländern nur knapp ein Drittel war. 

Da es sich bei den eingeführten Marktordnungs- 
waren vornehmlich um Produkte handelt, die mit 
den heimischen Erzeugnissen auf dem Inlandsmarkt 
in Konkurrenz treten, wird die Höhe der Einfuhr in 
starkem Maße von dem Umfang der deutschen Er- 
zeugung mitbestimmt. Sie war in den konkurrie- 
renden Erzeugnisgruppen im Wirtschaftsjahr 
1966/67 im allgemeinen größer als im Vorjahr. 
Gleichzeitig sanken die Einfuhrpreise für Marktord- 
nungswaren nach dem vom Statistischen Bundesamt 
berechneten Index der Einkaufspreise für Auslands- 


Tabelle 46 


Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren i) 


Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/Ü4 

1964/65 

1965/66 

1966/67 




Millionen DM 






EWG-Mitgliedstaaten .... 

1583 

2270 

2230 

2691 

2681 

2776 

3252 

4248 

4197 

Drittländer 

3250 

3444 

3084 

4406 

3136 

3170 

3275 

3944 

3259 

insgesamt . . . j 

4833 

5714 

5314 

7097 

5817 

5946 

6527 

8192 

7456 

Anteil der EWG-Marktordnungswaren an der ernährungswirtschaftlichen 

Gesamteinfuhr 



(einschließlich Kaffee und Tabak) in Vo 





EWG-Mitgliedstaaten .... 

67,2 

70,0 

67,3 

65,8 

64,7 

63,9 

63,5 

66,4 

67,3 

Drittländer 

43,9 

42,6 

40,7 

46,4 

36,7 

35,4 

33,3 

34,2 

30,6 

insgesamt ... 

49,6 

50,4 

48,8 

52,3 

45,9 

44,7 

43,6 

45,7 

44,2 

Anteil der Herstellungsländer an der Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren in 

Vo 


EWG-Mitgliedstaaten .... 

32,8 

39,7 

42,0 

37,9 

46,1 

46,7 

49,8 

51,9 

56,3 

Drittländer 

67,2 

60,3 

58,0 

62,1 

53,9 

53,3 

50,2 

48,1 

43,7 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Veränderung der Einfuhi 

• von EWG-Marktordnungswaren 1966/67 




gegenüber dem angegebenen Wirtschaftsjahr in Vo 




EWG-Mitgliedstaaten .... 

+ 165 

+ 85 

+ 88 

+ 56 

+ 57 

+ 51 

+ 29 

- 1 

. 

Drittländer 

— 

- 5 

+ 6 

“26 

+ 4 

+ 3 

- 1 

-17 

• 

insgesamt . . . 

+ 54 

+ 30 

+ 40 

+ 5 

+ 28 

+ 25 

+ 14 

- 9 



Ü Waren der Verordnungen Nr. 19 bis 24 sowie 13/64, 14/64, 16/64 (Getreide, Schlachtschweine und Schweine- 
fleisch, Eier, Geflügel, Obst und Gemüse, Wein, Milcherzeugnisse, Rinder und Rindfleisch, Reis) 
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Tabelle 47 

Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr 

in Vo 


Erzeugnisgruppe 

Erzeugnis 

1958/59 

; 

i 

1959 60 

1960/6! 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Ernährungsgüter 

insgesamt 

! (einschließlich Kaffee 

' und Tabak) 

24,2 

28,6 

Anteil am Wert 

30,4 30,1 

32,7 

32,7 

34,2 

35,7 

37,0 

EWG-Marktordnungs- 
' waren ^) 

32,8 

39,7 

42,0 

37,9 

46,1 

46,7 

49,8 

51,9 

56,3 

Nicht-Marktordnungs- 
i waren 

15,7 

17,3 

19,4 

21,6 

21,3 

21,3 

22,2 

22,1 

21,6 

Weizen und Weizen- 
erzeugnisse 

12,7 

Anteil an der Menge 

23,4 22,6 15,8 12,8 

13.4 

11,6 

20,3 

19,4 

übrige Getreidearten und 

1 Getreideerzeugnisse . . . 

4,0 

13,3 

17,4 

13,8 

18,2 

30,1 

37,5 

39,6 

41,9 

Getreide- und Getreide- 
erzeugnisse zusammen 

8,0 

17,2 

20,1 

14,7 

16,2 

24,0 

30,8 

35,1 

36,2 

Reis und Reiserzeugnisse 

28,0 

13,3 

14,2 

18,8 

10,2 

9,0 

22,3 

13,1 

17,4 

Frischgemüse 

84,9 

76,1 

81,1 

79,4 

80,0 

78,0 

78,3 

79,5 

76,3 

Frischobst 

75,1 

76,5 

82,2 

76,7 

72,5 

73,5 

72,4 

76,8 

77,2 

Zitrusfrüchte 

26,5 

21,9 

18,7 

19,0 

19,0 

15,7 

19,1 

15,8 

17,4 

Wein 

63,4 

66,3 

70,7 

72,8 

77,1 

79,2 

68,4 

68,6 

59,8 

! Schlachtschweine und 

Schweinehälften 

9,0 

27,3 

27,1 

22,9 

41,7 

17,4 

9,2 

21,5 

25,0 

Schweinefleisch- 
erzeugnisse und 
! Schlachtabfälle 

37,8 

36,8 

48,1 

40,3 

42,9 

30,6 

38,6 

42,4 

48,9 

Schlachtschweine, 
Schweinefleisch usw. 

zusammen 

22,7 

32,2 

37,3 

32,1 

42,4 

26,1 

30,1 

32,3 

40,4 

Schlachtrinder und 
-kälber, lebend, in 
Hälften oder Viertel . . 

2,6 

16,8 

21,9 

26,8 

27,7 

26,1 

24,2 

22,1 

41,9 

Rind- und Kalbfleisch- 
1 erzeugnisse und 

Schlachtabfälle 

65,3 

56,0 

63,5 

59,8 

54,9 

51,6 

41,0 

36,0 

50,0 

Rinder, Rindfleisch usw. 
zusammen 

8,1 

20,1 

26,1 

30,9 

31,1 

28,7 

26,0 

23,7 

43,4 

Schlachtgeflügel und 
Geflügelfleisch- 
erzeugnisse 

44,8 

35,1 

36,4 

30,9 

44,8 

47,2 

57,3 

63,8 

71,6 

Eier und Eiprodukte .... 

50,4 

54,1 

58,6 

64,2 

71,4 

71,7 

77,4 

63,0 

76,8 

Käse 

44,7 

48,8 

54,8 

54,9 

56,0 

57,6 

59,0 

62,3 

63,2 

Butter 

17,3 

41,1 

88,9 

47,3 

48,2 

48,2 

86,3 

70,0 

71,0 

Trockenmilch 

30,2 

37,2 

66,1 

64,3 

55,8 

61,7 

67,7 

83,9 

74,4 

Kondensmilch 

45,4 

97,2 

98,8 

98.0 

98,5 

99,0 

97,4 

99,1 

99,7 


h Waren der Verordnungen Nr. 19 bis 24 sowie 13/64, 14/64, 16/64 (Getreide, Schlachtschweine und Schweinefleisch, 
Eier, Geflügel, Obst und Gemüse, Wein, Milcherzeugnisse, Rinder und Rindfleisch, Reis) 
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güter im Durchschnitt um 3 Vo. Im ganzen hat sich die 
Einfuhr von Marktordnungswaren in die Bundes- 
republik Deutschland 1966/67 gegenüber dem Vor- 
jahr wertmäßig um 9 °/o vermindert. Während jedoch 
der Wert der Einfuhr von Marktordnungswaren aus 
EWG-Mitgliedstaaten im Vergleich zum Vorjahr nur 
unbedeutend sank, ging die Einfuhr aus Drittländern 
um 17®/o zurück. Damit setzte sich die Verlagerung 
der Einfuhr zugunsten der Länder der Gemeinschaft 
weiter fort. Dagegen hat sich bei der Einfuhr von 
Nichtmarktordnungswaren 1966/67 der Anteil der 
Drittländer gegenüber dem Vorjahr ■ — trotz des 
absoluten Rückganges dieser Einfuhr — wieder 
leicht erhöht (auf 78°/o). Bei diesen marktordnungs- 
freien Erzeugnissen handelt es sich zu einem großen 
Teil um Ernährungsgüter, die in der Gemeinschaft 
gar nicht oder nicht ausreichend erzeugt werden kön- 
nen. 

Der Rückgang der Einkaufspreise für Ausiands- 
güter war nach den Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes bei Marktordnungswaren aus EWG- 
Mitgliedstaaten stärker ( — 5Vo) als bei diesen Wa- 
ren aus Drittländern (^2®/o), er übertraf auch den 
Rückgang des Wertes der Einfuhr aus den Ländern 
der Gemeinschaft. Folglich dürfte, entgegen der Ent- 
wicklung bei der Einfuhr aus Drittländern, das 
Volumen der Einfuhr von Marktordnungswaren aus 
EWG-Mitgliedstaaten 1966/67 weiter zugenommen 
haben. An dem Rückgang der Einkaufspreise waren 
jedoch nicht alle Marktordnungswaren gleicher- 
maßen beteiligt. 

Bei den einzelnen Marktordnungswaren hat sich 
der aus EWG-Mitgliedstaaten stammende Anteil an 
der Einfuhrmenge unterschiedlich entwickelt. Klar 
rückläufig war die Entwicklung von 1965/66 auf 
1966/67 lediglich bei Weizen, Wein, Trockenmilch 
und Frischgemüse. Bei allen anderen Produkten ist 
der Anteil der EWG-Mitgliedstaaten mehr oder 
weniger stark angestiegen, vor allem bei der Einfuhr 
von Fleisch und Schlachtvieh. 


b) Ausfuhr 

1. Höhe der Ausfuhr 

Im Gegensatz zur Einfuhr hat sich die Gesamt- 
ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland im Wirt- 
schaftsjahr 1966/67 stark ausgedehnt. Sie stieg 
gegenüber dem Vorjahr um reichlich 12^/0 an und 
erreichte einen Wert von 84,7 Milliarden DM. Da- 
durch erhöhte sich, nach dem Rückgang in den bei- 
den vorauf gegangenen Wirtschaftsjahren, auch der 
Exportüberschuß, er erreichte mit 14,5 Milliarden DM 
eine neue Rekordhöhe. 

Die Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 
spielt im Rahmen der gesamten Ausfuhr der Bundes- 
republik weiterhin eine untergeordnete Rolle. Sie 
hatte 1966/67 mit 2,6 ®/o den gleichen Anteil an der 
Gesamtausfuhr wie im Vorjahr. Der Wert der ernäh- 
rungswirtschaftlichen Ausfuhr nimmt seit Jahren 
stetig zu. 1966/67 lag er mit 2,2 Milliarden DM um 
14 Vo höher als im Vorjahr und auch wesentlich 
höher als 1958/59. Hierin zeigen sich u. a. die Früchte 
jahrelanger Bemühungen um eine Absatzförderung 
im Ausland. Die Zunahme der ernährungswirtschaft- 


lichen Ausfuhr im Wirtschaftsjahr 1966/67 war da- 
mit gegenüber dem Vorjahr etwas stärker als die 
der Ausfuhr von Gütern der gewerblichen Wirt- 
schaft ( + 12®/o). Für die Entwicklung der Ausfuhr- 
werte sind — wie bei der Einfuhr • — auch die Ver- 
änderungen der Preise mitbestimmend. Da die Aus- 
fuhrpreise im ganzen rückläufig waren, ergibt sich, 
daß die Ausfuhr von Ernährungsgütern dem Volu- 
men nach noch stärker gestiegen ist (um 19 Vo) als 
wertmäßig. 

2. Aufgliederung der ernährungswirtschaftlichen 
Ausfuhr 

Unter den im Wirtschaftsjahr 1966/67 exportier- 
ten Ernährungsgütern waren 44,2 Vo Marktordnungs- 
waren. Das ist ein geringerer Anteil als in den letz- 
ten drei Wirtschaftsjahren. Die Ausfuhr von Nicht- 
marktordnungswaren nahm 1966/67 im Vergleich 
zum Vorjahr relativ stärker zu (um 19®/o) als die 
Ausfuhr von Marktordnungswaren (8°/o). Die weitere 
Entwicklung bei der Ausfuhr von Marktordnungs- 
waren wird in starkem Maße von der Handhabung 
des in den gemeinsamen EWG-Marktordnungen ver- 
ankerten Erstattungsverfahrens abhängen. 

In der Zusammensetzung der Ausfuhr von Markt- 
ordnungswaren sind 1966/67 stärkere Verschiebun- 
gen gegenüber dem Vorjahr zu vermerken. Der Wert 


Schaubild 14 

Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 
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der Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
ist um 25 ®/o gesunken, so daß ihr Anteil an der Aus- 
fuhr von Marktordnungswaren auf 36 ®/o (Vorjahr: 
53 Vo) zurückging. Dennoch blieben Getreide und Ge- 
treideerzeugnisse die wichtigste Warengruppe inner- 
halb des ernährungswirtschaftlichen Exports. Dem- 
gegenüber nahm die Ausfuhr von Milch und Milch- 
erzeugnissen wertmäßig um 37 gegenüber dem 
Vorjahr zu, die von Rindfleisch sogar um 121 ®/o, so 
daß im Berichtszeitraum auf Milcherzeugnisse — 
vornehmlich durch die stark gestiegene Ausfuhr von 
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Magermilchpulver und Käse — • 33 ®/o der ernäh- 
rungswirtschaftlichen Ausfuhr (Vorjahr: 26 ‘^/o) und 
auf Vieh und Fleisch 17 ^/o (Vorjahr: 8 Vo) entfielen. 

Die Zunahme der deutschen Ausfuhr von Ernäh- 
! rungsgütern im Berichtsjahr 1966/67 ergab sich 
: allein aus größeren Lieferungen an die EWG-Mit- 
j gliedstaaten, die Waren im Werte von über 1 Mil- 
liarde DM aufnahmen. Dies war bisher mit Abstand 
j die größte Ausfuhr in diese Länder. Sie lag um 
38 ^/o höher als im Vorjahr und machte 46 ^/o der 


Tabelle 48 


Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 


Verbrauchsländer 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

196A65 

1965/66 

1966/67 j 

Ernährungsgüter (einschließlich 

Kaffee und Tabak) insgesamt in Millionen DM 

i 

j 

EWG-Mitgliedstaaten . . . 

335 

389 

391 

375 

423 

571 

703 

742 

1 027 j 

Drittländer 

599 

651 

707 

747 

749 

955 

1 073 

1 210 

1 193 i 

insgesamt . . . 

934 

1 040 

1 098 

1 122 

1 172 

1 526 

1 776 

1 952 

2 220 1 

^ Anteil der Verbrauchsländer an der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr in 'Vo 



EWG-Mitgliedstaaten . . . 

35,9 

37,4 

35,6 

33,4 

36,1 

37,4 

39,6 

38,0 

46,3 ' 

Drittländer 

64 J 

62,6 

64,4 

66,6 

63,9 

62,6 

60,4 

62,0 

53,7 

1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

, ' 

1 

1 

EWG-Marktordnungswaren i) in 

Millionen DM 




EWG-Mitgliedstaaten . . . 

143 

167 

181 

163 

123 

194 

292 

301 

475 

Drittländer 

240 

260 

319 

347 

315 

488 

538 

608 

507 

insgesamt . . . 

383 

427 

500 

510 

438 

682 

830 

909 

982 

Anteil der EWG-Marktordnungswaren an der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr in 


EWG-Mitgliedstaaten . . . 

42,6 

42,8 

46,2 

43,5 

29,1 

34,0 

41,5 

40,6 

46,2 

Drittländer 

40,1 

40,0 

45,2 

46,4 

42,1 

51,0 

50,2 

50,2 

42,5 

1 insgesamt , . . 

41,0 

41,0 

45,6 

45,4 

37,4 

44,7 

46,7 

46,6 

44,2 

Anteil der Verbrauchsländer an der Ausfuhr von 

EWG-Marktordnungswaren h 

in ®/o 


EWG-Mitgliedstaaten . . . 

37,3 

39,0 

36,1 

32,0 

28,1 

28,5 

35,1 

33,1 

48,4 

Drittländer 

[ 

62,7 

61,0 

63,9 

68,0 

71,9 

71,5 

64,9 

66,9 

51,6 

! 

1 insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Waren der Verordnungen Nr. 19 bis 24 sowie 13/64, 14/64, 16/64 (Getreide, Sdilachtschweine und Schweinefleisch, 
Eier, Geflügel, Obst und Gemüse, Wein, Rinder und Rindfleisch, Reis) 
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ei nährungswirtschattlichen Ausfuhr aus. In diesem 
Exportanstieg ist eine höhere Ausfuhr sowohl von 
Marktordnungs waren als auch — in geringerem 
Ausmaß — von Nichtmarktordnungswaren enthal- 
ten. Der Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der 
Ausfuhr von Marktordnungsgütern erreichte sogar 
48 0 . 

Die ernährungswirtschaftliche Ausfuhr in Dritt- 
länder nahm 1966/67 geringfügig ab. Anders als im 
Handel mit EWG-Mitgliedstaaten blieb dabei die 
Ausfuhr von Marktordnungswaren nach Drittlän- 
dern beträchtlich unter dem Niveau des Vorjahres I 
(um 17 *^ ()). Dies liegt am Rückgang der Ausfuhr von ! 
Getreide und Getreideerzeugnissen sowie von Rind- | 
fleisch in Drittländer. Die Ausfuhr von Nichtmarkt- i 
ordnungswaren in Drittländer nahm dagegen um i 
1 4 ®/o zu. 


Eine Aufgliederung dt^r y\usfuhr nach EWG-Mit- 
gliedstaafen und Drittländern zeigt bei den einzel- 
nen Warengruppen recht unterschiedliche Anteile. 
Einen besonders hohen Anteil haben die Drittländer 
am Wert der deutschen Ausfuhr von Getreide und 
Getreideerzeugnissen (85 Ao), sowie an der Ausfuhr 
von Wein (89”/o), Geflügel (78 Ao) und Eiern (76 ‘t o). 
Demgegenüber geht der größte Teil der ausgeführ- 
ten Milcherzeugnisse (74 ^V'o) und des exportierten 
Rindfleisches (89 ‘Vo) in die EWG-Mitgliedstaaten. 
Von der Ausfuhr von Schweinefleisch nahmen beide 
Ländergruppen je die Hälfte auf. 

Hauptabnehmerländer für die deutsche ernäh- 
rungswirtschaftliche Ausfuhr waren 1966/67; Italien 
(mit einem Anteil von 18,7 Ao), Frankreich (ll,8Ao), 
die Niederlande (9,3 ^,0), die Schweiz (8,6 Ao) und 
Österreich (6,6 Ao). 


XIII. Sonstige Marktregelungen 


a) Zucker 

Vom 1. Juli 1968 an wird der Zuckermarkt durch 
eine gemeinsame Marktorganisation geregelt wer- 
den, deren Errichtung der Rat der EWG am 26. Juli 
1966 beschloß. Damit wird die in der Bundesrepublik 
Deutschland bestehende Marktordnung abgelöst. Das 
laufende Wirtschaftsjahr 1967/68 ist das letzte Jahr, 
in dem die Milgliedstaaten der EWG noch ihre natio- 
nalen Marktordnungen und Preisregelungen anwen- 
den können. Um eine reibungslose Überleitung auf 
die gemeinsame Marktorganisation zu sichern, wur- 
den für 1967/68 gemeinsame Regeln erlassen. 

1. Produktion und Absatzlage 1966/67 

Das Wirtschaftsjahr 1966/67 stand im Zeichen 
einer überdurchschnittlichen Ernte. Auf 293 700 ha 
Zuckerrübenanbaufläche wurden durchschnittlich 
432 dz Rüben je ha geerntet. Der Zuckerertrag je 
Hektar belief sich auf über 59 dz und erbrachte eine 
Gesamterzeugung von 1,76 Millionen t Zucker. Da- 
gegen war 1966 67 der Absatz der Zuckerfabriken 
und Importeure von Zucker für die menschliche Er- 
nährung kleiner als im Vorjahr. Er betrug 1 742 000 t 
(Juli/ Juni 1966/67), das sind 6 Ao weniger. Die Zuk- 
kereinfuhr für die menschliche Ernährung be- 
schränkte sich auf handeis vertragliche Verpflichtun- 
gen; sie hatte mit 80 000 t im Rahmen der gesamten 
Versorgung nur eine geringe Bedeutung. Für Futter- 
zwecke wurden außerdem 302 000 t Zucker ein- 
geführt, und zwar 182 000 t aus Mitgliedstaaten und 
120 000 t aus Drittländern. Die deutschen Zucker- 
fabriken lieferten 9000 t Futterzucker. 

Nach der derzeitigen deutschen Marktordnung be- 
trägt der festgesetzte Mindestpreis DM 7,25 je 100 kg 


j Zuckerrüben mit 15,5 Ao Zuckergehalt. Infolge des 
I höheren Zuckergehaltes wurden 1966/67 im Bundes- 
I durchschnitt DM 7,47 je 100 kg Rüben erzielt. 

I 

2. Übergangsregelungen 1967/68 

Am 1. Juli 1967 begann das Übergangsjahr und 
damit das letzte Jahr, in dem die EWG-Mitglied- 
staaten noch ihre nationalen Marktordnungen und 
Preise anwenden können. Mit der Verordnung 
Nr. 44/67 vom 21. Februar 1967 hat der Rat der EWG 
1 verschiedene gemeinsame Regeln erlassen, die im 
[ Wirtschaftsjahr 1967/68 eine reibungslose Über- 
I leitung auf die am 1. Juli 1968 beginnende gemein- 
same Marktorganisation für Zucker gewährleisten 
sollen. 

Bei dieser Übergangsverordnung handelt es sich 
um eine Rahmenvorschrift, die inzwischen durch vier 
Durchführungsverordnungen des Rates, acht Durch- 
führungsverordnungen der Kommission sowie durch 
mehrere Kommissionsentscheidungen ergänzt wor- 
’ den ist. Diese Bestimmungen finden Anwendung auf 
Zuckerrüben, Rüben- und Rohzucker sowie verschie- 
dene andere Zuckersorten (z. B. Sirupe, Invertzuk- 
ker, Kunsthonig). 

Die wichtigsten Regelungen sind: 

I — Der Abstand der nationalen Zuckerpreise im 
Wirtschaftsjahr 1966/67 zum beschlossenen, ab 
I 1. Juli 1968 geltenden Interventionspreis von 
I 84,92 DM je 100 kg Weißzucker darf nicht ver- 
größert werden. 

— Die Einfuhr von Zucker erfolgt auf der Grundlage 
öffentlicher Ausschreibungen, wie dies schon bis- 
I her in der Bundesrepublik Deutschland üblich 
war. Bei der Zuschlagerteilung genießen die Mit- 
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gliedstaaten eine Präferenz. Der Unterschied zwi- 
schen dem Zuckerpreis des einführenden Mit- 
gliedstaates und dem jeweiligen Angebotspreis 
wird abgeschöpft. Desgleichen wird bei der Ein- 
fuhr von Zuckerrüben eine Abschöpfung er- | 
hoben. ! 

— Die Verordnung sieht Erstattungen beim Export I 

von Zucker vor, ferner Denaturierungsprämien j 
für Zucker, der für Futterzwecke bestimmt ist, j 
und Produktionserstattungen für Zucker, der in | 
der chemischen Industrie verwendet wird. i 

— Um es zum Beginn des gemeinsamen Marktes am 
l. Juli 1968 nicht zu übergroßen Anfangsbestän- 
den kommen zu lassen und um die Belastung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft in Grenzen zu halten, wird 
die gemeinsame Preis- und Absatzgarantie für 
das Wirtschaftsjahr 1967/68 auf folgende Pro- , 


duktionsmengen beschränkt: | 

Bundesrepublik Deutschland 1 700 000 t i 

Frankreich 2 300 000 t ■ 

Italien 1 230 000 t 

Niederlande 575 000 t 

Belgien 530 000 t : 

zusammen ... 6 335 000 t 


Darüber hinaus erzeugte Mengen dürfen im Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 nicht auf dem Binnenmarkt 
der Gemeinschaft abgesetzt, können aber unter j 
bestimmten Voraussetzungen auf die Quoten des ' 
Wirtschaftsjahres 1968/69 angerechnet werden, j 

3. Marktregelungen 1968/69 

Für das am 1. Juli 1968 beginnende Wirtschafts- 
jahr hat der Rat schon am 24. Juli 1966 die gemein- 
samen Preise festgesetzt, und zwar: 

den Mindestpreis 

für Zuckerrüben auf 6,80 DM je dz Rüben '), 

den Interventionspreis 

für Weißzucker auf 84,92 DM je dz Zucker, 

den Richtpreis 

für Weißzucker auf 89,40 DM je dz Zucker. 

Sie beziehen sich auf das Hauptüberschußgebiet > 
der Gemeinschaft (Nordfrankreich, Benelux-Staaten, 
Bundesrepublik Deutschland). Für bestimmte Zu- 
schußgebiete ist eine Regionalisierung dieser Preise 
vorgesehen. Außerdem werden Schwellenpreise fest- 
gesetzt, die als Grundlage für die Berechnung der 
Abschöpfung bei Einfuhren dienen. Der neue Preis 
für Zuckerrüben entspricht etwa dem arithmetischen ' 
Mittel der bisherigen nationalen Rübenpreise (BRD j 
7,25 DM, Frankreich 5,24 DM, Italien 7,96 DM, Nie- ■ 
derlande 7,18 DM, Belgien 6,74 DM). Der Interven- | 
tionspreis gilt für die Standardqualität (Kategorie 3). 
Für die der deutschen Grundsorte entsprechende i 
Kategorie 2 ist ein Aufschlag von 2 DM je 100 kg, | 
für die Kategorie 1 (Raffinade) ein Aufschlag von 
4,40 DM je 100 kg auf den Preis von 84,92 DM vor- | 

h für einen Zuckergehalt von 16 " o, bei Anlieferung an j 
die Sammelstelle ohne Steuern. — Dieser Zuckergehalt 
dürfte einem Zuckergehalt von 15,5 ho an der Schneide- 
maschine entsprechen. j 
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gesehen. Der derzeitige vergleichbare deutsche Fest- 
preis für die Grundsorte (Kategorie 2) beträgt 
88,69 DM. Aus diesen Vergleichsangaben kann 
jedoch keine Aussage darüber abgeleitet werden, 
ob und ggf. welche regionalen Auswirkungen — 
nach der Ablösung der jetzt bundeseinheitlichen 
Festpreise -- auf die Verbraucherpreise zu erwarten 
sind. 

Der von der Kommission vorgelegte Vorschlag für 
die gemeinsame Marktorganisation ^) ab 1. Juli 1968 
enthält neben den bereits im Übergangsjahr ange- 
wandten Instrumenten der Marktregulierung (Aus- 
fuhr- und Produktionserstattungen, Denaturierungs- 
prämien) die Interventionspflicht und — zunächst für 
eine Übergangszeit von sieben Jahren — eine Quan- 
tumsregelung zur Vermeidung einer Übererzeugung. 
Außerdem sind Rahmcnvorschriften und Bestimmun- 
gen vorgesehen, die den Rübenanbauern einen an- 
gemessenen Anteil an den Erlösen der Zuckerfabri- 
ken sichern dürften. Zur Stabilisierung der Zucker- 
preise wird ein Lagerkostenausgleich eingeführt, der 
eine Kimzentratioii des Angebotes auf den Kampag- 
nezeitraum vermeiden soll; diese Maßnahme ersetzt 
das deutsche Freigabesystem. 

b) Kartoffeln und Stärke 

Gemäß einer Entscheidung des Rates der EWG 
vom 28. Juli 1964 entfiel im Jahre 1967 erstmalig die 
Sperrfrist für die Einfuhr von Frühkartoffeln aus 
EWG-Mitgliedstaaten. Die Bundesregierung hat 
stattdessen der Kommission die Absicht notifiziert, 
nach Art. 44 des Rom-Vertrages ein Mindestpreis- 
system für Frühkartoffeln anzuwenden, zumal 
andere EWG-Mitgliedstaaten von dieser Möglich- 
keit schon wiederholt Gebrauch gemacht haben. Die 
bei der Kommission notifizierten Mindestpreise wur- 
den jedoch erst unterschritten, als die Einfuhren 
praktisch ausgelaufen waren. Die dann einsetzenden 
Marktstörimgen wurden durch das anhaltende Über- 
angebot aus der heimischen Ernte verursacht. Eine 
Sperrung von Einfuhren brauchte daher 1967 nicht 
in Betracht gezogen zu werden. 

Der Rat setzte am 25. Juli 1967 rriit der Verord- 
nung Nr. 371 67 die Erstattung bei der Erzeugung 
von Getreide- und Kartoffelstärke und von Quell- 
mehl endgültig fest. Nach der Neuregelung des 
Stärkemarktes sind die Erzeugerpreise für Kartof- 
feln zur Herstellung von Stärke in der Bundes- 
republik Deutschland auf dem alten Niveau geblie- 
ben. Die bezuschußbare Produktionsmenge, die bis- 
her auf 30 000 t Stärke im Jahr beschränkt war, ist 
nicht mehr begrenzt. 

c) Lebende Pflanzen und Waren 
des Blumenhandels 

Mit dem Ziel, eine Marktorganisation zu errich- 
ten und bestehende Wettbewerbsverzerrungen ab- 
zubauen, hat die Kommission dem Rat drei Verord- 
nungsentwürfe vorgelegt, und zwar: 

“) enthalten in der Bundestagsdi ucksachc V 1284, vy!. 
auch den schriftlidien Bericht des Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten - — Drucksache 
Vh682 — 
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a) eine Verordnung des Rats über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für leben- 
de Pflanzen und Waren des Blumenhandels 

b) eine Verordnung des Rats über die Festsetzung 
von Qualitätsnormen für Bulben, Blumenzwie- 
beln und Knollen 

c) eine Verordnung des Rats über die Festsetzung 
von Qualitätsnormen für frische Schnittblumen 
und frisches Blattwerk 

Die langwierigen Verhandlungen über diese Ver- 
ordnungsentwürfe sind noch nicht abgeschlossen. 
Innerhalb der EWG hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land an dem Produktionswert dieser Sparte einen 
Anteil von rund 40 Vo; die Verkaufserlöse der deut- 
schen Betriebe für Blumen und Zierpflanzen sowie 
Baumschulerzeugnisse werden 1966/67 einen Wert 
von etwa 1,3 Milliarden DM erreichen. 

d) Rohtabak 

Die Kommission hat dem Rat am 4. Juli 1967 den 
Entwurf einer Verordnung über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Rohtabak übermittelt. Die Beratungen darüber sind 
noch nicht angelaufen. Die Voraussetzungen für 
diese Marktordnung sind in den einzelnen Mitglied- 
staaten sehr unterschiedlich (Tabakmonopole be- 
stehen in Italien und Frankreich); es ist daher mit 
schwierigen Verhandlungen zu rechnen. 

In dem Vorschlag der Kommission wird von 
Grundzielpreisen und Grundinterventionspreisen für 


typische in der Gemeinschaft angebaute Tabake aus- 
gegangen. Grundlage der preislichen Überlegungen 
sollen die Erlöse der Ernte 1967 bilden. Der Grund- 
interventionspreis soll 90®/o des Grundzielpreises be- 
tragen. Für die nicht typischen Tabaksorten sollen 
abgeleitete Preise festgelegt werden. Der Vorschlag 
sieht bei Abweichungen von der Grundqualität Zu- 
und Abschläge vor. 

Ferner ist vorgesehen, den Käufern von Rohtabak 
Prämien zu zahlen, mit denen der EWG-Produktion 
ein preislicher Vorsprung gegenüber vergleichbaren 
Weltmarktpreisen eingeräumt werden soll. 

Für die Einfuhr aus Drittländern gilt der gemein- 
same Zolltarif; im übrigen ist ein Lizenzsystem vor- 
gesehen. Für den Export denkt man an Erstattungen 
sowie an Zollbefreiungen für den Veredelungsver- 
kehr. Bei Marktstörungen sollen Schutzmaßnahmen 
einsetzen; für den Fall eines Überangebots bestimm- 
ter Tabaksorten werden Anbauquoten erwogen. 

Zusammen mit diesem Verordnungsentwurf lie- 
gen dem Rat Vorschläge der Kommission vor für 

— eine Verordnung über die anderen Verbrauch- 
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer, 
sowie Entwurf einer Entschließung des Rats be- 
treffend die Verbrauchsteuern auf Tabakwaren, 

— eine Verordnung über die staatlichen Handels- 
monopole für Tabakwaren, 

— eine Verordnung betreffend die assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar und die über- 
seeischen Länder und Gebiete. 


78 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/2277 


Anhang 


1. Grundlagen und Definitionen 


Getreide 

a) Regelung bis 30. Juni 1967 

Frei-Grenze-Preise bei Einfuhr aus Mitgliedstaaten 

Die Frei-Grenze-Preise werden auf Grund der Preise, die 
auf repräsentativen Märkten der exportierenden Mitglied- 
staaten ermittelt werden, zuzüglich einer Vermarktungs- 
spannc bis zur Grenze festgestellt. Sie werden von der 
Kommission wöchentlich festgesetzt. 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für jede Getreideart nach den 
günstigsten Einkaufsmöglichkeiten ermittelt. Dabei wer- 
den die Qualitätsdifferenzen der verschiedenen Sorten 
einer Getreideart gegenüber der für die Festsetzung der 
Schwellenpreise maßgebenden Standardqualität berück- 
sichtigt. Die cif-Preise werden von der Kommission im 
Regelfälle täglich festgesetzt. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für Getreide werden jährlich vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres durch Verordnung der Bun- 
desregierung in Kraft gesetzt. Die Schwellenpreise für 
Weichweizen, Roggen und Gerste werden auf der Grund- 
lage der Grundrichtpreise, die für den Platz Duisburg 
gelten, für den Grenzübergangsort Emmerich ermittelt. 
Dabei werden die Grundrichtpreise um die Qualitäts- 
differenz zwischen der deutschen Standardqualität und der 
für die Ermittlung der Schwellenpreise im EWG-Rahmen 
festgesetzten Qualität sowie um den Pauschbetrag erhöht 
und um die Vermarktungsspanne von Emmerich nach 
Duisburg vermindert. Die Schwellenpreise für Mais, Hafer 
und Sorghum werden in Relation zum Schwellenpreis für 
Gerste vor allem nach den Unterschieden im Futterwert 
festgesetzt. 

Abschöpfung 

Der Abschöpfungsbetrag je Mengeneinheit ist 

a) gegenüber Mitgliedstaaten die Differenz zwischen dem 
Schwellenpreis und dem Frei-Grenze-Preis, vermindert 
um den Pauschbetrag. Dieser ist die im innergemein- 
schaftlichen Handel gewährte Präferenz, 

b) gegenüber Drittländern die Differenz zwischen dem 
Schwellenpreis und dem cif-Preis. 

Erstattungen 

Für die Ausfuhr bestimmter Waren (von Getreide und 
Getreideerzeugnissen) werden Erstattungen gewährt und 
zwar 

bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten in Form einer 
Barerstattung, 

bei der Ausfuhr nach Drittländern grundsätzlich in Form 
der abschöpfungsfreien Einfuhr einer bestimmten Menge 
des der Ausfuhrpartie zugrunde liegenden Getreideroh- 
stoffes. 


b) Regelung ab 1. Juli 1967 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für Rotterdam für jede Getreide- 
art nach den günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem 
Weltmarkt ermittelt. Dabei werden die Qualitätsdifferen- 
zen der verschiedenen Sorten einer Getreideart gegen- 
über der für den Schwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität durch Koeffizienten ausgeglichen. Die cif-Preise 
werden von der Kommission täglich festgesetzt. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für Getreide werden jährlich vor 
dem 15. März vom Rat für das folgende Getreide- 
wirtschaftsjahr festgesetzt. Die Schwellenpreise für 
Weichweizen, Hartweizen, Gerste, Mais und Roggen 
werden für die Gemeinschaft so festgesetzt, daß der Ver- 
kaufspreis des eingeführten Erzeugnisses auf dem Markt 
in Duisburg unter Berücksichtigung der Qualitätsunter- 
schiede dem Richtpreis entspricht. Die Schwellenpreise 
werden auf der Basis Rotterdam berechnet. 


Abschöpfung 

Die Abschöpfung bei Einfuhren aus Drittländern ent- 
spricht für alle Erzeugnisse der Differenz zwischen cif- 
Preis und Schwellenpreis. Die Abschöpfung wird nur ge- 
ändert, wenn die Änderung dieser Berechnungsfaktoren 
eine Erhöhung oder Verminderung der Abschöpfung um 
0,6 RE je t oder mehr im Vergleich zur vorangegangenen 
Festsetzung nach sich zieht. 

Erstattung 

Eine Erstattung bei der Ausfuhr in Drittländer kann 
gewährt werden, um den Unterschied zwischen den Welt- 
marktpreisen und den Preisen der Gemeinschaft, soweit 
erforderlich, auszugleichen. Die Erstattung ist für die ge- 
samte Gemeinschaft gleich, sie erfolgt in bar. Sie kann 
je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlidi sein. 


Reis 

a) Regelung bis 31. August 1967 

Frei-Grenze-Preise bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten 

Die Frei-Grenze-Preise werden für geschälten rund- 
körnigen Reis ermittelt, und zwar auf Grund der auf 
repräsentativen Ausfuhrmärkten der Mitgliedstaaten be- 
stehenden günstigsten Einkaufsmöglichkeiten sowohl für 
geschälten Reis als auch für Rohreis und bearbeiteten 
Reis. Dem günstigsten Preis werden die Fracht- und Ver- 
marktungskosten bis zur Grenze des Einfuhrlandes hinzu- 
gerechnet. Um die einzelnen Angebote vergleichbar zu 
machen, werden sie unter Berücksichtigung der Qualitäts- 
unterschiede, der Bearbeitungskosten und des Wertes der 
Nebenprodukte auf geschälten Reis umgercchnet. 

Die Frei-Grenze-Preise für Bruchreis werden in ähn- 
licher V/eise ermittelt. 


79 



Drucksache V/2277 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Die Frei-Grenze-Preisc werden von der Kommission im 
Regelfälle am 15. und am letzten Tage eines Monats 

festgesetzt. 


cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für geschalten Rundkornreis er- 
mittelt, und zwar auf Grund der günstigsten Einkaufs- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt sowohl fiir geschälten 
Reis als auch für Rohreis und bearbeiteten Reis. Um die 
einzelnen Angebote vergleichbar zu machen, werden sie 
unter Berücksichtigung der Qualitätsunterschiede, der 
Bearbeitungskosten und des Wertes der Nebenprodukte 
auf geschälten Reis iimgerechnet. 

Die cif-Preise für Bruchreis werden gleichfalls unter 
Zugrundelegung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten 
auf dem Weltmarkt ermittelt. 

Die cif-Preise werden von der Kommission im Regel- 
fälle einmal wöchentlich festgesetzt. 


Schwellenpreise 

Es wird jährlich ein Schwellenpreis für geschallen Reis 
und ein Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. Der 
Schwellenpreis für geschälten Reis wird für rundkörnigen 
Reis auf der Basis einer für alle Mitgliedstaaten ver- 
bindlichen einheitlichen Standardqualität iestgelegt. Der 
Schwellenpreis für Bruchreis entspricht dem um einen 
bestimmten Prozentsatz verringerten Schwellenpreis für 
geschälten Reis. 

Die Mitgliedstaaten mit eigener Erzeugung setzen die 
Schwellenpreise selbst fest, und zwar mit Gültigkeit für 
ein ganzes Wirtschaftsjahr. Der Schwellenpreis ist so fest- 
zulegen, daß das eingeführte Erzeugnis unter Berücksich- 
tigung des Pauschbetrages h, her Qualitätsdifferenzen und 
der Transportkosten im Fiauptzuschußgebiet zum Grund- 
richtpreis h angeboten werden kann. Der Schwellenpreis 
wird also vom Grundrichtpreis abgeleitet. 

Für Mitgliedstaaten ohne eigene Erzeugung gelten ge- 
meinsame Schwellenpreise, die vom Rat für ein ganzes 
Wirtschaftsjahr beschlossen werden. 


Abschöpfung \ 

Der Abschöpfungsbetrag bei gescliältem Reis entspricht | 
dem Unterschied zwischen dem Schwellenpreis und dem [ 
cif-Preis; der errechnete Abschöpfungssatz wird um einen 
Abschlag ermäßigt, der die Differenz zwischen dem echten 
cif-Preis für geschälten Reis und dem unter Einbeziehung 
von bearbeitetem Reis ermittelten cif-Preis ausmacht. 

Der Abschöpfungsbetrag für bearbeiteten Reis wird 
unter Berücksichtigung von Ausbeuteunterschieden von 
der Abschöpfung für geschälten Reis abgeleitet. Der sich 
daraus ergebende Satz wird um einen festen Teilbetrag, 
dem sogenannten Industrieschiitzbetrag, erhöht. 

Der Abschöpfungsbetrag bei Bruchreis entspricht der 
Differenz zwischen dem Schwellenpreis und dem cif-Preis. 

Erstattungen 

Für die Ausfuhr von Reis wird wahlweise eine Er- 
stattung in Form einer abschöptungsfreien Wiedereinfuhr 
oder eine Barerstattung gewährt. 


Ü siehe Definitionen ini Absdinitt „Getreide" 


b) Regelung ab 1, September 1967 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Für Rotterdam werden berechnet 
ein cif-Preis für geschälten Reis 
ein cif-Preis für vollständig geschliffenen Reis und 
ein cif-Preis für Bruchreis. 

Die cif-Preise werden für V\/aren in loser Schüttung be- 
rechnet. Dabei werden die günstigsten Einkaufsmöglidi- 
keiten auf dem Weltmarkt zugrunde gelegt. Die Quali- 
tätsunterschiede gegenüber der Standardqualität werden 
durch entsprechende Berichtigungsbeträge ausgeglichen, 

Schwellenpreise 

Für die Gemeinschaft werden jährlich vom Rat vor 
dem 1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr für 
Rotterdam 

ein Schwellenpreis für geschalten Reis 

ein Schwellenpreis für vollständig geschlilfenen Reis und 

ein Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. 

Der Schwellenpreis für geschliffenen Reis und für 
Bruchreis wird von dem Schwellenpreis für geschälten 
Reis abgeleitet. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von geschältem Reis, vollständig ge- 
schliffenem Reis oder Bruchreis wird eine Abschöpfung 
erhoben, die der Differenz zwischen cif-Preis und Schwel- 
lenpreis entspricht. Bei der Einfuhr von Rohreis und 
halbgeschliffenem Reis wird die Abschöpfung durch ent- 
sprechende Umrechnungssätze berichtigt. 

Erstattung 

Um die Ausfuhr von Reis und Reiserzeugnissen auf 
dem Weltmarkt zu ermöglichen, kann der Unterschied 
zwischen den Weltmarktpreisen und den Preisen der Ge- 
meinschaft, soweit erforderlich, durch eine Erstattung 
ausgeglichen werden. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich. Sie kann je nach Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich sein. 


Schweinefleisch 
a) Regelung bis 30. Juni 1967 

Einschleusungspreise 

Die Einschleusungspreise für geschlachtete und davon 
abgeleitet für lebende Schweine werden vierteljährlich 
unter Berücksichtigung der Futtergetreidepreise auf dem 
Weltmarkt und eines für die ausführenden Länder reprä- 
sentativen Veredelungskoeffizienten, der für Mitglied- 
staaten höher als für Drittländer ist, festgelegt. Der Ein- 
schleusungspreis gegenüber Drittländern, der für alle Mit- 
gliedstaaten einheitlich festgesetzt wird, enthält nicht die 
Abschöpfung; im innergemeinschaftlichen Einschleusungs- 
preis dagegen ist die Abschöpfung enthalten. 

Die Einschleusungspreise für Teilstückc werden mit 
Hilfe von Umrcchnungskoeftizientcn, die sich auf das ge- 
schlachtete Schwein beziehen, berechnet und ebenlalls 
vierteljährlich, und zwar zu Beginn eines jeden Quartals, 
festgesetzt. 
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Für bearbeitete Teilstücke und Schweincfleischerzeug- j 
nisse sind keine Einschleusungspreise festgesetzt. Sie I 
werden nach der Verordnung Nr. 8.5/1963 als Folgeerzeug- 
nisse bezeichnet. 


Abschöpfung 

Die Abschöpfung für geschlachtete und davon abgeleitet 
für lebende Schweine setzt sich zusammen: 

gcgenübec Milgliedstaateii aus zwei Teilbeträgen 

a) einem Teilbetrag, welcher die unterschiedlichen Fut- 
terkosten in den einzelnen Mitgliedstaaten berück- 
sichtigt, 

b) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied der 
Referenzpreise in den verschiedenen Mitgiiedstaaten 
— vermindert um den veränderlichen Teilbetrag — 

errechnet, 

gegenüber Drittländern aus drei Teilbeträgen 

a) einem Teilbetrag, welcher dem Abschöpfimgsbetrag 
entspricht, der gegenüber dem Mitgliedstaat mit dem 
niedrigsten Referenzpreis (Niederlande) erhoben 
wird, 

b) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied zwi- 
schen den Futtergetreidepreisen des Mitgliedstaates 
mit dem niedrigsten Referenzpreis (Niederlande) und | 
dem Weltmarktpreis für Futtergetreide errechnet, 

c) einem Teilbetrag, der im ersten Jahr der Abschöp- 
fungsregelung 2^'a) des durchschnittlichen Angebots- 
preises entspricht, zu dem im Vorjahr die Einfuhren 
aus Drittländern in die Gemeinschaft erfolgten. In 
den folgenden sieben Jahren v/ird der Betrag schritt- 
weise bis auf 7 o heraufgesetzt und jeweils nach 
dem durchschnittlichen Einfuhrpreis des Vorjahres 
berechnet. 

Die Abschöpfungssätze gegenüber Mitgiiedstaaten än- 
dern sich ab 1. Juli 1963 (Artikel 3 und 12 der Verordnung 
Nr. 20) jährlich. 

Die Abschöpfungssätze gegenüber Drittländern ändern 
sich vierteljährlich, soweit der Teilbetrag b (Unterschiede 
der Futterkosten) in Betracht kommt. 

Die Abschöpfungssätze für bearbeitete Teilstücke und 
Schweinefleischerzeugnis.se werden nach den gleichen 
Grundsätzen wie bei lebenden und geschlachteten Schwei- 
nen festgesetzt. Die Berechnung erfolgt ebenfalls mit Hilfe 
von Umrechnungskoeffizienten, die sich auf das geschlach- I 
tete Schwein beziehen; in bestimmten Fällen werden dem ! 
Abschöpfungsbetrag auch Herstellungskosten hinzuge- 
rechnet. 


Zusatzabschöpfiing 

Liegt bei Einfuhren aus Drittländern der Angebotspreis 
(Preis frei Grenze) unter dem Einschleusungspreis, so 
wird eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. Liegt bei Ein- 
fuhren aus Mitgiiedstaaten der Preis einschließlich Ab- 
schöpfung unter dem Einschleusungspreis für Mitglied- 
staaten, so wird ebenfalls eine Zusatzabschöpfung er- 
hoben. Die Zusatzabschöpfungen werden vom jeweiligen 
Mitgliedstaat festgesetzt, wenn durch wiederholte Unter- 
schreitung der Einschleusungspreise der inländische 
Marktpreis beeinträchtigt wird. Von der Kommission kön- 
nen anschließend für alle Mitgiiedstaaten geltende ge- 
meinsame Maßnahmen erlassen werden. 

Für Fülgeerzeugnisse richtet sich die Zusatzabschöpfung 
nach den jeweiligen hierfür festgesetzten Umrechnungs- 
koeffizienten. 


Erstattungen 

Erstattungen können gewährt werden, 

bei der Ausfuhr nach Mitgliedstcioten: 

Bis zum 31. Juli 1964 konnten die Teilbeträge a und b 
der Drittlandabschöpfung des ausführenden Mitglied- 
staates erstattet werden. Der einführende Mitgliedstaat 
erhob dagegen eine Abschöpfung, die den Teilbeträgen a 
und b seiner Drittlandabschöpfung entsprach. Seit dem 
i 1. August 1964 ist nur noch eine Erstattung des Teil- 
I betrags a der Abschöpfung zwischen dem ausführenden 
und dem einführenden Mitgliedstaat zulässig; 

bei der Ausfuhr nach Drittländern: 

Es kann eine Erstattung bis zur Höhe der Drittland- 
abschöpfung des ausführenden Mitgliedstaates gewährt 
werden. 


b) Regelung ab 1. Juli 1967 

(ohne Berücksichtigung der Übergangsbestimmungen) 

E i n schien s ungspr ei s e 

Der für die Gemeinschaft einheitliche Einschleusungs- 
preis für geschlachtete Schweine wird unter Berücksich- 
tigung der Futterkosten und der allgemeinen Erzeugungs- 
iind Vermarktungskosten auf dem Weltmarkt festgesetzt 
und jeweils zum 1. Februar, 1. Mai, 1. August und 1. No- 
vember jeden Jahres der Entwicklung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt angepaßt. 

Die Einschleusungspreise für lebende Schweine und für 
die übrigen vom Rat in der Verordnung Nr. 134 67 be- 
stimmten Erzeugnisse werden hiervon mit Hilfe von Um- 
rechnungskoeffizienten abgeleitet. 

Abschöpfung 

Die für die Gemeinschaft einheitliche Abschöpfung für 
geschlachtete Schweine setzt sich zusammen aus 

i a) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied zwi- 
schen den Futtergetreidepreisen in der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt ergibt und jeweils für drei 
Monate festgesetzt wird und 

b) einem jeweils für 12 Monate geltenden Teilbetrag in 
Höhe von 7 ^/'o des Durchschnitts der Einschleusungs- 
preise ini zurückliegenden Jahr. 

Die Abschöpfungssätze für lebende Schweine, Teilstücke 
und Schweineficischerzeugnisse weiden von der Abschöp- 
fung für geschlachtete Schweine mittels Koeffizienten ab- 
geleitet, die unter Berücksichtigung des Preisverhältnisses 
festgesetzt werden, das in der Gemeinschaft zwischen ge- 
I schlachteten Schweinen und dem betreffenden Erzeugnis 
I besteht. Bei Fertigerzeugnissen wird diesem abgeleiteten 
i Abschöpfungssatz noch ein Teilbetrag zum Schutz der 
I Veredelungsindustrie hiirzugerechnet, 

Zusatzabschöpfiing 

Liegt bei Einfuhren der Angebotspreis (Preis frei 
Grenze) unter dem Einschleusungspreis, so wird eine für 
die Gemeinschaft einheitliche Zusatzabschöpfung festge- 
setzt, 

I Für Erzeugnisse, lür die kein Einschleusungspreis lesl- 
I gesetzt wird, ist die Festsetzung eines Zusatzbetrages nach 
den in der Verordnung Nr. 137/67 festgelegten Grund- 
I Sätzen möglich. 
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Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preisunter- 
schiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt 
Erstattungen gewährt werden, die im Verwaltungsaus- 
schußverfahren festgesetzt werden und einheitlich für die 
gesamte Gemeinschaft gelten. 

Marktinterventionen 

Vom Rat wird jährlich für die Zeit vom 1. November 
bis 31. Oktober ein Grundpreis für geschlachtete Schweine 
festgesetzt. Interventionsmaßnahmen können erst be- 
schlossen werden, wenn der Durchschnittspreis auf den 
Märkten der Gemeinschaft unter den Grundpreis gefallen 
ist. Die gemeinschaftlich zu treffenden Interventionsmaß- 
nahmen sind von Fall zu Fall im Verwaltungsaussdiuß- 
verfahren festzulegen. Für die Ankaufspreise der Inter- 
ventionsstellen gilt eine Preisschere von 85 bis 92 des 
Grundpreises. 


Rindfleisch 

Orientierungspreise 

Orientierungspreise werden jeweils für ein Wirtschafts- 
jahr für Rinder und für Kälber festgesetzt. Für die Wirt- 
schaftsjahre 1964^65 bis 1967/68 wurden sie noch von 
den einzelnen Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene im 
Rahmen einer vom Rat festgelegten Ober- und 
Untergrenze festgesetzt. Vom 1. April 1968 an sollen für 
alle Mitgliedstaaten einheitliche Orientierungspreise gel- 
ten. 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise werden die 
Preise für Rinder und Kälber auf den Referenzmärkten 
sowie die Entwicklungsaussichten für die Erzeugung und 
den Verbrauch von Rindfleisch in der Gemeinschaft und 
auch die Marktlage bei Milch und Milcherzeugnissen be- 
rücksichtigt. In der Bundesrepublik Deutschland gelten als 
Referenzmärkte die 12 Großmärkte Nordrhein-Westfalens. 

Der Orientierungspreis für Rinder ist ausschlaggebend 
für: 

a) den Beginn und die Höhe der Abschöpfung bei Ein- 
fuhren aus Drittländern, 

b) den Beginn einer Abschöpfung bei Einfuhren aus 
Mitgliedstaaten, 

c) den Beginn der Intervention auf dem Inlandsmarkt 
(über den Interventionspreis) und 

d) den Absatz von Gefrierfleisch aus Interventionsmaß- 
nahmen auf dem Markt der Gemeinschaft. 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis für Rinder wird jährlich in Ab- 
hängigkeit von dem Orientierungspreis für Rinder festge- 
setzt; für Kälber ist keine Intervention vorgesehen. In 
den ersten drei Jahren nach Inkrafttreten der Verord- 
nung konnten die Mitgliedstaaten ihren Interventions- 
preis auf nationaler Ebene jeweils zwischen 93 und 96 Vo 
des Orientierungspreises festlegen, während im Rinder- 
wirtschaftsjahr 1967/68 durch die Festsetzung einer 
oberen Interventionspreisgrenze von 246 DM je 100 kg 
Lebendgewicht vom Rat bereits eine gewisse Koordinie- 
rung der Interventionsmaßnahmen in der Gemeinschaft 
angestrebt worden ist. 

Einfuhrpreise 

Einfuhrpreise für Rinder und Kälber werden von der 
Kommission der EWG für Einfuhren aus Drittländern 
wöchentlich an Hand repräsentativer Preise auf repräsen- 
tativen Drittlandsmärkten ermittelt. 


Abschöpfung 

Die Einfuhrregelung beruht auf Zöllen und wird durch 
einen Abschöpfungsmechanismus ergänzt. Die Abschöpfung 
setzt nur bei einem abgesunkenen inländischen Markt- 
preis ein, und dann bei Einfuhren aus Drittländern zu 
einem wesentlich früheren Zeitpunkt (Unterschreitung der 
„Abschöpfungsschwelle’', d. h. 105 des Orientierungs- 
preises) als bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten (nur bei 
Interventionen auf dem Inlandsmarkt). 

Liegt der Marktpreis auf den Referenzmärkten zwischen 
100 und 105 Vo des Orientierungspreises so wird die Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr aus Drittländern in halber 
Höhe erhoben. Unterschreitet der Marktpreis den Orien- 
tierungspreis, so wird die volle Abschöpfung erhoben. 

Die Abschöpfung errechnet sich aus der Differenz 
zwischen dem um einen Pauschalbetrag für Transport- 
kosten erhöhten Einfuhrpreis zuzüglich Zoll und Umsatz- 
ausgleichsteuer einerseits und dem Orientierungspreis 
andererseits. 

Die Abschöpfung für Fleisch leitet sich von der Ab- 
schöpfung für Lebendvieh ab, indem dem Einfuhrpreis 
für Lebendvieh der Zollsatz für Fleisch einschließlich 
Umsatzausgleichsteuer hinzugerechnet wird. Der sich er- 
gebende Differenzbetrag zwischen diesem Einfuhrpreis 
und dem Orientierungspreis wird mit einem festgelegten 
Koeffizienten multipliziert. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren in Mitgliedstaaten sind Erstattungen nur 
für Gefrierfleisch möglich, das aus Interventionen stammt. 

Bei Ausfuhren in Drittländer können Erstattungen für 
bestimmte Erzeugnisse (Lebendrinder, Rindfleisch in Hälf- 
ten und Vierteln, Rindfleischkonserven sowie Rindertalg 
zur Herstellung von Lebensmitteln) gewährt werden. Die 
Höhe der Erstattungen ist gesondert geregelt. Die Mit- 
gliedstaaten sind auch nicht verpflichtet, eine volle Er- 
stattung zu gewähren, sondern können bestimmte Pro- 
zentsätze des zulässigen Betrages erstatten. 


Eier und Geflügel 

a) Regelung bis 30. Juni 1967 

Einschleusungspreise 

Im Gegensatz zur Schweinemarktordnung gibt es bei 
Eiern und Geflügel Einschleusungspreise nur gegenüber 
Drittländern, jedoch nicht gegenüber Mitgliedstaaten. 

Die Einschleusungspreise werden unter Berücksichti- 
gung der Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt, 
eines für die ausführenden Drittländer repräsentativen 
Veredelungskoeffizienten sowie eines Pauschbetrages 
für die sonstigen Erzeugungskosten errechnet. Die Ein- 
schleusungspreise werden für jeweils drei Monate im 
voraus festgesetzt. Zum 1. Oktober, 1. Januar und 
1. April erfolgen Änderungen jedoch nur, wenn sich die 
Getreidepreise auf dem Weltmarkt um mehr als ± 3 Vo 
gegenüber der Berechnungsbasis für das vorangegangene 
Quartal verändert haben. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfungsbeträge setzen sich zusammen: 
gegenüber Mitgliedstaaten aus zwei Teilbeträgen 

a) einem Teilbetrag, welcher der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen in 
den Mitgliedstaaten auf die Futterkosten entspricht. 
Dieser Teilbetrag ändert sich vom 1. Juli 1963 an 
jährlich. 
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bp einem Teilbetrag in Höhe der Auswirkung des im 
Jahre 1962 gegenüber den anderen Mitgliedstaaten 
geltenden Zollsatzes auf den Durchsdmitt der im 
Jahre 1961 festgestellten Preise frei Grenze. Dieser 
Teilbetrag wird innerhalb von sieben Jahren um 
zwei Fünfzehnte] jährlich verringert, 

gegenüber Drittländern aus drei Teilbeträgen 

a) einem Teilbetrag, der der Auswirkung des Unter- 
schiedes zwischen den Futtergetreidepreisen im ein- 
führenden Mitgliedstaat und auf dem Weltmarkt auf 
die Futterkosten entspricht. Dieser Teilbetrag än- 
dert sich vierteljährlich; zürn 1. Oktober, 1. Januar 
und 1. April jedoch nur, wenn sich die der Berech- 
nung für das vorangegangene Quartal zugrunde 
liegenden Getreidepreise auf dem Weltmarkt um 
mehr als ± 3 Vo verändert haben), 

b) einem Teilbetrag wie gegenüber Mitgliedstaaten 
unter b (einem Teilbetrag in Höhe der Auswirkung 
des im Jahre 1962 gegenüber den anderen Mitglied- 
staaten geltenden Zollsatzes auf den Durchschnitt 
der im Jahre 1961 festgestellten Preise frei Grenze. 
Dieser Teilbetrag wird innerhalb von sieben Jahren 
um zwei Fünftel jährlich verringert), 

c) einem Teilbetrag, der im eisten Jahr der Abschöp- 
fungsregelung 2 '^'n des durchschnittlichen Angebots- 
preises entspricht, zu dem im Vorjahr die Einfuhren 
aus Drittländern in die Gemeinschaft erfolgten, ln 
den folgenden sieben Jahren wird der Betrag 
schrittweise bis auf 7 "^/o heraufgesetzt und jeweils 
nach dem durchschnittlichen Einschleusungspreis des 
Vorjahres berechnet. 

Zusatzübschöpfung 

Fällt der Angebotspreis (Preis frei Grenze) bei Ein- 
fuhren aus Drittländern unter den Einschleusungspreis, 
so wird eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. Bis zum Erlaß 
gemeinsamer Maßnahmen erfolgt die Festsetzung der Zu- 
satzabschöpfung durch den jeweiligen Mitgliedstaat. Die 
Kommission entscheidet anschließend über erforderliche 
gemeinsame Maßnahmen. 

Erstattungen 

Erstattungen können gewährt werden bei der Ausfuhr 
nach Mitgliedstaaten 

in Höhe des Futtergetreidekostenunterschieds [Teilbetrag 
a) der Abschöpfung] zwischen dem ausführenden und dem 
einführenden Mitgliedstaat, wobei der einführende Mit- 
gliedstaat die normale Abschöpfung erhebt, oder 

nach Drittländern 

bis zur Elöhe der Drittlandsabschöpfung des ausführenden 
Mitgliedstaates. 


b) Regelung ab 1. Juli 1967 

(ohne Berücksichtigung der Übergangsbestimmungen) 
Einschleusiingspreise 

Die Einschleusungspreise gegenüber Drittländern wer- 
den unter Berücksichtigung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt, eines für die ausführenden Drittländer 
repräsentativen Veredelungskoeffizienten sowie einem 
Pauschbetrag für die sonstigen Erzeugungskosten errech- 
net. Die Einschleusungspreise werden jeweils für 3 Monate 


im voraus festgesetzt, und zwar mit Ausnahme der Fest- 
setzung zum 1. Juli 1967 — jeweils für einen am 
1. August, 1. November, 1. Februar und 1. Mai beginnen- 
den Zeitraum von 3 Monaten wobei Änderungen zum 
1. November, 1. Februar und 1. Mai nur erfolgen, wenn 
sich die Getreidepreise auf dem Weltmarkt um mehr als 
± 3 0 gegenüber der Berechnungsbasis für die voran- 

gegangenen drei Monate verändert haben. 

Abschöpfung 

Die Abseböpfungsbeträge gegenüber Drittländern setzen 
sich aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

a) einem Teilbetrag, welcher der Auswirkung des Unter- 
schiedes zwischen den Futtergetreidepreisen in der Ge- 
meinschaft und auf dem Weltmarkt auf die Futter- 
kosten entspricht. Dieser Teilbetrag wird — wie der 
Einschleusungspreis — für einen Zeitraum von 3 Mo- 
naten im voraus festgesetzt; Änderungen erfolgen zum 
1, November, 1. Februar und 1. Mai jedoch nur, wenn 
sich die der Berechnung für das vergangene Viertel- 
jahr zugrunde liegenden Getreidepreise auf dem Welt- 
markt um mehr als ± 3 ^’/o geändert haben. 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 o des durch- 
schnittlichen Einschleusungspreises der 12 Monate vor 
dem 1. Mai eines jeden Jahres. Dieser Teilbetrag 
wird jährlich zum 1. August - - mit Ausnahme der 
Festsetzung zum 1. Juli 1967 - — für einen Zeitraum 
von 12 Monaten im voraus festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei Einfuhren aus 
Drittländern unter den Einschleusungspreis, so wird von 
der Kommission eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. 

Erstattungen 

Erstattungen können bei der Ausfuhr nach Drittländern 
bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen den Preisen in 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt gewährt 
werden. Bei der Festsetzung der Erstattung ist die Ver- 
sorgungslage der Gemeinschaft sowie die wirtschaftliche 
Bedeutung der Ausfuhr zu berücksichtigen. Die Erstattun- 
gen können je nach Bestimmungsgebiet in unterschied- 
licher Höhe festgesetzt werden. Die Liste der Erzeugnisse, 
für welche Erstattungen gewährt weiden, sowie die Höhe 
Der Erstattungen werden von der Kommission mindestens 
alle drei Monate neu festgesetzt. 


Milch und Milcherzeugnisse 

Richtpreise 

Jeder Mitgliedstaat setzt während der Übergangszeit 
für das Milchwirtschaftsjahr (1. April bis 31. März) einen 
Richtpreis fest, der für 1 kg Milch mit einem Fettgehalt 
von 3,7 o/o ab Hof gilt. Dieser Richtpreis ist der Preis, der 
für den Durchschnitt aller verkauften Milch angestrebt 
wird; er stellt also weder einen Fest-, noch einen Garan- 
tie- oder Mindestpreis dar. 

Zur Vereinheitlichung der einzelstaatlichen Richtpreise 
sollte vom 1. April 1965 an ein gemeinsamer Richtpreis 
festgesetzt werden; zunächst wurde lediglich eine Ein- 
engung der unteren und oberen Grenzen der nationalen 
Richtpreise beschlossen. Zur Annäherung der Preise sind 
jährlich Korrekturen der einzelstaatlichen Rieht- und 
Schwellenpreise vorgesehen. 

Im Juli 1966 wurde der vom 1. April I960 an gültige 
Richtpreis auf 41,2 Pf je kg Milch frei Molkerei fest- 
gesetzt. 
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Frei-Grenze- Preise 

Bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten 

werden Frei-Grenze-Preise — in der Regel alle vier- 
zehn Tage — für die gleichen Erzeugnisse festgesetzt, für 
die auch Schwellenpreise bestehen. 

Die von der Kommission festzusetzenden Frei-Grenze- 
Preise werden auf der Grundlage der repräsentativsten 
Preisfeststellung ab Werk im ausführenden Mitglied- 
staat ermittelt. Diesem Preis werden Transportkosten 
bis zur Grenze und Grenzüberschreitungskosten, für 
die Pauschalsätze vom Rat festgesetzt wurden, zuge- 
schlagen und der Betrag abgezogen, der den bei der Aus- 
fuhr erstatteten inländischen Abgaben entspricht. Wird 
ein Erzeugnis in einem Mitgliedstaat nicht hergestellt, 
wird der Frei-Grenze-Preis hierfür vom Schwellenpreis 
abgeleitet. 

Bei Einfuhren aus Drittländern 

werden die Frei-Grenze-Preise des einführenden Mit- 
gliedstaates auf Grund der günstigsten Einkaufsmöglich- 
keiten im internationalen Handel ermittelt. Die Kommis- 
sion setzt die Frei-Grenze-Preise in der Regel alle 
acht Tage, vom 1. November 1965 an vierzehntäglich 
auf Grund aller ihr zugänglichen Informationen mit den 
notwendigen Korrekturen fest. 


Schwellenpreise 

Die Schwellenprei.se für Milcherzeugnisse werden zu 
Beginn eines jeden Milchwirtschaftsjahres durch Verord- 
nung der Bundesregierung in Kraft gesetzt. Ausgangs- 
punkt für die Berechnung der Schwellenpreise, die für 
14 sogenannte Leiterzeugnisse, sowie Cheddarkäse und 
Tilsiterkäse festgelegt werden, sind die Referenzpreise. 
Diese sind vom Rat in Ableitung von den Durchschnitts- 
preisen des Kalenderjahres 1963 festgelegt worden. 

Die Schwellenpreise beziehen sich auf die Handelsstufe 
„frei Großhandel". Sie umfassen gleichzeitig einen Pausch- 
betrag zur Sicherung der Präferenz der Mitgliedstaaten. 

Änderungen bei den Schwellenpreisen der Mitglied- 
staaten ergeben sich in jedem Milchwirtschaftsjahr aus 
dem Abbau der Beihilfen und der Annäherung der einzel- 
staatlichen Rieht- und Schwellenpreise auf ein gemein- 
sames Ziel hin; sie werden vom Rat beschlossen. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Milcherzeugnissen wird eine Ab- 
schöpfung erhoben. Der Abschöpfungsbetrag errechnet 
sich für die Leiterzeugnisse und die damit gekoppelten 
Erzeugnisse wie folgt: 

bei der Einfuhr aus Mitgliedstaaten 

Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaates 

abzüglich Frei-Grenze-Preis des ausführenden Mit- 
gliedstaates, 

abzüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben, 

abzüglich Pauschbetrag zur Herstellung der Mitglied- 
staatspräferenz, 

bei der Einfuhr aus Drittländern 

Schwellenpreis des Einfuhrlandes, 
abzüglich Frei-Grenze-Preis für Diitllandsangebule, 
abzüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben. 


I Bei den mit Leiterzeugnissen gekoppelten Waren wird 
der Abschöpfungsbetrag nach gewissen Kriterien (Fett- 
1 gehalt etc.) vom Abschöpfungsbetrag des Leiterzeugnisses 
abgeleitet. Bei gezuckerten Milchprodukten wird außer- 
dem — bis zur Einführung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Zucker — ein fester Betrag zur Deckung 
der Zuckerkostenunterschiede erhoben. 

Bei Schmelzkäse wird die Abschöpfung grundsätzlich 
von den Sätzen der Gruppe 9 (Goudakäse) und von der 
Butterabschöpfung abgeleitet und ein fester Teilbetrag 
zum Schutz der Industrie zugeschlagen. Bei Schmelzkäse, 
zu deren Herstellung nur Emmentaler und Greyerzer ver- 
wendet worden sind, wird die Abschöpfung dagegen von 
den Sätzen der Gruppe 8 abgeleitet, und es werden an- 
dere Teilbeträge zugeschlagen. 

Die Abschöpfungsbeträge werden durch die Mitglied- 
staaten festgesetzt und erhoben; die Sätze werden nur 
geändert, wenn nach den Berechnungen gewisse Spannen 
überschritten werden. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr von Milcherzeugnissen, bei deren Ein- 
fuhr eine Abschöpfung erhoben wird, kann vom Ausfuhr- 
land eine Erstattung nach EWG-Recht gewährt werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland macht von dieser Ermäch- 
tigung bei einer Reihe von Erzeugnissen in unterschied- 
lichem Umfang Gebrauch. 

Der Höchstbetrag der Erstattung für Leiterzeugnisse 
und die damit gekoppelten Erzeugnisse errechnet sich wie 
folgt: 

bei der Ausfuhr in Mitgliedstaaten 
Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes, 
abzüglich Schwellenpreis des Einfuhrlandes, 
zuzüglich Präferenzpauschbetrag, 

zuzüglich bei der Einfuhr erhobene inländische Ab- 
gaben des Einfuhrlandes, 

bei der Ausfuhr in Drittländer 

Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes gegenüber einem 
Mitgliedstaat, 

abzüglich Transportkosten und Grenzüberschreitungs- 
kostenpauschale gegenüber diesem Mitgliedstaat, 

zuzüglich 8, — DM je 100 kg (fob-Zuschlag) , 
abzüglich Frei-Grenze-Preis für Drittlandsangebote, 

zuzüglich einer nach Zonen gestaffelten Transport- 
kostenpauschale. 

Liegt der Frei-Grenze-Preis des Ausfuhrlandes über dem 
Schwellenpreis, wird der Erstattungshöchstbetrag entspre- 
chend gekürzt. Für die mit Leiterzeugnisse gekoppelten 
Waren werden die Ersfattungshöchstbeträge nach analo- 
gen Regeln wie bei der Abschöpfung berechnet. 

Die Höchstbeträge der Erstattung gelten im Handel mit 
Mitgliedstaaten und europäischen Ländern (Zone I) bis 14 
Tage, beim Handel mit außereuropäischen Ländern bis 
sechs Wochen nach ihrer Berechnung. Für Ausfuhren in 
Drittländer bestehen darüber hinaus Sonderregelungen. 

Ausgleichsabgaben bei der Ausfuhr 

Mitgliedstaaten, die Beihilfen für Milch oder Milch- 
erzeugnis.se gewähren, können bei der Ausfuhr dieser 
i Milcherzeugnisse nach anderen Mitgliedstaaten eine Aus- 
j gleichsabgabe bis zur Höhe der Auswirkung der Beihilfen 
I erheben. Voraussetzung ist jedoch, daß bei der Einfuhr 
; der gleichen Erzeugnisse in diesen Mitgliedstaaten eine 
i Subvention in entsprechender Höhe gewährt wird. 
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öle und Fette 
ci) Regelung für Olivenöl 

Er Zeugerrichtpreis/ Marktrichtpreis 

Beide Richtpreise werden jährlich tür den Zeitraum 
November/Oktober festgesetzt. Der Unterschied zwischen 
diesen beiden Preisen ist gleich der Beihilfe, die dem Er- 
zeuger gewährt wird. 

Interventionspreis 

Der Interventionspreis wird jährlich festgesetzt, er 
garantiert dem Erzeuger einen Mindesterlös. 

cif-Preise 

Der cif-Preis ist ein Element für die Berechnung der 
Abschöpfung. Die cif-Preise werden wöchentlich für den 
Grenzübergangsort Imperia (Italien) aufgrund der gün- 
stigsten Einkaufsmöqlichkeiten auf dem Weltmarkt er- 
mittelt. 

Schwellenpreis 

Der Schwellenpreis wird jährlich so festgesetzt, daß der 
Abgabepreis für das aus Drittländern eingeführte Oliven- 
öl dem Marktrichtpreis entspricht. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Olivenöl aus Drittländern wird 
eine Abschöpfung in Höhe des Unterschiedes zwischen 
Schwellenpreis und cif-Preis erhoben. Die Abschöpfungs- 
sätze werden von der Kommission halbmonatlich fest- 
gesetzt. 


Aus fuhrerstattung^ Ausfuhrabschöpfung 

Bei der yXusfuhr von (iilivenöl nach Drittländern kann 

a) eine Erstattung in bar gewährt werden, wenn der 
AYeltmarktpreis niedriger liegt als der Preis in der 
Gemeinschaft, 

b) ein Abschöpfungsbetrag erhoben werden, wenn der 
Weltmarktpreis über dem Preis in der Gemeinschaft 
liegt. 

b) Regelung für Olsaaten 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis sichert dem Erzeuger einen Min- 
desterlös. Der Interventionsgrundpreis und die abgeleite- 
ten Interventionspreise werden jährlich festgesetzt. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind neun Hauptinterven- 
tionsorte und 15 Nebeninterventionsorte bestimmt. (Vgl, 
Abschnitt XI. a. 2). 

Beihilfe 

Den Erzeugern von Olsaaten in der Gemeinschaft wird 
eine Beihilfe gewahrt, die dem Unterschied zwischen dem 
jährlich festgesetzten Richtpreis und dem jeweils wöchent- 
lich ermittelten Weltmarktpreis entspricht. Die Höhe der 
Beihilfe wird wöchentlich von der Kommission festgesetzt; 
dabei werden die ihr von den Mitgliedstaaten über- 
mittelten Angaben über vorliegende repräsentative An- 
gebote und gegebenenfalls sonstige preisbeeinflussende 
Vorgänge auf dem Weltmarkt berücksichtigt. 

Erstattung 

Bei Ausfuhren nach Drittländern kann eine Erstattung 
(in bar) gewährt werden, wenn die Preise in der Ge- 
meinschaft höher sind als die Weltmarktpreise. 


2. Übersicht über die wichtigsten Instrumente 
der EWG-Marktorganisationen 


In der nachfolgenden Übersicht wurde versucht, eine kurze synop- 
tische Darstellung über die wichtigsten Instrumente der einzelnen 
EWG-Marktorganisationen nach dem Stande vom 1. Juli 1967 zu geben. 
Die für das Berichtsjahr 1966/67 geltenden Regelungen wurden in der 
entsprechenden Übersicht des vorjährigen Berichts (Drucksache V/1108) 
zusammengefaßt. 

Die Darstellung gibt nicht sämtliche in den Marktordnungen enthal- 
tenen Bestimmungen wieder. Sie sagt auch nichts aus über Festlegung, 
Bedeutung, Aufgabe und tatsächliche Anwendung der aufgeführten 
Instrumente. Sie zeigt lediglich die wichtigsten Instrumente, mit denen 
die einzelnen Marktorganisationen arbeiten, wobei die Bezeichnungen 
den jeweiligen EWG-Marktordnungen entnommen wurden, und läßt 
ünterschiede zwischen dem Aufbau der verschiedenen Marktorgani- 
sationen erkennen. So ist bei einem V^ergleich der Marktorganisa- 
tionen untereinander zu berücksichtigen, daß gleiche oder ähnliche 
Begriffe, die in der Übersicht in derselben Zeile aufgeführt werden, 
nicht auch den gleichen Inhalt oder die gleiche Funktion haben müs- 
sen. Zum Beispiel unterscheiden sich cif-Preise, Einschleusungspreise 
und Einfuhrpreise grundsätzlich voneinander. 

Festlegung und Handhabung der wichtigsten Instrumente der 
Marktorganisationen werden außerdem im Kapitel „Grundlagen und 
Definitionen" erläutert. 
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EWG-Grundverordnung Nr.: 

1 120/67 1 

1 359/67 1 

1 23 (1962) 1 

24 

(1962) 1 

4 4 •67 rg | 

1 121/67 

1 14/64 

1 1 22/67 

1 123/67 

1 13/64 

1 136/66 


I. Instrumente auf dem Inlandsmarkt 


1, Kennzeichnung des Preisniveaus . . , 

Richt- 

preis 

(Groß- 

handels- 

stufe) 

Richtpreis 



Richtpreis 

(Fabrika- 

tionsstufe) 


Orientie- 

rungspreis 



Richtpreis 
ab Flof für 
an Molke- 
reien 
gelieferte 
Mildi 

Markt- 

richtpreis 

Richtpreis 

2. Garantierte Preise 

Inter- 
ventions- 
preis ®) 

Inter- 

ventions- 

preis 



Interven- 
tionspreis 
ab Fabrik; 
Mindest- 
preis für 
Zucker- 
rüben 


Inter- 

ventions- 

preis 



Interven- 
tionspreis 
für Butter 

Inter- 

ventions- 

preis 

Inter- 

ventions- 

preis 

3. Interventionen 

Inter- 
ventions- 
pflicht 6) 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Inter- 

vention 

möglich 


Interven- 
tionspflicht 
für Weiß- 
zucker 

Inter- 

vention 

möglich 

Interven- 
tion für 
Rinder und 
Rindfleisch 
möglich 



Interven- 
tion mög- 
lich, für 
Butter 
Pflicht 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

4. Qualitätsbestimmungen 

EWG- 
1 Standard- 
qualität 

EWG- 

Standard- 

qualität 

Qualitäts- 

normen 


EWG- 

Standard- 

ciualität 








5. Sonstige Regelungen 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Denatu- 
rierungs- 
prämie für 
Brot- 
getreide 
möglich 

Monatliche 

Preis- 

zuschläge 

(Reports) 



Produk- 
tions- 
quoten 
für Zucker; 
Denaturie- 
rungs- 
prämie 
möglich 






Beihilfen 
für Erzeu- 
ger, Erzeu- 
gerricht- 
preis 

Beihilfen 

für 

Erzeuger 


II. Instrumente beim grenzüberschreitenden Warenverkehr 


A. Einfuhr 


1. Preise vor Einfuhrbelastung 


gegenüber 

Mitgliedstaaten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Einfuhr- 

preis 



Frei- 

Grenze- 

Preis 



gegenüber 

Drittländern 

cif-Preis 

cif-Preis 

— 

— 

cif-Preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einfuhr- 

preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einschleu- 

sungspreis 

Frei- 

Grenze- 

Preis 

cif-Preis 

1 j 


2. Preise nach Einfuhrbelastung 
gegenüber Mitgliedstaaten . 


Interven- 

tionspreis 


Schwelleu- 

preis 
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1 gegenüber 

Drittländern 

Schwellen* 

preis 

Schwellen- 

preis 

Referenz- 
preis im 
Inland für 

9 Erzeug- 
nisse 


Schwellen- 

preis 


Orientie- 
rungspreis; 
Referenz- 
preis im 
Inland 



Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 


3. Einfuhrbelastung 













gegenüber 

Mitgliedstaaten 



Wertzoll 

und 

Mischzoll ^ 

spezi- 
fischer Zoll 

" 


Wertzoll; 
ggf. Ab- 
schöpfung 



Ab- 

schöpfung 



1 gegenüber Drittländern 

4. Kontingente 

Ab- 
schöpfung; 
ggf. Zu- 
satzab- 
schöpfung 
für Folge- 
erzeug- 
nisse 

Ab- 

schöpfung 

Wertzoll 

und 

Mischzoll; 
ggf. Aus- 
gleichs- 
abgabe 

spezi- 
fischer Zoll 

Ab- 

schöpfung 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Wertzoll; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Abschöp- 
fung ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

Abschöp- 
fung: ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 
für Futter- 
pulver 

Abschöp- 
fung; ggf. 
Aus- 
gleichs- 
abgabe 

Wertzoll 
für Saaten- 
öle; ggf. | 
Aus- 
gleichs- 
abgabe 

1 

gegenüber 

Mitgliedstaaten 




vom Rat 
fest- 
gesetzte 
Kontin- 
gente 









gegenüber 

5. Lizenzen 

Drittländern 



Zollkon- 

tingente 

für 

bestimmte 

Erzeug- 

nisse 

bilaterale 

Kontin- 

gente 



GATT- 
Zollkon- 
tingent für 
Gefrier- 
fleisch 





1 

gegenüber 

Mitgliedstaaten 




Einfuhr- 

genehmi- 

gung 



Lizenz mit 
Kaution 
für Ge- 
frierfleisch 



Lizenz mit 
Kaution 
(außer für 
Käse) 


1 

~ 1 

gegenüber 

Drittländern 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 

Kaution 

Einfuhr- 
genehmi- 
gung für 
nicht 
genormte 
Ware 

Einfuhr- 

genehmi- 

gung 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 
möglich 

Lizenz mit 
Kaution 
für Ge- 
frierfleisch 



Lizenz mit 

Kaution 
(außer für 
Käse) 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 
möglich 






B. 

Ausfuhr 







1 

gegenüber 

Mitgliedstaaten 







Erstattung 
für Ge- 
frierfleisch 
aus Inter- 
ventionen 






gegenüber 

Drittländern 

Erstattung 

Erstattung 



Erstattung; 
Ausfuhr- 
lizenz ; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Erstattung 

Erstattung 
für be- 
stimmte 
Erzeug- 
nisse 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung; 
Ausfuhr- 
lizenz; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Erstattung 


1) ohne Berücksichtigung von Übergangsregelungen; für Reis: Stand 1. September 1967 vqj^ Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema •^) wichtige zusätzliche 

Vorschriften in den Verordnungen Nr. 158/66 und 159/66 ^1 Grundverordnung in Vorbereitung Der Handelsverkehr mit Frischmilch und Frischmilcherzeugnissen soll erst ab I. 4. 

1968 in die gemeinsame Marktregelung einbezogen werden. ®) nur für Hartweizen, Weichweizen, Roggen, Gerste und Mais nur noch bei bestimmten Erzeugnissen 
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